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Zusammenfassung 
Die Transformation des Energiesystems hin zur Klimaneutralität bis 2045 erfordert tiefgreifende 
strukturelle Veränderungen im Bereich der Energiebereitstellung und -nutzung, die sich auch 
maßgeblich auf die Planung und Bereitstellung der für Energienutzung und -bereitstellung not
wendigen Infrastrukturen auswirken. 

Das Vorhaben „Integrierte und robuste sowie resiliente Planung der Energieinfrastrukturen im 
Rahmen der Systementwicklungsstrategie“ hatte das Ziel ausgehend von einer Analyse des Sta
tus quo der Infrastrukturplanungsprozesse relevante Felder mit Anpassungsbedarfen bei der 
Planung von Energieinfrastrukturen herauszuarbeiten und hierfür Empfehlungen zu erarbeiten. 
Ein zentrales, inzwischen auch gesetzlich verankertes Steuerungsinstrument in diesem Zusam
menhang ist die Systementwicklungsstrategie1 (SES). Ein besonderer Schwerpunkt des Vorha
bens lag daher auf der Frage, wie und mit ggf. welchen Weiterentwicklungen die SES beitragen 
kann zu einer  

▪ stärker integrierten Planung, d.h. einer Planung, die Kopplungen zwischen Sektoren und 
den Planungen auf verschiedenen Netzebenen ausreichend berücksichtigt, 

▪ robusten und resilienten Planung, d.h. einer Planung, die die Fähigkeit des Systems erhöht, 
mit Unsicherheiten im Hinblick auf zukünftige Infrastrukturbedarfe umzugehen. 

Das vorliegende Gutachten dokumentiert die wesentlichen Erkenntnisse und Empfehlungen des 
Vorhabens. 

In Kapitel 1 werden wesentliche Treiber für Anpassungsbedarfe bei der Infrastrukturplanung 
identifiziert, darunter die hohe Transformationsgeschwindigkeit, zunehmende Unsicherheiten, 
wachsende Kopplungen zwischen Sektoren und den Planungen auf den verschiedenen Netzebe
nen sowie die steigende Notwendigkeit zu energiepolitischen Weichenstellungen. 

Kapitel 2 beschreibt den Status quo der Infrastrukturplanung. Eine zentrale Neuerung ist die 
SES, ein vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) (vormals: Bundesministe
rium für Wirtschaft und Klimaschutz, BMWK) initiierter und mittlerweile über § 12a EnWG ge
setzlich verankerter Prozess. Bereits im ersten, im Jahr 2024 abgeschlossenen Durchlauf hat die 
SES – etwa über die Anerkennung der SES-Ankerpunkte in der Genehmigung der Szenariorah
men für die Netzentwicklungspläne (NEP) Strom sowie Gas / Wasserstoff – nachweislich in be
stehende Planungsprozesse hineingewirkt. Auch weitere Neuerungen, wie insbesondere die An
gleichung des Takts der Durchführung der Prozesse der Netzentwicklungspläne für Strom einer
seits und Gas / Wasserstoff, andererseits legen eine wichtige Grundlage, um etwa eine stärker 
integrierte Planung über verschiedene Sektoren zu ermöglichen.  

Der Anhang des Gutachtens ergänzt die Beschreibung des Status quo um eine Analyse zum zeit
lichen Verlauf von Kosten und Projektfortschritt in Infrastrukturprojekten. Die Analyse zeigt, 
dass grundsätzlich der weitaus überwiegende Teil der Kosten erst in der letzten Phase des Pro
jekts (i.W. die eigentliche Bauphase) anfällt. Die Planungsphase von Infrastrukturprojekten ver
ursacht daher einen nur eher geringen Teil, wenngleich derzeit die verfügbaren 

 
1 Soweit nicht explizit anders erwähnt, ist im Folgenden, wenn von der Systementwicklungsstrategie / SES die Rede ist, der Prozess 
der Systementwicklungsstrategie insgesamt gemeint. Geht es hingegen etwa um die veröffentlichte Systementwicklungsstrategie, 
d.h. den entsprechenden Bericht, so ist dies explizit erwähnt. 
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Planungsressourcen auf Seiten der Netzbetreiber wie auch der Behörden eine knappe, den Um
fang möglicher Planungsprojekte begrenzende Größe darstellt. 

Kapitel 3 enthält Empfehlungen für die Weiterentwicklung der SES. Ein wesentliches methodi
sches Element zur Entwicklung von Empfehlungen war die Durchführung von leitfadengestütz
ten, halbstrukturierten Experteninterviews zentraler Akteure der Infrastrukturplanung (Netzbe
treiber, Bundesnetzagentur). Fokus der Interviews war die Evaluation der ersten Runde der SES. 
Wesentliche Aussagen aus den Interviews sowie daraus die abgeleiteten Empfehlungen wer
den hier nachfolgend zusammengefasst. 

Die Interviews lieferten ein grundsätzlich positives, im Detail zugleich differenziertes Bild der 
ersten Umsetzungsrunde der SES. Besonders positiv bewertet wurde der strukturierte Aus
tausch zwischen den Sparten Strom und Gas/Wasserstoff, der über die SES erstmals einen orga
nisatorisch gefassten Rahmen erhielt. Die spartenübergreifende Abstimmung wurde als strate
gisch bedeutsam hervorgehoben, insbesondere vor dem Hintergrund bislang eher separat ent
wickelter Netzentwicklungspläne. Insoweit trug bereits der erste Durchlauf der SES zu einer ver
stärkten integrierten Infrastrukturplanung bei. 

In zahlreichen Interviews wurde verdeutlicht, dass die SES insgesamt, insbesondere aber die An
kerpunkte eine hilfreiche Orientierung bieten, um energiepolitische Zielsetzungen in die Pla
nungspraxis zu überführen und politische Unsicherheiten zu reduzieren. Ihre Ausgestaltung in 
Form von Bandbreiten wurde dabei begrüßt, ebenso wie die Tatsache, dass sie spartenübergrei
fend definiert sind. Allerdings wurde mehrfach betont, dass zwischen den Ankerpunkten funkti
onale Abhängigkeiten bestehen, so dass diese nicht unabhängig voneinander betrachtet werden 
können.  

Zugleich traten in den Interviews auch Spannungsfelder zutage. So wurde betont, dass eine stär
kere politische Verbindlichkeit der Ankerpunkte einerseits die Zielklarheit verbessern, anderer
seits aber die notwendige Flexibilität in der Szenarienbildung für die Szenariorahmen einschrän
ken könnte. Diese Ambivalenz wurde von einigen Interviewten nicht als Widerspruch, sondern 
als zu gestaltendes Spannungsverhältnis beschrieben. Ein wiederkehrendes Thema war die Un
sicherheit darüber, ob die Ankerpunkte vor allem als „Zielmarken“ oder als vollständige Entwick
lungspfade verstanden werden sollen. Diese Diskussionen zeigen, dass die SES an der Schnitt
stelle zwischen politischen Zielsetzungen und technisch-operativer Planung verortet ist, die nach 
unserer Auffassung in einem ersten Schritt zusätzliche methodische Klarheit benötigen könnte. 

Wir empfehlen, in einem ersten Schritt, die Rolle der SES in Bezug auf deren operative Einbin
dung in die Szenariorahmenprozesse noch klarer zu formulieren. So sollten die Ankerpunkte ex
plizit als konkretisiertes und zum Teil weiter quantifiziertes energiepolitisches Zielbild verstan
den werden, dessen Ermöglichung durch die Infrastrukturplanung grundsätzlich offengehalten 
werden soll. Dies stellt die hervorgehobene Rolle der Ankerpunkte für die Szenariorahmen klar 
bzw. konkretisiert diese weiter. Offen ist die Frage, welche Funktion die Ankerpunkte bzw. im 
Speziellen die darauf aufbauenden Szenarien etwa bei der späteren Bestätigung von Netzent
wicklungsplänen haben sollten. Diese weitergehende Fragestellung war jedoch nicht Gegen
stand dieses Gutachtens. 

Außerdem wird empfohlen, die Bandbreiten der Ankerpunkte künftig mit begleitenden Story
lines zu versehen, um die innere Konsistenz und Nachvollziehbarkeit zu erhöhen. Ergänzt wer
den könnten die Ankerpunkte zudem um Einschätzungen zur Robustheit der quantitativen Aus
sagen der Ankerpunkte. Eine solche Einschätzung stellt eine ergänzende, nicht etwa eine redun
dante Information zu den Bandbreiten dar. Während die Bandbreiten angeben, welcher 
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„Trichter“ an Entwicklungen der einzelnen Größen als plausibel bzw. wahrscheinlich angesehen 
wird, ergänzt die Einschätzung zur Robustheit eine „Konfidenzaussage“: Für wie sicher / wahr
scheinlich wird es erachtet, dass sich die Größen tatsächlich innerhalb der Bandbreiten entwi
ckeln? Wie hoch ist das Unsicherheitsniveau bezüglich der Entwicklung dieser Größen? 

Die Umsetzung dieser Empfehlungen verbessert das Bild über die bestehenden Unsicherheiten 
unter denen Infrastrukturplanung erfolgt. Sie tragen auf diesem Wege zu einer resilienteren Pla
nung bei. Durch die Klärung der Funktion der Ankerpunkte als weiter konkretisiertes energiepo
litisches Zielbild kann die SES selbst sogar zur Reduktion bestimmter Unsicherheiten beitragen. 

Als weitere wesentliche Erkenntnisse wurden in den Evaluationsinterviews die Rolle der SES als 
Plattform für Datenaustausch und Öffentlichkeitsbeteiligung, die Anschlussfähigkeit an europä
ische Planungsprozesse sowie die Verknüpfung mit den BMWE-Langfristszenarien2 hervorgeho
ben.  

Auch die Möglichkeiten zur Stärkung der spartenübergreifenden Kohärenz der Infrastrukturpla
nung und damit einer stärker horizontal integrierten Planung verschiedener Infrastrukturen wa
ren Gegenstand intensiver Diskussionen. Die Ankerpunkte werden zwar übergreifend formu
liert, ihre konkrete Ausgestaltung in den jeweiligen Spartenszenarien bleibt jedoch herausfor
dernd. Unterschiedliche methodische Reifegrade und Datenlagen zwischen Strom- und Gasbe
reich erschweren (noch) eine vollständige Integration. Hier setzt unsere Empfehlung an, expli
zite Koordinierungsverfahren für den Umgang mit Abweichungen zwischen den Szenarien ver
schiedener Sparten und Ankerpunkten zu entwickeln. Die Evaluation zeigte, dass der entspre
chende Hinweis im Bericht zur ersten SES („Abweichungen sind zu begründen und zu koordinie
ren“) bislang nicht als hinreichend präzise oder operationalisiert wahrgenommen wird. Konkret 
empfehlen wir, dass insbesondere dann, wenn für die spartenspezifischen Szenarien von den 
Bandbreiten der Ankerpunkte abgewichen wird, die Begründung für diese Abweichung auch in 
der jeweils anderen Infrastruktursparte gewürdigt wird (ohne, dass daraus eine zwingende Not
wendigkeit folgt, dass auch in der anderen Infrastruktur ein Szenario mit entsprechender Ab
weichung abgebildet wird). Grundsätzlich könnte zudem eine Anpassung der in den Ankerpunk
ten ausgewiesenen Stichjahre an die Stichjahre in den Szenariorahmen und damit den in den 
NEP mindestens betrachteten Stichjahren die Abstimmung verbessern und eine bessere Integra
tion der Planungsprozesse erlauben. 

Ein weiterer Fokus der Evaluation lag auf der vertikalen Integration der Planungsebenen. Die 
Einbindung von Verteilnetzbetreibern (VNB) in die Entwicklung der Ankerpunkte wurde vielfach 
als potenziell gewinnbringend eingeschätzt, da sie regionale und dezentrale Informationen – 
etwa zu landesspezifischen Zielsetzungen oder den lokalen Bedarfen – frühzeitig in die Szenari
enbildung einbringen können. Dies könne helfen, späteren Inkonsistenzen zwischen den Top-
down-geprägten Planungen des NEP und den eher Bottom-up-orientierten Prozessen wie den 
Netzplanungsprozessen der VNB oder der kommunalen Wärmeplanung entgegenzuwirken. 
Gleichzeitig wurde kritisch angemerkt, dass die Ankerjahre der SES nicht durchgängig mit den 
Stichtagen anderer Planungsinstrumente synchronisiert sind. In Bezug auf die vertikale Schnitt
stelle zwischen Transport- und Verteilnetzebenen wurde mehrfach die Notwendigkeit betont, 
eine kontinuierliche Austauschplattform ("Datendrehscheibe") vorzuhalten, um die Koordina
tion zwischen Top-down generierten Szenarien und Bottom-up gewonnenen Planungsdaten zu 
verbessern, die wir insoweit auch als Ergebnis dieses Vorhabens empfehlen können. Diese 

 
2 Langfristszenarien siehe: https://langfristszenarien.de/enertile-explorer-de/szenario-explorer/das-projekt.php 



Zusammenfassung 

 

 

et al.    viii 

Plattform kann helfen, sogenannte Totzeiten – also Verzögerungen im Datenfluss zwischen den 
Ebenen – ebenso wie Abweichungen zwischen zentralen Annahmen und regionalen Einschät
zungen transparent zu machen. Ferner empfehlen wir, die regionale Umsetzbarkeit der SES-Vor
gaben / -Annahmen gezielter zu monitoren. 

Darüber hinaus wurde in den Interviews dem vorgesehenen vierjährigen Zyklus der SES ange
sichts des hohen Abstimmungs- und Ressourcenbedarfs zugestimmt. Als Empfehlung des Vor
habens unterstützen wir jedoch ergänzend die bereits geplante Einführung eines reduzierten 
Zwischenformats („SES light“) im Zweijahresrhythmus, das auf aktuelle Entwicklungen fokussiert 
und als Orientierungshilfe für die laufenden, zweijährigen NEP-Prozesse dient. 

Insgesamt zeigt die Auswertung der Evaluationsinterviews, dass die SES als potenziell wirkmäch
tiges Instrument für die Infrastrukturplanung wahrgenommen wird. Wir empfehlen, die Funk
tion der SES noch zu stärken, in dem die Ziel- und Steuerungsfunktion der SES einschließlich der 
Rolle als Austauschplattform expliziter formuliert und auch entsprechend implementiert wird. 
Der als wesentliches Ergebnisdokument veröffentlichte SES-Bericht erscheint als geeigneter 
„Ort“ für diese Konkretisierung, da durch die Pflicht, den Bericht dem Bundestag vorzulegen, die 
politische Legitimation und damit die Verbindlichkeit erhöht wird.  
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1 Hintergrund und Ziele des Vorhabens 

1.1 Hintergrund und Erfordernis der Systementwicklungsstrategie  

Die Ausgestaltung, Weiterentwicklung und Steuerung des Energiesystems hat schon immer in 
einem komplexen Wechselspiel aus Marktakteuren, öffentlichen Institutionen und weiteren 
Stakeholdern stattgefunden. Die Art und Weise, wie dies erfolgte, passte sich stets an neue Er
fordernisse und Entwicklungen an. In jüngerer Zeit verändern sich einige Prämissen und Anfor
derungen in einer Weise, die eine gezielte Anpassung der Herangehensweise erforderlich er
scheinen lässt. Wesentliche, aufeinander aufbauende Treiber sind dabei (vgl. dazu Abbildung 1): 

▪ die (notwendige) Zunahme der Transformationsgeschwindigkeit des Energiesystems, insbe
sondere im Hinblick auf die Klimaziele, 

▪ eine steigende Unsicherheit in vielen Bereichen (insb. bezüglich wirtschaftlicher und indust
rieller Veränderungen, technologischer Innovationen und geopolitischer Konstellationen), 

▪ die Zunahme von horizontalen Interdependenzen, insbesondere durch Sektorkopplung, 
aber auch durch systemische Abhängigkeiten, 

▪ die Zunahme vertikaler Interdependenzen, also Wechselwirkungen zwischen dem überla
gerten, großräumigeren System und lokalen Untersystemen, z. B. Transport und Verteilnetz
ebenen, 

▪ eine steigende Notwendigkeit für energiepolitische Weichenstellungen, auch im Bereich der 
Infrastrukturen, 

▪ Bedeutung und Ungewissheiten bezüglich politischer Entscheidungen. 

Diese Treiber werden im folgenden Abschnitt 1.2 näher beschrieben werden, da sie als Anfor
derungen verstanden werden können, welchen Planungsprozesse in Zukunft (noch) stärker ge
recht werden sollten. Sie machen es erforderlich, dass Infrastrukturplanungen stärker integriert 
erfolgen sowie die Planungen robust und resilient sind bzw. die Robustheit und Resilienz des 
Energiesystems insgesamt stärken. 

Der Begriff der integrierten Planung bezieht sich hierbei auf die Gewährleistung kompatibler, 
kohärenter Infrastrukturen sowohl zwischen Netzebenen (vertikale Integration) einer Sparte als 
auch zwischen den Infrastrukturen verschiedener Sparten / Sektoren (horizontale Integration). 
Dies ist entscheidend, da diese Infrastrukturen zunehmend voneinander abhängig sind. 

Resilienz beschreibt die Fähigkeit eines Systems, auf Entwicklungen / sich verändernde Rahmen
bedingungen bzw. Anforderungen zu reagieren. Auch wenn dabei temporäre Funktionsein
schränkungen auftreten, sind diese nicht gravierend. Das System kann (unter Einbezug der das 
System „gestaltenden“ Akteure) sich schnell anpassen und seine volle Funktionsfähigkeit zeit
nah wiederherstellen. Für dieses Vorhaben werden die Begriffe Resilienz und Robustheit weit
gehend synonym verwendet.  
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Abbildung 1 Veränderte Anforderungen und Herausforderungen an die Infrastrukturplanung 

Grundsätzlich sind Robustheit bzw. Resilienz als Konzept in der Infrastrukturplanung nicht neu. 
Beispielsweise ist das (n-1)-Kriterium in der Stromnetzplanung ein klassisches Robustheitskrite
rium, das das Netz gegen den Ausfall einer Komponente sichert, ohne dass es zu einer Unter
brechung der Stromversorgung kommt. Ebenso ist die Schwarzstartfähigkeit von Netzen eine 
Resilienzmaßnahme. Diese ermöglicht es einem Stromsystem, nach einem vollständigen (regio
nalen) Zusammenbruch schnell wieder seine Funktionsfähigkeit herzustellen.  

Im Kontext der oben genannten und nachfolgend noch näher beschriebenen Treiber für einen 
sehr grundlegenden Anpassungsbedarf bei der Infrastrukturplanung bezieht sich der Begriff der 
resilienten Planung insbesondere darauf, in der Planung einen angemessenen Umgang mit Un
sicherheiten zu ermöglichen. 

Der vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) (vormals: Bundesministerium 
für Wirtschaft und Klimaschutz, BMWK) initiierte und inzwischen erstmals durchlaufene Prozess 
der Systementwicklungsstrategie (SES)3 ist eine der Antworten auf diese Entwicklungen. Die SES 
entwickelt unter anderem ein technisches Leitbild, das beschreibt, wie das Energiesystem zu
künftig ausgerichtet werden soll, unter anderem um die klima- und energiepolitischen Ziele zu 
erreichen. Angesichts bestehender Unsicherheiten beschreibt sie dabei nicht einen einzelnen 
Pfad, sondern spannt einen "Trichter" an Möglichkeiten auf. Abhängig vom heutigen 

 
3 Soweit nicht explizit anders erwähnt, ist im Folgenden, wenn von der Systementwicklungsstrategie / SES die Rede ist, der Prozess 
der Systementwicklungsstrategie insgesamt gemeint. Geht es hingegen etwa um die veröffentlichte Systementwicklungsstrategie, 
d.h. den entsprechenden Bericht, so ist dies explizit erwähnt. 
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Wissensstand ist dieses Leitbild unterschiedlich konkret formuliert und bietet Orientierung zu 
zentralen Bereichen wie den Ausbau erneuerbarer Energien, der Rolle von Biomasse und Was
serstoff, der Dekarbonisierung von Industrieprozessen, den Wärmebereich oder den Verkehrs
sektor. Adressat der SES sind insbesondere Planungsprozesse regulierter Energieinfrastruktu
ren, deren Bedarf einerseits von den Entwicklungen der zuvor genannten Bereiche abhängt und 
die andererseits die Entwicklungen in diesen Bereichen beeinflussen bzw. ermöglichen. 

Ein wichtiger Bestandteil der SES sind sogenannte Ankerpunkte – zentrale Parameter, die u. a. 
in der Netzentwicklungsplanung berücksichtigt werden sollen. Diese Verbindung ist nunmehr 
formal im deutschen Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) durch die Festlegung geschaffen, dass 
die Szenariorahmen in den Netzentwicklungsplänen Strom und Gas/Wasserstoff die Festlegun
gen der Systementwicklungsstrategie angemessen zu berücksichtigen haben.  

Die SES ist aber nicht allein auf Infrastrukturen ausgerichtet, wenngleich die hohe Bedeutung 
von Infrastrukturen für die Ausrichtung und Leistungsfähigkeit des Energiesystems sowie die 
langen Lebensdauern der Infrastrukturen eine enge Verzahnung mit den langfristigen Strategien 
erfordern. Die SES dient gleichzeitig auch jenseits der Infrastrukturplanung als Orientierungshilfe 
für sektorale Strategien, Energieträgerkonzepte und dezentrale Planungsprozesse. Im Gegenzug 
sollen neue Erkenntnisse aus diesen Prozessen zurück in die Strategie fließen, um eine adaptive 
Weiterentwicklung zu ermöglichen. Diese SES stellt zudem ein Format der Stakeholderbeteili
gung und des spartenübergreifenden Austauschs dar. 

Während unbestritten ist, dass transformationsbedingte Fragen der Koordination zwischen Inf
rastrukturen und des Umgangs mit Planungsunsicherheiten in der SES behandelt werden sollen, 
ist die konkrete Ausgestaltung dieser Behandlung und deren Folgen für weitere Planungen noch 
nicht völlig klar geregelt bzw. praktisch etabliert. Dies beginnt bereits mit der Frage, was die 
gesetzlich geforderte „angemessene Berücksichtigung“ der SES in der Praxis der Infrastruktur
planung konkret bedeuten sollte. 

Bevor die Ziele des Vorhabens in Abschnitt 1.3 erläutert werden, sollen im folgenden Abschnitt 
zunächst kurz die Entwicklungen dargelegt werden, die einen Anpassungsdruck auf bestehende 
Planungsprozesse ausüben.  

1.2 Treiber für Anpassungen in der Strategiebildung und Planung des Energie
systems und seiner Infrastrukturen 

Wie bereits dargelegt, stellt die SES eine Reaktion auf die sich verändernden Herausforderungen 
an Strategiebildung und Planung im Energiesystem dar. Es ist wichtig, diese Veränderungen (s. 
auch Abbildung 1) aufzuzeigen, um zu verstehen, welche Anforderungen auch an Infrastruktur
planung und SES als vorgelagerten Prozess zu stellen sind. Die Gesamtheit dieser Veränderungen 
zeigt zum einen, warum die etablierten Prozesse, die bisher im Wesentlichen zweckmäßig wa
ren, weiterentwickelt werden müssen, um nicht an ihre Grenzen zu stoßen. Zum anderen span
nen diese Herausforderungen auch ein Aufgabenspektrum auf, welches durch eine verbesserte 
Verbindung zwischen SES und weiteren Planungen adressiert werden soll. Damit ergibt sich eine 
Zielstellung für die Empfehlungen zur Weiterentwicklung: Wie sollten SES und weitere Planun
gen so verbunden werden, dass sie diese Herausforderungen bestmöglich adressieren?  
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1. Das Energiesystem wird in immer größerer Geschwindigkeit transformiert 
Die Umstellung auf ein klimaneutrales Energiesystem bringt grundlegende Veränderungen mit 
sich: Fossile Brennstoffe, die bislang den Großteil unseres Energiebedarfs decken, werden 
schrittweise durch erneuerbare Energien und CO₂-freie Alternativen ersetzt. Um die energie- 
und klimapolitischen Ziele zu erreichen, muss der Ausbau Erneuerbarer Energien (EE) weiter be
schleunigt werden, und die Transformationen in den Bereichen Verkehr, Gebäude und Industrie 
müssen sich deutlich beschleunigen. Besonders Planungsprozesse, die eher auf eine graduelle, 
kontinuierliche Weiterentwicklung ausgelegt sind, können mit der erforderlichen Transformati
onsgeschwindigkeit oft nicht Schritt halten, zumal sie sich auf Infrastrukturen beziehen, die lang
lebige Investitionen betreffen und lange Planungszyklen aufweisen. 

2. Unsicherheiten bezüglicher wirtschaftlicher und industrieller Veränderungen nehmen zu 
Die Transformation der Wirtschaft zur Erreichung der Klimaziele kann zu substanziellen Verän
derungen u.a. in der Industriestruktur Deutschlands führen. Insbesondere in der energieinten
siven Industrie, wie der Ammoniak-, Methanol- oder Stahlproduktion, könnte dies zu Standort
veränderungen - inländisch oder auch international - führen, etwa wenn bei der Umstellung auf 
klimaneutrale Prozesse Standorte mit entsprechenden EE-Potenzialen oder bereits ausgebauten 
Netzen gesucht werden. Neben Verlagerungen ist auch ein nationaler Ausbau von Produktionen 
für Technologien wie Batterien oder Wärmepumpen möglich. Solche Entwicklungen sind jedoch 
unsicher und abhängig von technologischen Fortschritten und Infrastrukturverfügbarkeit und 
wirken sich auf den Mix und den Umfang der deutschen Industrieproduktion und damit deren 
Endenergienachfrage aus. Insgesamt hängen diese Entwicklungen stark mit den noch nachfol
gend besprochenen, unsicheren technologischen Entwicklungen zusammen. 

3. Unsicherheit bezüglich zukünftiger technologischer Innovation werden bedeutsamer  
Ein dekarbonisiertes Energiesystem wird mutmaßlich stark von technologischen Innovationen 
abhängen, von denen viele heute noch nicht ausgereift oder großflächig erprobt sind. Es beste
hen Unsicherheiten hinsichtlich der Kostenentwicklung und des optimalen Technologiemixes – 
sowohl beim Energieangebot als auch beim Energieverbrauch.  

▪ Struktur der Energienachfrage: Unsicherheiten bestehen u. a. bei der Nutzung von Batterien 
im Schwerlastverkehr, der Produktionswege von Wasserstoff, dem Ersatz fossiler Prozesse, 
dem chemischen Kunststoffrecycling sowie bei CO₂-armen Verfahren zur Zementherstel
lung. 

▪ Stromerzeugung: Technologische Fortschritte und Kosten bei neuen Kraftwerkstechnolo
gien wie Wasserstoffkraftwerken sind entscheidend, deren großskalige Anwendung steht 
jedoch noch am Anfang. Auch die Rolle von Carbon-Capture-and-Storage (CCS) bei fossil be
feuerten Kraftwerken ist offen. 

▪ Wasserstoff: Die Kosten und Verfügbarkeiten (einschließlich Unsicherheiten über die Pro
duktionswege) sind zentrale Faktoren, aber derzeit sehr unsichere Faktoren für den indust
riellen Wasserstoffeinsatz und den Umfang der nationalen Wasserstoffproduktion mittels 
Elektrolyseuren. 

▪ Energiespeicher: Das jüngst stark steigende Interesse an Batteriespeicher, welches auch 
durch rapide sinkende Kosten getrieben wird, schafft Potenziale in unterschiedlichen Berei
chen, von Heimspeichern, die PV-Spitzen glätten können, bis zu Netzboostern, die Engpässe 
im Stromnetz kurzfristig ausgleichen und die Netzstabilität verbessern können. 
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Wasserstoffspeicher gelten als Schlüsseltechnologie bei der saisonalen Speicherung, sind 
aber in großem Maßstab bisher unerprobt.  

Dies sind nur einige Beispiele und auch nur die sog. „known unknowns“. Die technologischen 
Entwicklungen und die Diffusion der Technologien beeinflussen maßgeblich den Energiebedarf 
und den sich – unter anderem – daraus ergebenden Infrastrukturbedarf, sowohl in zeitlicher als 
auch in regionaler Hinsicht. 

Erfahrungsgemäß werden sich darüber hinaus in den nächsten Jahren auch noch Ereignisse und 
Entwicklungen ergeben, die sich heute nicht abzeichnen und nicht bedacht werden. Der Umgang 
mit diesen „unknown unknowns“ ist für Planungsprozesse besonders herausfordernd.  

4. Internationale Unsicherheiten  
Der erneute Überfall Russlands auf die Ukraine hat in Deutschland und Europa ein neues Be
wusstsein für die sicherheitspolitischen Risiken von Abhängigkeiten im Energiebereich geschaf
fen. Insbesondere die starke Importabhängigkeit bei fossilen Energieträgern hat deutlich ge
macht, wie verwundbar zentrale Infrastrukturen und Versorgungssysteme sein können. Seither 
werden die potenziellen Kosten und geopolitischen Implikationen solcher Abhängigkeiten deut
lich ernster genommen. Energiesouveränität, Diversifizierung der Bezugsquellen und der be
schleunigte Ausbau heimischer, erneuerbarer Energien haben daher erheblich an strategischer 
Bedeutung gewonnen. Des Weiteren haben diese Ereignisse gezeigt, dass auch über lange Zeit 
stabile geopolitischer Konstellationen sich schnell ändern können. Importrouten für Energie 
werden sich verändern, sowohl durch Änderungen in den Energiesystemen anderer europäi
scher Länder als auch durch die Notwendigkeit, sich stärker zu diversifizieren oder bestimmte 
Importrouten aus geostrategischen Gründen zu meiden. Die konkreten Entwicklungen sind da
bei jedoch schwer vorherzusehen und stellen somit eine relevante Unsicherheit für zukünftige 
Infrastrukturbedarfe dar. 

5. Systemische Abhängigkeiten und horizontale Interdependenzen nehmen zu  
In einem dekarbonisierten Energiesystem nehmen die Interdependenzen zwischen bisher eher 
entkoppelten Bereichen zu. Dies betrifft insbesondere die Kopplungen zwischen der Energieauf
bringung und -verwendung verschiedener Energieträger, insbesondere Strom, Gas, Wasserstoff 
und Wärme. Ein Beispiel hierfür sind Elektrolyseure und Wasserstoffkraftwerke, deren Planung 
sowohl das Strom- und Wasserstoffsystem betrifft; da die meisten Wasserstoffkraftwerke zu
nächst als "H2-ready-Erdgaskraftwerke" geplant werden dürften und das Wasserstoffkernnetz 
zu großen Teilen aus umgewidmeten Erdgasleitungen errichtet werden soll, ist auch das Erdgas
system mit zu berücksichtigen und zu verzahnen. Der aus dem Erfordernis der Synchronisierung 
entstehende, auch methodisch sehr anspruchsvolle Koordinationsbedarf, insbesondere für die 
Planung der entsprechenden Infrastrukturen, ist einer der wesentlichen Beweggründe für die 
Einführung der SES. Die Kopplung führt zusätzlich dazu, dass Unsicherheiten in einem Teilsystem 
des Energiesystems stärker als bisher auf die anderen Teilsysteme und damit auf die entspre
chenden Infrastrukturen wirken; der Wirkungsbereich von Unsicherheiten vergrößert sich so
mit.  
Die immer stärkere Integration Europas in wirtschaftlicher Hinsicht, aber auch im Energiebe
reich, schafft viele Optionen und bringt Stabilität, erhöht aber über die erforderlichen Abstim
mungen auch die Komplexität von Planungsprozessen. Die europäischen Energieinfrastruktur
planungsprozesse basieren dabei bisher eher auf einem Bottom-up-Ansatz, in dem Planungen 
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der Mitgliedstaaten zusammengeführt werden. Dieser Ansatz stößt für einige Fragen immer 
stärker an Grenzen, so dass sich auch hier ein Bedarf für Anpassungen herauskristallisiert.  

6. Zunahme der vertikalen Wechselwirkungen 
Der fortschreitende Umbau des Energiesystems geht einher mit steigenden Verflechtungen von 
Wechselwirkungen zwischen dem nationalen Energiesystem und den regionalen Systemen, so
wie zwischen Transport und Verteilnetzebenen. Die Entwicklungen auf regionaler Ebene sind 
nicht mehr allein durch Bedarfe an Energie und Leistung zu beschreiben. Immer mehr erneuer
bare Erzeugungsanlagen speisen auf der Verteilnetzebene ein, gleichzeitig steigen dort auch die 
Lasten – etwa durch Wärmepumpen, Ladeinfrastruktur für Elektromobilität oder neue industri
elle Verbraucher. Regionale Planungen, wie z. B. kommunale Wärmepläne, blicken immer wei
ter in die Zukunft und können – sofern sie robust und belastbar sind – Informationen bereitstel
len, die auch in den Planungen der übergeordneten Ebenen berücksichtigt werden. Um Infra
strukturengpässe frühzeitig zu erkennen, Synergien bei deren Ausbau zu nutzen und Investitio
nen effizient zu gestalten, scheint eine engere Verzahnung der Planungsprozesse unumgänglich. 
Auch der grenzüberschreitende Transport von Strom und damit Interkonnektoren gewinnen 
weiter an Bedeutung. Damit nehmen auch die Wechselwirkungen zwischen dem nationalen und 
dem europäischen Energiesystem zu. 

7. Notwendigkeit und Bedarf energiepolitischer Weichenstellungen, insbesondere im Bereich 
der Infrastrukturen 
Die gesellschaftliche Tragweite und die hohe Geschwindigkeit der Transformation werden durch 
politische Entscheidungen flankiert und vorangetrieben. Sowohl die Steuerung der Energie
wende als auch der Umgang mit bestimmten Risiken und internationalen Entwicklungen erfor
dert dabei politische Entscheidungen und Koordination. Konkret bedeutet dies, dass in den Pla
nungen, sowohl den öffentlichen als auch den privatwirtschaftlichen, diese politischen Einfluss
faktoren mitbedacht sowie mögliche zukünftige Änderungen in Erwägung gezogen werden. Ein 
konkretes Beispiel hierfür ist der Wasserstoffhochlauf. Mittelfristig werden alle nennenswerten 
Wasserstoffprojekte auf öffentliche Förderungen angewiesen sein. Infrastrukturplanung muss 
entsprechend nicht nur berücksichtigen, welche Akteure Interesse an Wasserstoffeinsatz oder -
produktion haben, sondern vor allem auch, welche Akteure voraussichtlich die dafür erforderli
che Förderung erhalten werden. 

8. Politische Entscheidungen sind veränderlich 
Politische Entscheidungen und die Zunahme ihrer Bedeutung stellen eine weitere Quelle von 
Unsicherheiten dar: Für Marktakteure – und selbst die am politischen Prozess Beteiligten – lässt 
sich oft nur bedingt antizipieren, zu welchem Ergebnis politische Entscheidungsprozesse kom
men werden. Politische Entscheidungen und Rahmensetzung sind in der Klima- und Energiepo
litik dabei aber von besonderer Bedeutung, da Klimaschutz ein öffentliches Gut darstellt, dessen 
Bereitstellung zudem langfristige Entscheidungen erfordert. Selbst wenn aber politische Ent
scheidungen feststehen oder zumindest absehbar sind, müssen die an den Planungen Beteilig
ten berücksichtigen, dass viele politische Entscheidungen von zukünftigen Regierungen ange
passt oder gänzlich zurückgenommen werden können. Dies betrifft weniger die Infrastruk
turentscheidungen selbst als die mit ihnen zu bewältigenden Aufgaben. Dies kann z.B. Ausbau
tempo oder technologische Schwerpunktsetzung im EE-Portfolio betreffen oder die Rollen von 
Wasserstoff oder Carbon Capture and Storage (CCS). Wenn die SES eine Konkretisierung der 
politischen Strategie darstellt, so muss bedacht werden, dass folgende Regierungen die 
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Strategie anpassen werden, teilweise geringfügig, manchmal aber auch grundlegend. Dieser 
Punkt ist auch für Deutschland bedeutsam, da es über die Breite der für Regierungsbeteiligun
gen in Frage kommenden Parteien zu vielen zentralen strategischen Fragen der Energiewende 
und Wirtschaftspolitik keinen stabilen Konsens gibt.  

1.3 Ziele des Vorhabens 

Das Vorhaben, welches diesem Gutachten zugrunde liegt, befasste sich zunächst mit einer Be
standsaufnahme des rechtlichen und prozessualen Status quo der Infrastrukturplanung. Die Er
gebnisse dieser Bestandsaufnahme sind in Kapitel 2 dargestellt.  

Ausgehend von dieser Analyse und mit Blick auf den im Jahr 2024 abgeschlossenen ersten 
Durchlauf der SES hatte dieses Vorhaben zudem die Evaluation dieses ersten Durchlaufs zum 
Ziel. Hierzu erfolgte die Durchführung von leitfadengestützten, halbstrukturierten Expertenin
terviews zentraler Akteure der Infrastrukturplanung (Netzbetreiber, Bundesnetzagentur).  

Es war ferner Aufgabe des Vorhabens auf Basis der Interviews relevante Felder mit Anpassungs
bedarfen bei der Planung von Energieinfrastrukturen herauszuarbeiten und hierfür Empfehlun
gen zu erarbeiten. Der Fokus lag dabei auf der Rolle bzw. der Funktion der SES in diesem Zusam
menhang, d.h. auf der Frage, wie und mit ggf. welchen Weiterentwicklungen die SES beitragen 
kann zu einer stärker integrierten sowie einer robusteren und resilienteren Infrastrukturpla
nung. 

 

Abbildung 2 Schwerpunkte für die Weiterentwicklungsvorschläge im Vorhaben „Integrierte 
und robuste sowie resiliente Planung der Energieinfrastrukturen im Rahmen der 
Systementwicklungsstrategie“ 

Wesentliche Aussagen aus den Evaluationsinterviews sowie daraus die abgeleiteten Empfehlun
gen finden sich in Kapitel 3 des Gutachtens. Ergänzt wird das Gutachten um eine Analyse zum 
zeitlichen Verlauf von Kosten und Projektfortschritt in Infrastrukturprojekten im Anhang des 
Gutachtens. 
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2 Status quo der Planung von Energieinfrastrukturen 
Ziel dieses Kapitels ist die Erhebung, Analyse und Darstellung des Status quo beim Vorgehen in 
der Planung der Energieinfrastrukturen Strom sowie Gas (Methan und Wasserstoff) von der 
Systementwicklungsstrategie bis zu den Planungsschritten, die sich den Netzentwicklungsplä
nen anschließen. Bei der Analyse des Status quo wurde in drei Ebenen unterschieden: 

▪ Einen wesentlichen Teil der Analyse machen die rechtlichen Grundlagen aus. Der beste
hende Rechtsrahmen für die Planung von Infrastrukturen und deren Realisierung ist die we
sentliche Grundlage für aktuell laufende Planungsprozesse und bildet auch den Rahmen für 
Weiterentwicklungsvorschläge bzw. induziert gegebenenfalls entsprechende rechtliche An
passungsbedarfe.  

▪ Ausgehend von dem gegebenen Rechtsrahmen und den darin bestehenden Freiheitsgraden 
haben sich heute konkrete Abläufe und Prozesse für die Planung (und Realisierung) der ver
schiedenen Infrastrukturen etabliert. Diese Prozesse stellen eine Operationalisierung der 
rechtlichen Vorgaben dar, wobei die konkreten Abläufe von außen nicht umfassend bekannt 
sind, da sie nicht in allen Details beschrieben sind.  

▪ Neben dem prozessualen Ablauf der Infrastrukturplanung und insbesondere den Schnitt
stellen zwischen verschiedenen Planungsprozessen ist für das konkrete Ergebnis der Infra
strukturplanung entscheidend, mit welchen Methoden und auf welchen Datengrundlagen 
die jeweiligen Planungen erfolgen. Daher wird dargestellt, auf Grundlage welcher Methoden 
und Daten die relevanten Infrastrukturplanungen heute erfolgen.  

Die Beschreibung der Ist-Prozesse geht dabei nicht detailliert auf die Beschreibung des eigent
lichen SES-Prozesses ein, da dieser vom Auftraggeber selbst gestaltet und dokumentiert wird.4 
Eine detaillierte Beschreibung der Prozesse beginnt ab der Schnittstelle SES-Ergebnisse (im ers
ten „Durchlauf“ der SES im Jahr 2024 die sogenannten Ankerpunkte sowie die übrige Ergebnis
dokumentation in Form der SES-Berichte) zu den Planungen, welche dem SES-Prozess nachge
lagert sind (siehe Abbildung 3). Die Schritte werden entlang des Hauptprozessstrangs über die 
Erstellung der Szenariorahmen hin zu den Netzentwicklungsplänen (NEPs) und den nachfolgen
den Schritten entsprechend den drei oben genannten Ebenen beschrieben. Darüber hinaus 
werden die relevanten Schnittstellen zu anderen Planungsprozessen beschrieben. Im Hinblick 
auf die Juni 2024 durch die Netzbetreiber vorgelegten Szenariorahmenentwürfe für die Netz
entwicklungspläne Strom sowie Gas/Wasserstoff konnte die Schnittstelle zur SES noch nicht 
empirisch ausgewertet werden, da zu diesem Zeitpunkt noch kein SES-Durchlauf abgeschlos
sen war. Für die Genehmigung der Szenariorahmen durch die Bundesnetzagentur im April 
2025 lag die SES 2024 vor und diese wurde auch in der Genehmigung vielfach berücksichtigt. 
Die Veröffentlichung der Genehmigung erfolgte jedoch zu einem Zeitpunkt, zu dem die Arbei
ten in diesem Vorhaben bereits weit fortgeschritten waren, so dass sich dieses Gutachten auf 
eine überblicksartige Einordnung dieser Genehmigungen beschränkt. 

 

 
4 Informationen zum SES-Prozess unter: https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/ses.html 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Dossier/ses.html
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Abbildung 3 Idealtypische Darstellung des SES-Prozesses und der Schnittstellen mit weiteren 
Planungsprozessen [eigene Darstellung]  

2.1 Szenariorahmen Strom und Gas/H2 

Im Gesamtprozess folgt auf den eigentlichen SES-Prozess die Erstellung der Szenariorahmenent
würfe durch die Netzbetreiber.5 Der Ablauf der Erstellung der Netzentwicklungspläne ist durch 
das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) festgelegt und wird in Abbildung 4 veranschaulicht. We
sentliches Ziel dieses Schrittes ist es, mithilfe von Szenarien die Bandbreite wahrscheinlicher 
Entwicklungen im Energiesystem unter Berücksichtigung der klima- und energiepolitischen Ziele 
abzudecken und den entsprechenden Infrastrukturbedarf abzuleiten. Nachfolgend werden die 
rechtlichen Grundlagen sowie die methodischen Ansätze und Datengrundlagen für die Erstel
lung der Szenariorahmen beschrieben. 

 

 
5 Aktuelle Informationen zum Szenariorahmen unter: https://www.netzausbau.de/Ausbaubedarf/Szenariorahmen/de.html  

SES
Szenario-
prozess
(z.B. wiss. 

Begleitprojekt [LFS 
o.ä.], Meta-
Analyse,…)

Beratungs- und 
Strategie-
bildungs-
prozess

(z.B. SES-Plenum, 
AG Netzbetreiber, 

etc.)

SES-
Szenarien

Strategischer
Lösungsraum

SES-Ergebnisse
(Ankerpunkte)

Szenario
-rahmen 
Strom

Szenario
-rahmen 
Gas/H2

NAP

KWP

Bottom-up
Planungen (Länder, 

Kommunen, 
Unternehmen)

NEP 
Strom

NEP 
Gas/H2

ÜNB/FNB und BNetzA

politische Rahmensetzung

Feedback für nächste SES-Runde

SES-Prozess

(Leitbild / 
Transformations

-pfade)

Regional-
szenarien

Ergänzung und 
Verfeinerung

Berücksichtigung 
(soweit möglich)

https://www.netzausbau.de/Ausbaubedarf/Szenariorahmen/de.html


Status quo der Planung von Energieinfrastrukturen 

 

 

 

et al.     10 

 

 

Abbildung 4 Ablauf der Erstellung der Netzentwicklungspläne gemäß Energiewirtschaftsge
setz (EnWG). Die Darstellung fokussiert auf die Angleichung der Szenariorah
men-NEP-Prozesse für Strom und Gas/H2. Zur besseren Übersichtlichkeit ist die 
erneute Erstellung der Szenariorahmen nach 2025 nicht dargestellt [Quelle: ei
gene Darstellung] 

2.1.1 Szenariorahmen Strom  

Die rechtliche Grundlage für die Erstellung des Szenariorahmens bildet der § 12a EnWG. Der 
Szenariorahmen ist der erste Schritt der Bedarfsplanung für die Netzentwicklung und ein Bau
stein für die Ermittlung und Festlegung des Ausbaubedarfs im deutschen Strom-Übertragungs
netz, die später im NEP erfolgt.6 Seine Aufgabe ist außerdem, durch eine langfristige Perspektive 
eine gewisse Planungs- und Investitionssicherheit für die ÜNB zu schaffen sowie für netzseitige 
Versorgungssicherheit zu sorgen.7  

 
6 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12a EnWG Rn. 12. 

7 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12a EnWG Rn. 12. 
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Der Szenariorahmen wird alle zwei Jahre von den Übertragungsnetzbetreibern mit Regelzonen
verantwortung (ÜNB) erstellt, der Regulierungsbehörde spätestens bis zum Ablauf des 30. Juni 
eines jeden geraden Kalenderjahres vorgelegt und soll anschließend von der BNetzA genehmigt 
werden.8 Diese Aufgabe der ÜNB ist Ausfluss und Konkretisierung ihrer Pflicht, zu einer sicheren 
Energieversorgung beizutragen.9 Die ÜNB müssen gemeinsam mindestens drei Entwicklungs
pfade für den Zeitraum der nächsten 10 bis 15 Jahre erstellen, die die Bandbreite wahrscheinli
cher Entwicklungen im Rahmen der klima- und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung 
abdecken.10 Darüber hinaus müssen drei weitere Szenarien erstellt werden, die das Jahr 2045 
als Zieljahr der Treibhausgasneutralität betrachten und die Bandbreite der wahrscheinlichen 
Entwicklungen darstellen.11 Das Verfahren zur Erstellung der Szenarien ist im Gesetz nur rudi
mentär festgelegt. Zwei Regelungen werden getroffen: Einerseits sollen die VNB angemessen 
eingebunden werden und andererseits kann die Regulierungsbehörde nähere Bestimmungen 
zum Inhalt und dem Verfahren der Erstellung des Szenariorahmens treffen.12 Ebenso wie die 
Verfahrensanforderungen sind auch die inhaltlichen Anforderungen an die Szenarienerstellung 
im Gesetz vage und auslegungsbedürftig gehalten. Dieser gesetzgeberische Freiraum wurde in
zwischen durch eine Planungspraxis von ÜNB bzw. Genehmigungspraxis der BNetzA ausgefüllt. 
Daneben existiert Gesetzeskommentierung zu den Vorschriften, die vor allem anhand von all
gemeinen juristischen Auslegungsmethoden und den von ÜNB und BNetzA veröffentlichten Do
kumenten eine Konkretisierung der gesetzlichen Anforderungen vorzunehmen versucht. Dass 
sich diese Planungs- und Genehmigungspraxis weiterentwickelt und von den Akteuren ange
passt wird, zeigt den Raum auf, den die Gesetze den Akteuren im Prozess lassen. 

Dass die Bandbreite in den Szenariorahmen der nächsten 10 – 15 Jahre abgedeckt werden muss, 
wird praktisch so umgesetzt, dass innerhalb der wahrscheinlichen Entwicklungen Pole gebildet 
werden sowie ein dazwischenliegendes, nicht notwendigerweise mittleres Szenario erstellt wer
den muss. Inzwischen ist nicht mehr das mittlere Szenario das “Leitszenario” für den zu ermit
telnden Netzausbaubedarf. Dieses Vorgehen wurde zunächst von einem von der BNetzA erstell
ten Koordinatensystem abgelöst, in dem alle Szenarien entlang zwei maßgeblicher Entwick
lungstrends (Transformationsgeschwindigkeit und Maß der Abweichung vom Status Quo) ange
ordnet sind.13 In den letzten beiden Bestätigungsprozessen wurden anstatt des Koordinatensys
tems drei Entwicklungspfade beschrieben, die sich in ihrer Ausgestaltung unterscheiden und in 
den Parametern Stromerzeugung, Energieträger, Verbrauchssektoren und Bruttostromver
brauch differenziert betrachtet werden.14  

 
8 § 12a Abs. 1 S. 1 i.V.m. Abs. 3 S. 1 EnWG. 

9 Diese Pflicht begründet sich in § 11 Abs. 1 S. 1 und § 12 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

10 § 12 a Abs. 1 S. 2 EnWG. 

11 § 12 a Abs. 1 S. 3 EnWG. 
12 § 12a Abs. 1 S. 5 bzw. Abs. 3 S. 2 EnWG. 

13 Assmann/Pfeiffer, BeckOK EnWG/Leßmann, 13. Ed. 1.12.2024, EnWG § 12a Rn. 10. 

14 BNetzA, Genehmigung Szenariorahmen 2037/45 (2025), S. 15ff. https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetz
agentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025  

https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetzagentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025
https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetzagentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025
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Wann ist eine Entwicklung wahrscheinlich i.S.d. § 12a Abs. 1 S. 2 EnWG? 

Grundsätzlich steht den ÜNB bei der Erstellung der 10 - 15 Jahres-Szenarien ein erheblicher 
Spielraum bei der Bewertung der wahrscheinlichen Entwicklungen zu. Dieser ist größer als bei 
den Szenarien, die das Jahr 2045 als Zielhorizont haben, bei denen sich die ÜNB stärker an 
den gesetzlichen Festlegungen orientieren müssen, wird aber weiterhin von den gesetzlich 
festgelegten Zielen der Bundesregierung begrenzt.15 

Die ÜNB liefern im Szenariorahmen selbst keine Definition des Begriffs, sondern verwenden 
stets nur die Formulierung, die sich auch im Gesetz wiederfindet, ohne sie zu spezifizieren.16 

Bis zur Genehmigung des Szenariorahmens 2021 war innerhalb der Bandbreite möglicher Ent
wicklungen nach der Definition der BNetzA ein Szenario wahrscheinlich, wenn es  

 „mit einer hinreichend hohen Realisierungswahrscheinlichkeit verbunden ist und somit das zu 
entwickelnde Stromnetz in der Zukunft den Anforderungen dieses Szenarios mit hinreichend 
hoher Wahrscheinlichkeit genügen muss.“17  

Da diese Definition wenig praktische Anhaltspunkte für eine Bewertung gibt, wurden von der 
Literatur Kriterien entwickelt, um die Wahrscheinlichkeit eines Szenarios zu beurteilen. Maß
geblich sind:18  

1. Der Verbindlichkeitsanspruch des Rechtsrahmens – Szenarien, die nicht dem geltenden 
Rechtsrahmen entsprechen, ist als weniger wahrscheinlich einzuordnen.  

2. Empirie – also das vernünftige Fortschreiben gegenwärtiger Situationen aufgrund vergan
gener Erfahrungen  

3. klima- und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung  

4. Seit Mai 2024 auch die Festlegungen der Systementwicklungsstrategie 

Interessanterweise beruft sich die Fachliteratur auch einhellig noch auf diese Definition bzw. 
die daraufhin entwickelten Bewertungskriterien, obwohl die BNetzA sie in der Genehmigung 
des Szenariorahmens von 2023 nicht mehr verwendet. Es bleibt daher abzuwarten, ob und 
wie der Bewertungsmaßstab für die Wahrscheinlichkeit einer Entwicklung aufgrund der an
gepassten Praxis der BNetzA ebenfalls angepasst werden wird. 

Zur Methodik der materiellen Prüfung der wahrscheinlichen Entwicklungen in der Genehmi
gung des Szenariorahmens 2023 - 2037/45 siehe unten 1.3. 

 

 
15 BNetzA, Genehmigung Szenariorahmen 2037/45 (2025), S. 20. https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetza
gentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025 

16 ÜNB, Szenariorahmen zum Netzentwicklungsplan Strom 2037 mit Ausblick 2045, Version 2023, S. 14, 18, 21, 59, https://www.netz
entwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2023.pdf.  

17 BNetzA, Genehmigung Szenariorahmen NEP 2030 (2019), 34. https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2022-
11/NEP2019-2030_Bestaetigung.pdf 

18 Grds. übereinstimmend s. Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12a EnWG Rn. 30; Theobald/Kühling, Ener
gierecht/Kober, 126. EL Juli 2024, EnWG § 12a Rn. 10; Assmann/Pfeiffer, BeckOK EnWG/Leßmann, 13. Ed. 1.12.2024, § 12a, Rn. 13; 
Hofmann/Heß BeckOK KlimR/Heitsch, 1. Ed. 1.10.2024, § 12a EnWG Rn. 15ff.; Säcker, BerlKommEnergieR/Ruge, 4. Aufl. 2019, EnWG 
§ 12a Rn. 40ff. 

https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetzagentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025
https://www.netzentwicklungsplan.de/nachrichten/bundesnetzagentur-genehmigt-szenariorahmen-fuer-den-nep-20372045-2025
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2023.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2023.pdf
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Bei der Erstellung des Szenariorahmens sollen die ÜNB darüber hinaus angemessene Annahmen 
zu Erzeugung (installierte Erzeugungsleistung, auch im Bau befindliche oder geplante Anlagen), 
Versorgung (die Erzeugung oder Gewinnung von Energie zur Belieferung von Kunden, der Ver
trieb von Energie an Kunden und der Betrieb des Energieversorgungsnetzes), Verbrauch von 
Strom (Nettostrombedarf, also Bruttostromerzeugung minus Nettoexport, Eigenverbrauch der 
Kraftwerke und Netzverlust) sowie dessen Austausch mit anderen Ländern (bestehende und be
absichtigte Übertragungskapazitäten an den Interkonnektoren) sowie zur Spitzenkappung nach 
§ 11 Absatz 2 EnWG zu Grunde legen und geplante Investitionsvorhaben der europäischen Netz-
infrastruktur berücksichtigen, da diese unmittelbare Auswirkungen auf das deutsche Netz ha
ben.19 

Wann ist eine Annahme angemessen?20 

Dem Begriff der Angemessenheit werden in diesem Kontext zwei verschiedene Funktionen 
zugeschrieben. Einerseits beinhaltet der Begriff im Zusammenspiel mit der zuvor beschriebe
nen Wahrscheinlichkeit den Einschätzungsspielraum, der den ÜNB bei der Erstellung ihrer 
Prognose obliegt. Durch die Klarstellung, dass die Annahmen angemessen sein müssen, wird 
dieser Spielraum hier allerdings begrenzt und es wird eine gewisse Anforderung an die ÜNB 
formuliert, ihren Prognosen sachlich-energiewirtschaftliche Grundsätze zugrunde zu legen. 

Gleichzeitig begrenzt er ihre Verpflichtung bei der Betrachtung von möglichen Entwicklungen 
und schützt sie vor Forderungen aus Politik oder Gesellschaft, rein politische oder sonstige 
nicht-energiewirtschaftliche Belange zu berücksichtigen. 

Zudem müssen die ÜNB im Rahmen der Angemessenheit ihren Prognosen den geltenden 
Rechtsrahmen zugrunde legen. 

Nachdem die ÜNB mit Regelzonenverantwortung der BNetzA den Entwurf des Szenariorahmens 
bis zum 30. Juni jedes geraden Kalenderjahres vorgelegt haben, regelt § 12a Abs. 2 EnWG die 
von der BNetzA durchzuführende Öffentlichkeitsbeteiligung. Hier soll durch Transparenz die Ak
zeptanz des Netzausbaus gefördert werden.21  

Anschließend hat die Regulierungsbehörde nach § 12a Abs. 3 EnWG unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung den Szenariorahmen zu genehmigen, wenn die ÜNB 
zuvor alle Anforderungen an den Szenariorahmen erfüllt haben. Der Umfang der Prüfungskom
petenz der BNetzA im Rahmen der Genehmigung des Szenariorahmens wird vom Gesetz nicht 
genau festgelegt. Jedenfalls obliegt ihr in Bezug auf die Berücksichtigung der Ergebnisse der Öf
fentlichkeitsbeteiligung ein Bewertungsspielraum.22 Daneben kontrolliert die BNetzA, ob die 
Vorgaben des § 12a�z. B. Anzahl der Szenarien, tatsächliche verwendete Kennzahlen, die Be
rücksichtigung der energiepolitischen Ziele der Bundesregierung sowie ggf. eine Evidenzkon
trolle.23 Den Einschätzungsspielraum der ÜNB muss sie dabei allerdings stets beachten. In der 
Praxis findet eine inhaltliche Prüfung des Szenariorahmens durch die BNetzA statt, die in die 

 
19 § 12 a Abs. 1 S. 4 EnWG, genauer: Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12a EnWG Rn. 39f. 

20 Quelle des Infokastens: Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12a EnWG Rn. 45f. 

21 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12a EnWG Rn. 51. 

22 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12a EnWG Rn. 58. Hier gehen die Ansichten leicht ausei

nander und es wird teilweise vertreten, dass dies die einzige Kompetenz der BNetzA im Rahmen des § 12a Abs. 3 EnWG ist. So z. B. 
Kment, Energiewirtschaftsrecht/Posser, 3. Auflage 2023, § 12a EnWG, Rn. 60. 

23 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12a EnWG Rn. 58. 
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Bereiche ”Klimaschutz und energiepolitische Ziele”, ”Entwicklungspfade” und ”wahrscheinliche 
Entwicklungen” gegliedert ist.24�  

Die Genehmigung der BNetzA ist ein Verwaltungsakt i. S. d. § 35 S. 1 VwVfG.25 

Mit Inkrafttreten zum 17. Mai 2024 durch Artikel 1 des zweiten Gesetzes zur Änderung des Ener
giewirtschaftsgesetzes26 wurden dem ersten Absatz des Paragrafen zur Erstellung des Szenari
orahmens Strom einige Sätze hinzugefügt, die erstmals die Systementwicklungsstrategie (SES) 
im EnWG verankern, wenn auch systematisch etwas unhandlich an den bestehenden Abs. 1 an
gefügt.27 Der neue § 12a Abs. 1 S. 6 bestimmt, dass die Festlegungen der SES bei der Erstellung 
des Szenariorahmens angemessen berücksichtigt werden sollen. Der Berücksichtigungsmaßstab 
ist aktuell noch nicht näher festgelegt28. Wie die Festlegungen der SES im Szenariorahmen be
rücksichtigt werden, bleibt abzuwarten. Die ebenfalls neu eingefügten S. 7 und 8 beziehen sich 
auf die SES und legen für sie einen vier-Jahres-Turnus fest, in dem die Bundesregierung dem 
Bundestag eine SES vorlegt, beginnend im Jahr 2027 und jeweils bis zum Ablauf des 30. Septem
bers. Diese Regelung gilt explizit erst ab dem Jahr 2027 und findet daher für die SES 2024 keine 
Anwendung.29 In S. 8 wird der Inhalt der SES festgelegt, indem geregelt wird, dass diese "eine 
Bewertung des Energiesystems im Rahmen des Zieldreiecks des Energiewirtschaftsgesetzes, 
eine Systemkostenplanung einschließlich Szenarien und eine strategische Planung zur optimalen 
Nutzung aller sinnvoll verfügbaren Energieträger [umfasst]; sie formuliert Ziele zur Weiterent
wicklung der Energieversorgung und der Netze für einen Zeitraum von mindestens vier Jahren.” 

2.1.2 Szenariorahmen Gas/H2  

Der Rechtsrahmen für die Erstellung des Szenariorahmens für Gas und Wasserstoff wurde mit 
Inkrafttreten am 17. Mai 2024 durch Artikel 1 des zweiten Gesetzes zur Änderung des Energie
wirtschaftsgesetzes30 umfassend redigiert. Hierzu existiert zum Zeitpunkt der Erstellung noch 
keine Kommentierung, sodass die Darstellung im Wege klassischer Rechtsauslegung erfolgt.31 

Der grundsätzliche gesetzliche Aufbau entspricht den Regelungen über die Bedarfsplanung der 
Stromnetze aus §§ 12aff. EnWG.32 Im Bereich Gas/H2 ist dem mit § 15a EnWG noch eine 

 

24 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2023-2037/2045, Kapitel II.B., https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmen_2037_Genehmigung.pdf 

25 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12a EnWG Rn. 61f. 

26 BGBl. 2024 I Nr. 161. 

27 So etwa auch S. 7, der festlegt, dass die Bundesregierung, beginnend mit dem Jahr 2027, alle vier Jahre bis zum Ablauf des 30. 
Septembers dem Bundestag eine SES vorlegt. Eine Bestimmung, die in §12a EnWG, der im Übrigen die ÜNB mit Regelzonenverant
wortung adressiert, etwas fehl am Platz wirkt. 

28 Weder Gesetz noch Gesetzesmaterialien äußern sich dazu, und Stand März 2025 existiert auch noch keine Fachliteratur, die über 
eine Wortlautanalyse hinausgeht. Eine Konkretisierung wird vermutlich, bis das Gesetz 2027 Anwendung findet, durch das Gesetz 
selbst oder wie bei den übrigen unbestimmten Rechtsbegriffen in den §§ 12aff. EnWG durch die Praxis der ÜNB und der BNetzA 
geschehen. Im verwaltungsrechtlichen Sprachgebrauch beinhaltet das Wort ”Berücksichtigen” bereits ein ”angemessenes” Berück
sichtigen als Maßstab, weshalb die Formulierung teilweise als Verdeutlichung der Rolle der SES zur integrierten und kohärenten 
Steuerung der Planungs- und Transformationsprozesse angesehen wird, so Hofmann/Heß, BeckOK Klimarecht/Heitsch, 1. Edition 
Stand 1.10.2024, § 12a EnWG, Rn. 21. 

29 BT-Drs. 20/11017, S. 41. 

30 BGBl. 2024 I Nr. 161. 

31 Es wird sich also über Wortlaut, Systematik, Genesis und Telos der Vorschrift ihrem Inhalt genähert. 

32 Dieser Verlauf ist grob: Erstellung des Szenariorahmens mit Genehmigung durch die Regulierungsbehörde, anschließend Erstel
lung des NEP mit anschließender Prüfung und Bestätigung durch die Regulierungsbehörde, s. 12a – c EnWG bzw. §§ 15b – d EnWG. 
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einleitende Norm vorangestellt, die wenig systematisch einige grundsätzliche Bestimmungen 
trifft. Ihr Hauptregelungsgehalt aber ist die Einführung einer gemeinsamen Koordinierungsstelle 
der Fernleitungsnetzbetreiber (FNB) und der regulierten Betreiber von Wasserstofftrans
portnetzen (H2NB), deren Aufgaben die Koordinierung der FNB und H2NB sowie die Interaktion 
mit der Regulierungsbehörde umfassen.33 Dieses neue Organ wird aktuell in einer Phase bis zum 
Ende des Jahres 2027 getestet, nach deren Ablauf evaluiert werden soll, ob seine Aufgaben 
durch eine neu zu gründende juristische Person des Privatrechts wahrgenommen werden sol
len.34 Bezüglich der Ausgestaltung der Koordinierungsstelle ist die Bundesregierung mittels 
Rechtsverordnung, unter Zustimmung des Bundesrats, ermächtigt, Vorgaben zu treffen.35  

Um effektiv arbeiten zu können, stellen die FNB und H2NB der Koordinierungsstelle alle für den 
Entwurf des NEP zugrunde liegenden Informationen zur Verfügung, die die Koordinierungsstelle 
in einer Datenbank zu den Netzmodellen (bestehend aus Netztopologie und angesetzten Kapa
zitäten) zusammenfasst.36 Demselben Ziel dient auch die Regelung, dass alle Betreiber von Fern
leitungsnetzen, von Wasserstofftransportnetzen, von Gasverteilernetzen, von Wasserstoffnet
zen, die kein Transportnetz darstellen, von sonstigen Leitungsinfrastrukturen, die auf Wasser
stoff umgestellt werden können, sowie von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung 
zur Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle berechtigt und verpflichtet sind.37 

Die Koordinierungsstelle wurde erstmals mit Frist zum 31. Mai 2024 eingerichtet und ihre Auf
gaben werden aktuell von der Vereinigung der Fernleitungsnetzbetreiber Gas e.V. (FNB Gas) 
wahrgenommen.38 

Erstmalig im Gesetz erwähnt wird der Szenariorahmen für Gas und Wasserstoff in § 15a Abs. 2 
Nr. 1 EnWG, einer Vorschrift, die eigentlich die Aufgaben der neu im Gesetz verankerten ge
meinsamen Koordinierungsstelle aufzählt. Die eigentlichen Regelungen zur Erstellung des Sze
nariorahmens finden sich im Übrigen in § 15b EnWG, welche sich stark an den Regelungen zum 
Szenariorahmen Strom in § 12a EnWG orientieren. 

Auch für den Szenariorahmen Gas/Wasserstoff wurde ein 2-Jahres-Turnus gewählt, der 2024 
beginnt. Für die FNB und die H2NB, die den Szenariorahmen erstellen und an die gemeinsame 
Koordinierungsstelle übermitteln, ist die gesetzliche Formulierung etwas härter als für die ÜNB 
im Stromsektor, da das Gesetz in § 15b Abs. 1 EnWG von Verpflichtungen der FNB und H2NB 
spricht.39 Auch zur Einbindung aller betroffenen Netzbetreiber (diese werden in § 15b Abs. 1 S. 
3 EnWG definiert) sind sie verpflichtet.40 Nach der Übermittlung an die Koordinierungsstelle legt 
diese bis zum Ablauf des 30. Juni des geraden Kalenderjahres den Entwurf des Szenariorahmens 

 
33 Im Detail siehe § 12a Abs. 2 Nr. 1-4 EnWG. 

34 § 15a Abs. 3 S. 4 EnWG. 

35 § 15a Abs. 3 S. 3 EnWG. 

36 § 15a Abs. 4 S. 1 – 4 EnWG. 

37 § 15a Abs. 5 S. 1 EnWG. 

38 KO.NEP, Netzbetreiber richten Koordinierungsstelle für die integrierte Netzentwicklungsplanung Gas und Wasserstoff ein, 
30.05.2024, https://ko-nep.de/news/netzbetreiber-richten-koordinierungsstelle-fuer-die-integrierte-netzentwicklungsplanung-
gas-und-wasserstoff-ein/. 

39 ”[...] sind verpflichtet, gemeinsam alle zwei Jahre, erstmals im Jahr 2024, einen Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan 
Gas und Wasserstoff zu erstellen und an die Koordinierungsstelle zu übermitteln. Sie sind verpflichtet, alle betroffenen Netzbetrei
ber bei der Erstellung des Szenariorahmens angemessen einzubinden.” Im Vergleich dazu § 12a Abs. 1 S. 1 EnWG: ”Die Betreiber 
von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung erarbeiten alle zwei Jahre einen gemeinsamen Szenariorahmen [...].” 

40 § 15b Abs. 1 S. 2 EnWG. 
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der Regulierungsbehörde zur Genehmigung vor.41 Die Regulierungsbehörde soll den Entwurf 
nach Beteiligung der Öffentlichkeit innerhalb von 6 Monaten genehmigen, wie auch beim Sze
nariorahmen Strom. Aufgrund der ähnlichen Formulierungen im Gesetz kann von einem gleich
wertigen Prüfungsmaßstab der Regulierungsbehörde bei der Prüfung des Entwurfs des Szenari
orahmens ausgegangen werden.42 Diese Einschätzung wird von der Behörde selbst ebenfalls ge
teilt (Quelle: Experteninterview). 

Auch seinem Aufbau nach entspricht der gemeinsame Szenariorahmen für Gas und Wasserstoff 
dem Szenariorahmen Strom. Er umfasst drei Szenarien, die für einen Zeitraum von 10 bis höchs
tens 15 Jahren die Bandbreite wahrscheinlicher Entwicklungen im Rahmen der klima- und ener
giepolitischen Ziele der Bundesregierung abdecken.43 Darüber hinaus müssen drei weitere Sze
narien das Zieljahr 2045 und hier eine Bandbreite wahrscheinlicher Entwicklungen darstellen.44 
Auch für die Szenarien Gas und Wasserstoff müssen die für den Szenariorahmen Strom beschrie
benen angemessenen Annahmen zugrunde gelegt werden.45 Im Detail unterscheiden sich hier 
die für Gas und Wasserstoff zu berücksichtigenden Faktoren von denen im Szenariorahmen 
Strom.46 Wie auch die Regelung zum Szenariorahmen Strom hat das Gesetz zum Szenariorah
men Gas/H2 eine Erweiterung erhalten, dass die Festlegungen der SES und die Wärmepläne 
angemessen zu berücksichtigen sind.47 Die Überlegungen aus dem Kapitel zum Szenariorahmen 
Strom sind hier übertragbar, da die Regelung in § 15b Abs. 3 S. 3 EnWG auf die des §12a Abs. 1 
S. 6-8 EnWG zurückzugreifen scheint, da die Festlegungen zur Ausgestaltung der SES (also §12a 
Abs. 1 S. 7 und 8) hier nicht erneut genannt werden. Dafür wurde explizit die Wärmeplanung als 
zu berücksichtigendes Planungssystem hinzugefügt. Die Wärmeplanung scheint also separat von 
der SES zu verstehen zu sein. 

2.1.3 Methodische Ansätze und Datengrundlagen für die Erstellung der Szena
riorahmen 

Zur Erstellung der Szenariorahmen greifen sowohl die ÜNB als auch die FNB auf politische Ziel
setzungen, Bottom-up-Meldungen und Szenario-basierte Modellierungen zurück. Ergänzt wer
den diese Grundlagen durch Beobachtungen aktueller Entwicklungen sowie deren Fortschrei
bung.  

Die Szenariorahmen sollen, wie im Abschnitt zu den rechtlichen Grundlagen erläutert, die klima- 
und energiepolitischen Ziele der Bundesregierung berücksichtigen. Die Zielsetzungen der politi
schen Entscheidungsträger bilden somit den Rahmen, in dem sich die zu ermittelnden Szenarien 
entwickeln sollen.  

 
41 § 15b Abs. 4 S. 1 EnWG. 

42 Für den Szenariorahmen Strom § 12a Abs. 2 und 3 EnWG, für den Szenariorahmen Gas/H2 die fast wortgleichen § 15b Abs. 4 und 
5 EnWG. 

43 § 15b Abs. 2 S. 1 EnWG, entspricht § 12a Abs. 1 S. 2 EnWG. 

44 § 15b Abs. 2 S. 2 EnWG, entspricht § 12a Abs. 1 S. 3 EnWG. 

45 § 15b Abs. 3 S. 1 EnWG, entspricht § 12a Abs. 1 S. 4 EnWG. 

46 Strom: Erzeugung, Versorgung, Verbrauch, Austausch mit anderen Ländern sowie Spitzenkappung, § 12a Abs. 1 S. 4 EnWG. 
Gas/Wasserstoff: Erzeugung, Versorgung, Verbrauch, Austausch mit anderen Ländern sowie Dekarbonisierung, geplante Investiti
onsvorhaben in die regionale oder gemeinschaftsweite Netzinfrastruktur oder Gas- und Wasserstoffspeicheranlagen und LNG-Wie
derverdampfungsanlagen und die Auswirkungen denkbarer Störungen der Versorgung, § 15b Abs. 3 S. 1, 2 EnWG. 

47 § 15b Abs. 3 S. 3 EnWG. 
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Ergänzt werden die Top-down-Vorgaben um Marktabfragen und Netzanschlussanfragen, wel
che beide unter methodischen Gesichtspunkten als Bottom-up-Meldungen kategorisiert wer
den können. In den Marktabfragen werden Netznutzer aufgefordert, geplante Strom- und/oder 
Gas-/Wasserstoffbedarfe an die jeweils zuständigen ÜNB bzw. FNB zu melden. Im Zuge der Neu
ausgestaltung des Szenariorahmen- und NEP-Prozesses, die insbesondere in der Novelle des 
EnWG aus dem Jahr 2024 abgebildet ist, haben die ÜNB und FNB 2024 erstmals eine gemein
same Marktabfrage für erwartete Strom- und Gas-/Wasserstoffbedarfe durchgeführt. Konkret 
abgefragt werden die geplanten Inbetriebnahmejahre, die Kapazitäten sowie die Standorte der 
Anlagen. Umgesetzt wird die gemeinsame Marktabfrage durch die ÜNB und FNB über eine ge
meinsame Internetseite, auf der Interessenten Projekte zum Anschluss an das Stromnetz, an das 
Wasserstoffkernnetz sowie Projektmeldungen für Power-To-Gas-Anlagen angeben können.48 
Diese Bottom-up-Bedarfsmeldungen aus den Marktabfragen ergänzen das methodische Vorge
hen bei der Erstellung der Szenariorahmen. Es sei darauf hingewiesen, dass die Bedarfsmeldun
gen der Netznutzer keinen verbindlichen Charakter aufweisen und nur eine aus Sicht der jewei
ligen Betreiber mögliche Entwicklung abbilden sollen. Die Gesamtheit der gemeldeten Bedarfe 
ist aufgrund der unverbindlichen Meldemöglichkeit mit einer geringen Eintrittswahrscheinlich
keit zu bewerten. 

Netzanschlussanfragen im Stromsektor und Kapazitätsreservierungen sowie -ausbauansprüche 
im Gas- und Wasserstoffsektor bilden neben den Marktabfragen ein weiteres Element der Bot
tom-up-Meldungen, welche im Entwurf der Szenariorahmen Berücksichtigung finden. Ebenso 
wie die Meldungen in den Marktabfragen sind auch diese Anfragen nur in geringem Maße ver
bindlich.49 Kapazitätsreservierungen und -ausbauansprüche nach der Gasnetzzugangsverord
nung (GasNZV) im Gas/H2 Bereich weisen dabei eine höhere Verbindlichkeit auf als die Netzan
schlussanfragen im Strombereich. Mehr zum rechtlichen Rahmen der Kapazitätsreservierungen 
und -ausbauanfragen findet sich in der Infobox §§ 38, 39 GasNZV am Ende dieses Abschnitts. 
Die Berücksichtigung der Anfragen in der Szenariorahmenerstellung unterscheidet sich zwi
schen den Sektoren und zwischen den verschiedenen Szenariorahmenzyklen. Im Gas/H2 Bereich 
werden solche Kapazitätsreservierungen berücksichtigt, bei denen die Anschlusswilligen die Re
servierungsgebühr gezahlt haben. Im Strombereich haben die ÜNB im Szenariorahmen 2023 nur 
solche Projekte berücksichtigt, bei denen mindestens erste Umsetzungsplanungen erfolgt sind 
und das Jahr der Inbetriebnahme ebenso wie die elektrische Bezugsleistung bekannt sind. Im 
Szenariorahmen 2025 wurde eine detailliertere Methodik zur Einordnung des Projektstatus von 
Netzanschlussanfragen entwickelt. Je nach Szenario werden unterschiedliche Teilmengen der 
Netzanschlussanfragen berücksichtigt.  

Als dritte methodische Säule bei der Szenariorahmen-Erstellung werden Meta-Analysen von 
Studien mit Szenario-basierten Modellierungen herangezogen. Notwendige Studienauswahlkri
terien bilden dabei die Zielsetzungen der politischen Ebene. Nur solche Studien, deren System
betrachtungen mit dem übergeordneten klimapolitischen Zielen der Bundesregierung nähe
rungsweise kompatibel sind, werden weiterverwendet (einzelne energiepolitische Sektorziele, 
z. B. EE-Ausbaupfade, werden dabei ggf. in einzelnen Szenarien nicht umgesetzt). Zudem sollten 
die Studien möglichst aktuell sowie umfassend sein, d. h. einen Fokus auf die Gesamtsystem-

 
48 Internetseite zur gemeinsamen Marktabfrage: https://infrastrukturbedarf-abfrage-nep.de/ 

49 Die Art der Berücksichtigung der Meldungen über die Marktabfrage ist im Szenariorahmen Strom 2025 (Entwurf der ÜNB) im 
Abschnitt 3.2 näher beschrieben.  

https://infrastrukturbedarf-abfrage-nep.de/


Status quo der Planung von Energieinfrastrukturen 

 

 

 

et al.     18 

perspektive legen. Beispielsweise wurden für die Erstellung des Szenariorahmens Strom im Jahr 
2023 die nachfolgenden Studien verwendet50: 

▪ BCG im Auftrag des BDI (2021): „Klimapfade 2.0 – Ein Wirtschaftsprogramm für Klima und 
Zukunft“ 

▪ Kopernikus-Projekt Ariadne (2021): „Deutschland auf dem Weg zur Klimaneutralität 2045 – 
Szenarien und Pfade im Modellvergleich“ 

▪ Deutsche Energie-Agentur (dena) (2021): „dena-Leitstudie Aufbruch Klimaneutralität“ 

▪ Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI, Consentec, ifeu - Institut für 
Energie- und Umweltforschung Heidelberg und TU Berlin im Auftrag des BMWi (2021): Lang
fristszenarien für die Transformation des Energiesystems in Deutschland 3“ 

▪ Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-Institut im Auftrag von Stiftung Klimaneutralität, Agora 
Energiewende und Agora Verkehrswende (2021): „Klimaneutrales Deutschland 2045 – Wie 
Deutschland seine Klimaziele schon vor 2050 erreichen kann“ 

▪ Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE (2021): „Wege zu einem klimaneutralen 
Energiesystem – Die deutsche Energiewende im Kontext gesellschaftlicher Verhaltenswei
sen. Update November 2021: Klimaneutralität 2045“ 

Die ÜNB weisen explizit auf die Bedeutung der o.g. Studien „Klimaneutrales Deutschland 2045“ 
und „Langfristszenarien für die Transformation des Energiesystem in Deutschland 3“ für die Er
stellung des Szenariorahmens hin.  

Im aktuellen Szenariorahmenentwurf NEP 2037/2045 (2025)51 wird als wichtige Grundlage der 
Zwischenbericht der SES genannt, der eine Auswertung der Ergebnisse der Langfristszenarien 
enthält und die darauf aufbauend im Kreis der Arbeitsgruppe Netzbetreiber innerhalb der SES 
diskutierten Ankerpunkte. Die einzelnen NEP-Szenarien werden ausführlich hinsichtlich ihrer 
Orientierung bzw. bewussten Abweichung von den Ankerpunkten, teilweise von den Langfrist
szenarien diskutiert und eingeordnet.  

Anhand der politischen Rahmensetzungen, der gemeldeten Bedarfe und der Meta-Analysen 
werden die Kennzahlen der Szenariorahmen ermittelt. Falls notwendig, können die Erstellerin
nen und Ersteller auch zusätzliche Studien in Auftrag geben oder selbstständig durchführen, um 
Teilaspekte wie bspw. die Regionalisierung der verbrauchs- und erzeugungsseitigen Eingangs
daten näher zu beleuchten. Die ÜNB betrachten im Szenariorahmenentwurf Strom für den NEP 
2025 eine Reihe an Parametern, um die Szenarien zu bilden. Diese bestehen zum einen aus dem 
Stromverbrauch, welcher differenziert wird nach den Sektoren private Haushalte, GHD, Indust
rie, Verkehr, Elektrolyse und Fernwärmeerzeugung. Zusätzlich werden Netzverluste in Speichern 
und im Umwandlungsbereich aufgeführt. Neben dem Stromverbrauch wird auch der Leistungs
bedarf von Stromgroßverbrauchern aufgeführt. Weitere Parameter umfassen den Wasserstoff
bedarf und den Import von Wasserstoff. Angebotsseitig wird die Stromerzeugung festgelegt, 
wobei eine Differenzierung nach den verschiedenen erneuerbaren und fossilen Erzeugungstech
nologien erfolgt. Auch der Umgang mit lastseitigen Flexibilitäten, Speichern und der Netzdien
lichkeit der Verortung wird in den Parametern aufgeführt. Bezüglich der Ex- und 

 
50 ÜNB, Szenariorahmen zum Netzentwicklungsplan Strom 2037 mit Ausblick 2045, Version 2023. Entwurf der Übertragungsnetzbe
treiber. https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2023.pdf  

51 ÜNB, Szenariorahmen zum Netzentwicklungsplan Strom 2037/2045, Version 2025 Entwurf der Übertragungsnetzbetreiber. 
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2024-07/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2025_1.pdf  

https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-01/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2023.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2024-07/Szenariorahmenentwurf_NEP2037_2025_1.pdf
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Importinfrastruktur erfolgt eine Parametrisierung der Interkonnektoren zu benachbarten 
Marktgebieten. Der Prozess der Szenariorahmenerstellung wurde im Bereich Gas/H2 zwischen 
den Szenariorahmen 2020 und 2022 einerseits und dem Entwurf des Szenariorahmens 2024 an
dererseits signifikant geändert52,53,54. Die FNB schreiben im Entwurf des Szenariorahmens 2024, 
der Fokus des Netzentwicklungsplans und somit des Szenariorahmens habe sich von einer pri
mär bedarfsbasierten zu einer szenarienbasierten Betrachtung geändert55. In den vorangehen
den Szenariorahmen sind nur Bedarfsmeldungen, die den FNB nach § 38 und § 39 der GasNZV 
vorliegen, aufgenommen worden. Ergänzt wurden diese Bedarfsmeldungen um zwei ausge
wählte Szenarien, die bestimmte Einzelelemente der Gasnetzinfrastruktur näher beleuchten. So 
wurde im Szenariorahmen 2020 zum einen eine dena-Studie mit Fokus „Grüne Gase“ mit in Be
tracht gezogen. Zum anderen bezieht dieser Szenariorahmen den Technical Report on Member 
State Results of the EUCO policy scenarios im Effizienzszenario „- 30 %“ mit ein, wobei die Be
gründung für letzteres Szenario in der Konsistenzwahrung zum vorausgehenden Szenariorah
men 2018 liegt.  

Die FNB treffen in den Szenariorahmen eine begriffliche Unterscheidung zwischen Szenarien ei
nerseits und Modellierungsvarianten andererseits. Als Szenarien werden Studien Dritter be
zeichnet, die als Grundlage für die Szenariorahmenerstellung dienen. Die spätere Netzmodellie
rung im Netzentwicklungsplan basiert dagegen auf Modellierungsvarianten, die nach Aussage 
im Szenariorahmen 2020 „grundsätzlich auf den Szenarien auf[bauen]“56. Allerdings besteht 
nach Aussage der FNB im Szenariorahmen 2022 „keine Verbindung zwischen den […] dargestell
ten Gasbedarfsszenarien und den […] beschriebenen Modellierungsvarianten für den Netzent
wicklungsplan“57. Dementsprechend lassen sich die Szenarien und Modellierungsvarianten des 
Szenariorahmens kaum vergleichen und die Synthese der finalen Modellierungsvarianten war 
bisher im Vergleich zum Prozess im Strombereich eher intransparent. Mit dem Szenariorahmen 
2025 – 2037/2045 ändert sich dies allerdings. Hier wird ein Vorgehen verfolgt, das dem im 
Strombereich etablierten Vorgehen entspricht und welches vorsieht, dass der NEP Gas/H2 auf 
einem Szenariorahmen aufbauen muss, der verpflichtend jeweils drei Szenarien für zwei vorge
gebene Stützjahre betrachtet. 

Da die Szenariorahmen vor dem Entwurf von 2024 einen Prognosezeitraum von zehn Jahren 
abdecken und diese Szenariorahmen nach FNB-Aussage einen bedarfsbasierten Fokus aufwei
sen sollten, lag der Schwerpunkt für die Ermittlung des Gasbedarfs in der späteren Bildung der 
Modellierungsvarianten auf den Bedarfsmeldungen nach GasNZV. Für das Gasaufkommen 
wurde i. d. R. auf Untersuchungen des Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie e. V. 

 
52 FNB, Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030. Szenariorahmen. https://fnb-gas.de/wp-content/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-
gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf  

53 FNB, Netzentwicklungsplan Gas 2022-2032. Szenariorahmen. https://fnb-gas.de/szenariorahmen/szenariorahmen-2022/  

54 FNB, Entwurf des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025. Entwurf vom 01. Juli 2024 in der 
Fassung vom 16. August 2024. https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Downloads/DE/Sachge
biete/Energie/Unternehmen_Institutionen/NEP/Gas/SR2025/Szenariorahmen_2025_final.pdf  

55 FNB, Entwurf des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025. Entwurf vom 01. Juli 2024 in der 
Fassung vom 16. August 2024, Kapitel 4.3.1 Übersicht der Modellierungsvarianten (S. 77). https://data.bundesnetzagentur.de/Bun
desnetzagentur/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/NEP/Gas/SR2025/Szenariorah
men_2025_final.pdf 

56 FNB, Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030. Szenariorahmen. Kapitel 4.2 Gasbedarfsszenarien (S. 43). https://fnb-gas.de/wp-con
tent/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf 

57 FNB, Netzentwicklungsplan Gas 2022-2032. Szenariorahmen. Kapitel 4.2 Gasbedarfsentwicklung (S. 47). https://fnb-gas.de/wp-
content/uploads/2021/09/210909_DE_FNB_GAS_2022_SR.pdf 

https://fnb-gas.de/wp-content/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf
https://fnb-gas.de/wp-content/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf
https://fnb-gas.de/szenariorahmen/szenariorahmen-2022/
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/NEP/Gas/SR2025/Szenariorahmen_2025_final.pdf
https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Energie/Unternehmen_Institutionen/NEP/Gas/SR2025/Szenariorahmen_2025_final.pdf
https://fnb-gas.de/wp-content/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf
https://fnb-gas.de/wp-content/uploads/2021/09/2019_08_16_nep-gas-2020-2030_szenariorahmen_final-1.pdf
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zurückgegriffen. In den Szenariorahmen wurden jeweils zwei Modellierungsvarianten entwi
ckelt, von denen eine im weiteren Verlauf als Grundlage für die Entscheidung diente, welche der 
im NEP-Prozess modellierten Ausbaumaßnahmen in den finalen NEP-Entwurf übernommen 
werden. Die in den verschiedenen Szenariorahmen berücksichtigten Kapazitäten veröffentli
chen die FNB auf einer Website58. Für den Entwurf des Szenariorahmens von 2024 gehen die 
FNB stärker szenarien- und weniger bedarfsbasiert vor, obwohl auch hier eine bedarfsbasierte 
Modellierungsvariante vorgeschlagen wird. Als Ausgangspunkt dienen hier vier Szenarien: Drei 
basieren auf Energiesystemmodellierungen, konkret auf den T45-Szenarien der BMWE (vormals 
BMWK) Langfristszenarien T45-Strom*, T45-H2 und T45-RedEff. Ein weiteres, von den FNB zu
sätzlich vorgeschlagenes Szenario verfolgt weiterhin den bedarfsbasierten Ansatz und nutzt die 
Bedarfsmeldungen nach § 38 und § 39 GasNZV als Datengrundlage. Aus den vier Szenarien wer
den drei Modellierungsvarianten für das Betrachtungsjahr 2037 und drei Varianten für das Be
trachtungsjahr 2045 abgeleitet. Im Betrachtungsjahr 2037 basieren zwei der Modellierungsvari
anten auf szenarienbasierten Betrachtungen, während die dritte auf der bedarfsbasierten Be
trachtungsweise beruht. Für das Zieljahr 2045 basieren alle drei Modellierungsvarianten auf der 
szenarienbasierten Betrachtungsweise, da für diese langfristige Vorausschau keine konkreten 
Bedarfsmeldungen vorliegen. Zusammenfassend hat sich der methodische Fokus im Prozess der 
letzten Szenariorahmenerstellungen von den Bottom-up-Meldungen verschoben in Richtung 
Szenarien-basierten Modellierungen.  

Im Entwurf des Szenariorahmens Gas/H2 von 2024 werden sowohl für Methan als auch für Was
serstoff eine Reihe an Parametern festgelegt. Diese umfassen die Leistungsbedarfe beider Ener
gieträger differenziert nach den Sektoren private Haushalte und Gebäude, Handel und Dienst
leistungen (GHD), Industrie, Verkehr und Umwandlungssektor bzw. Kraftwerke. Zur Betrachtung 
des Exports werden Ausspeiseleistungen an Grenzübergangspunkten ermittelt. Für Methan- 
und Wasserstoffspeicher werden Ein- sowie Ausspeiseleistungen und Arbeitsgasvolumina auf
geführt. Des Weiteren wird die Einspeiseleistung an Grenzübergangspunkten, sowohl über Pipe
lines als auch über Terminals, dargestellt, ebenso wie die Einspeiseleistungen aus Produktions
anlagen. Für alle betrachteten Parameter werden Regionalisierungen festgelegt.  

Die Szenariorahmen-Entwürfe der ÜNB und der FNB werden im Anschluss der BNetzA übermit
telt. Die BNetzA führt sowohl eine eigenständige Prüfung als auch eine öffentliche Konsultation 
durch. An der öffentlichen Konsultation sind üblicherweise Akteure aus der Energiebranche, 
Wirtschaft, Wissenschaft, Forschung, dem Umweltschutz sowie der Zivilgesellschaft beteiligt. 
Nach der Integration inhaltlicher Anpassungen in den ersten Szenariorahmen-Entwurf erfolgt 
die Genehmigung durch die BNetzA. Die genehmigten Szenariorahmen Strom und Gas/H2 wer
den abschließend auf Seiten der BNetzA veröffentlicht59,60. Die Szenariorahmen werden BNetzA-
intern zwischen den verschiedenen Referaten abgestimmt. Die Detailplanung findet in den ein
zelnen Referaten statt. 

  

 
58 FNB, NEP Gas Datenbank. https://www.nep-gas-datenbank.de/kapazitaeten  

59BNetzA, Szenariorahmen und Netzentwicklungsplan Strom. https://www.bundesnetzagentur.de/1018126  

60 BNetzA, Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff, https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund
Gas/NEP/Gas/start.html  

https://www.nep-gas-datenbank.de/kapazitaeten
https://www.bundesnetzagentur.de/1018126
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Gas/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/NEP/Gas/start.html
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§§ 38, 39 Gasnetzzugangsverordnung  

Die §§ 38, 39 der Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV) regeln die Kapazitätsreservierung (§ 
38 GasNZV) und Kapazitätsausbauansprüche (§ 39 GasNZV) von Betreibern von Speicher-, 
LNG- und Produktionsanlagen sowie Betreibern von Gaskraftwerken gegenüber den FNB. 

Beide Vorschriften berechtigen die genannten Betreiber und adressieren bzw. verpflichten 
die FNB, von den Vorschriften sind also nur Anlagen erfasst, die direkt an das Fernleitungsnetz 
angeschlossen werden.61 Die beiden Vorschriften sind gestuft zu verstehen, erst können die 
Betreiber eine zeitlich begrenzte Reservierung von Anschlusskapazität an das Fernleitungs
netz vornehmen. Wenn ihre Reservierungsanfrage wegen mangelnder Kapazität im Netz nicht 
berücksichtigt werden konnte, haben die Anschlusswilligen hinterher einen Anspruch darauf, 
dass ihre Kapazitäten bei der Ermittlung des Kapazitätsbedarfs im Rahmen des folgenden NEP 
Gas/H2 bereitgestellt werden, sofern dieser Kapazitätsausbau für die FNB wirtschaftlich zu
mutbar ist.62  

Für die Kapazitätsreservierung müssen die Betreiber zuerst eine Reservierungsanfrage stellen, 
in der sie dem FNB erste Informationen zur geplanten Anlage zukommen lassen. Als Antwort 
darauf teilt der FNB mit, welche Unterlagen für eine Prüfung der Anfrage notwendig sind und 
welche Kosten mit der Prüfung verbunden sind. Nach Eingang der vollständigen Unterlagen 
findet innerhalb von zwei Monaten die Prüfung statt. Fällt diese Prüfung positiv aus, es liegt 
also ausreichend Kapazität im Fernleitungsnetz vor, wird die Reservierung vorgenommen und 
mit Zahlung der Reservierungsgebühr durch den Betreiber wirksam.63  

Fällt die Prüfung negativ aus, es liegen also keine ausreichenden Kapazitäten im Fernleitungs
netz vor, entsteht kein Anspruch des Betreibers auf Kapazitätsreservierung.64  

Damit im nächsten Schritt ein Anspruch der Betreiber auf Bereitstellung der von ihnen benö
tigten Kapazitäten beim Kapazitätsausbau im Rahmen des nächsten NEP entsteht, müssen die 
FNB und die Anlagenbetreiber nach Vorlage des NEP gemeinsam einen Realisierungsfahrplan 
entwickeln, der als verbindliche Arbeits- und Vertrauensgrundlage dient. Der Realisierungs
fahrplan enthält alle relevanten Termine, die zu Verzögerungen innerhalb der Umsetzung der 
Maßnahme oder der Kapazitätsbereitstellung führen könnten, u. a. den geplanten Zeitpunkt 
des Baubeginns sowie der Fertigstellung der Anlage.65 Der Realisierungsfahrplan wird verbind
lich, wenn beide Seiten unterzeichnet haben und die Maßnahme Teil des bestätigten NEP ist.66 
Schließlich ist durch den Anlagenbetreiber eine Planungspauschale zu entrichten. Nun besteht 
der Anspruch auf Bereitstellung der Anschlusskapazität unter dem Vorbehalt der wirtschaftli
chen Zumutbarkeit für den FNB, welche angenommen wird, wenn die von der Anlage benö
tigte Kapazität spätestens 18 Monate vor dem im Realisierungsfahrplan festgelegten Zeit
punkt der Fertigstellung der Anlage verbindlich langfristig beim FNB gebucht wird.67 

 
61 Säcker, BerlKommEnergieR/Thole/Kirschnick, 4. Aufl. 2018, GasNZV § 38 Rn. 2. 

62 Vgl. § 39 Abs. 1 S. 1 GasNZV. 

63 Vgl. § 38 Abs. 2 u. 3 GasNZV; Säcker, BerlKommEnergieR/Thole/Kirschnick, 4. Aufl. 2018, GasNZV § 38 Rn. 7ff. 

64 § 38 Abs. 3 S. 5 GasNZV. 

65 § 39 Abs. 2 S. 1 u. 2 GasNZV; Säcker, BerlKommEnergieR/Thole/Kirschnick, 4. Aufl. 2018, GasNZV § 39 Rn. 4ff. 

66 § 39 Abs. 2 S. 3 GasNZV. Die Verweise in der Vorschrift sind veraltet und beziehen sich nicht mehr auf § 15a EnWG, sondern den 
neuen § 15c EnWG. 
67 Säcker, BerlKommEnergieR/Thole/Kirschnick, 4. Aufl. 2018, GasNZV § 39 Rn. 7. 
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2.1.4 Genehmigung der Szenariorahmen 2025 – 2037/2045 

Die BNetzA hat im April 2025 die Genehmigungen der Szenariorahmen Strom und Gas/H2 für 
die Netzentwicklungspläne 2025 – 2037/2045 veröffentlicht. Dies ist die erste Genehmigung der 
Szenariorahmen, seitdem die Prozesse für die Infrastrukturplanung Strom und Gas/H2 durch das 
zweite Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes vom 14.05.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 
161) angeglichen wurden und die Prozesse nun parallel laufen. Es ist zudem die erste Prozess
runde für den gemeinsamen Szenariorahmen Gas/H2. Gleichzeitig handelt es sich um den ersten 
Genehmigungsdurchlauf für den – zumindest zum Zeitpunkt der Genehmigung – eine abge
schlossene SES vorlag. Die Veröffentlichung der Genehmigung erfolgte zu einem Zeitpunkt, zu 
dem die Arbeiten in diesem Vorhaben bereits weit fortgeschritten waren, so dass sich dieses 
Gutachten auf eine überblicksartige Einordnung dieser Genehmigungen beschränkt.  

Aus rechtlicher Sicht fußen die Genehmigungen zwar auf denselben Regelungen, die Gegen
stand der obigen Untersuchungen waren, es ergeben sich also keine weitergehenden juristi
schen Analysen. Es ist lediglich zu konstatieren, dass die Regelung zur Erstellung und Genehmi
gung des Szenariorahmens Gas/H2 erstmals Anwendung findet. Im Strombereich wurde bereits 
der vorangegangene Szenariorahmen auf einer weitgehend identischen Rechtsgrundlage er
stellt. Allerdings hat neben der faktischen Rechtsgrundlage die tatsächliche Genehmigungspra
xis der BNetzA aufgrund der oben dargestellten Ermessensspielräume einen erheblichen Ein
fluss auf die Planung. Hier kann durch eine Untersuchung der im April 2025 veröffentlichten 
Genehmigung der Szenariorahmen durch die BNetzA ggf. ein vollständigeres Bild des Status quo 
der Genehmigungspraxis gezeichnet werden und neue methodische Ansätze, die verfolgt wur
den, aufgezeigt werden. 

Eine Neuerung in diesem Turnus war die zeitgleiche Konsultation der Szenariorahmen Strom 
und Gas/H2.68 Außerdem wurden von den zuständigen Referaten der BNetzA abgestimmte Lis
ten zu Kraftwerks- und Elektrolyseursstandorten erstellt, nachdem ÜNB und FNB zwar zu diesem 
Thema im Austausch standen, aber im Szenariorahmen keine abgestimmten Listen selbst vor
gelegt hatten.69 Dies spricht für eine grundsätzlich stärkere Verzahnung der beiden Prozesse, 
wie sie auch durch die Vereinheitlichung der Rechtsgrundlage und ebenso durch die Etablierung 
der SES angestrebt war. Auch macht die BNetzA deutlich, dass solche abgestimmten Listen 
ebenso die Grundlage für zukünftige Prozesse sein müssen.70 Dies wird durch den Szenariopfad 
B im Szenariorahmen Strom unterstrichen, der im Hinblick auf den Entwicklungspfad und die 
angenommenen Mantelzahlen mit dem Szenario 2 aus dem Szenariorahmen Gas/H2 abge
stimmt ist und auch weitestgehend in Einklang mit der Systementwicklungsstrategie ist. Auch 
hier fand die Harmonisierung der Szenariopfade durch die BNetzA statt, nachdem die Entwürfe 
der Szenariorahmen der ÜNB und FNB aus Sicht der BNetzA keine angemessene Abstimmung 

 

68 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025 – 2037/2045, Stand 
30.04.2025, S. 15, https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorah
men%202025_0.pdf. 

69 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025 – 2037/2045, Stand 
30.04.2025, S. 26, https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorah
men%202025_0.pdf. 

70 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 12, https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf.  

https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf
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enthielten.71 Dies stellt eine erhebliche Neuerung im Vergleich zu vorangegangenen Prozessrun
den dar. Die BNetzA nimmt die vom Gesetz durch die Harmonisierung der Prozesse der Strom- 
und Gas/H2-Netzplanung implizierte Aufgabe, die beiden Szenariorahmenprozesse, obwohl sie 
weiterhin getrennt bleiben, integriert zu betrachten und Wechselwirkungen einzubeziehen, an 
und nimmt explizit Informationen aus beiden Prozessen, um darauf aufbauend gemeinsame Pla
nungsgrundlagen zu schaffen, wie durch das abgestimmte Szenario B im Strom bzw. Szenario 2 
im Gas/H2-Sektor oder die abgestimmten Listen zu Kraftwerks- oder Elektrolyseursstandorten.72  

Bei der Betrachtung der Entwicklungspfade orientiert sich die BNetzA weiterhin an den mittel- 
und langfristigen klima- und energiepolitischen Zielen der Bundesregierung. Hier ist erstmals 
explizit auch die untergesetzliche Systementwicklungsstrategie maßgeblich, und die in ihr ent
haltenen Ankerpunkte werden als Basis für viele Annahmen und Betrachtungen in der Geneh
migung der Szenariorahmen genannt.73 Ebenfalls werden die Orientierungsszenarien (O45-Sze
narien) als Ergebnis der dritten Projektrunde der Langfristszenarien als umfassende Daten
grundlage zur Ermittlung der wahrscheinlichen Entwicklungen genannt.74 Dabei wird die Kli
maneutralität bis 2045 für den Energiesektor aus dem Klimaschutzgesetz als unverrückbare Ziel
vorgabe herangezogen. Der Kohleausstieg bis 2038 bzw. möglichst bis 2035 nach dem KVBG 
wird ebenfalls in allen Szenarien berücksichtigt, während andere gesetzliche Vorgaben wie etwa 
die Ausbauziele für Erneuerbare Energien aus dem EEG oder dem WindSeeG weniger verbindlich 
behandelt werden und beispielweise in Szenario A verfehlt werden.75 Hier könnte ggf. ein Wer
tungswiderspruch vorliegen. Eine andere Erklärung wäre, dass Zielvorgaben verbindlicher her
angezogen werden als Ausgestaltungspfade zur Erreichung dieser Zielzustände, da die Pfade mit 
mehr Unsicherheit behaftet sind. 

Eine weitere Neuerung im Rahmen der 2025 Genehmigung ist, dass die BNetzA im Gas/H2-Sek
tor von den FNB verbindliche Zeitpläne für alle Ausbaumaßnahmen verlangt. Dies greift europä
ische Vorgaben auf und war auch in der vorherigen Regelung bis zum neu eingeführten 
§ 15b EnWG aus dem Mai 2024 enthalten. Grundsätzlich ist die Angabe eines Inbetriebnahme
datums ausreichend, bei zeitnah umzusetzenden Maßnahmen müssen darüber hinaus weitere 
Projektschritte, sofern diese bereits absehbar sind, angegeben werden. Interessanterweise fin
det hier ferner eine Abschichtung der Anforderungen nach voraussichtlicher Inbetriebnahme 
statt, da es bei langfristig geplanten Maßnahmen ausreicht, die weitergehenden Informationen 
erst in einem späteren Zyklus der Netzausbauplanung aufzunehmen, wenn die Umsetzung der 
Maßnahme dichter herangerückt ist.76 Hierdurch wird wenigstens implizit eine Priorisierung der 
Maßnahmen anhand der Dringlichkeit ihrer Umsetzung vorgenommen. Explizit wird hier in der 
Genehmigung des Szenariorahmens Gas/H2 darauf hingewiesen, dass aus der Genehmigung des 

 
71 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 18f., https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf.  

72 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 18, https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf.  

73 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 22, https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf.  

74 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 16, 22, https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf.  

75 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 17f., https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf. 

76 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025 – 2037/2045, Stand 
30.04.2025, S. 105,  
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Szenariorahmens noch keine Vorfestlegung bezüglich der Umsetzung resultierender Maßnah
men getroffen wird. Die Vereinigungsmenge aller durch den aufgespannten Szenarientrichter 
möglichen Netzausbau und -verstärkungsmaßnahmen ist also hier keine maßgebliche Planungs
grundlage. Auf der anderen Seite wird aber jedenfalls für die Maßnahmen, die in der Schnitt
menge aller Szenarien liegen, im Sinne eines No-Regret-Ansatzes die Aufnahme in den NEP in 
Aussicht gestellt, wie es in der Genehmigung für den Szenariorahmen Gas/Wasserstoff beschrie
ben ist.77 Um grundsätzlichen Unsicherheiten bei der Erstellung von Zukunftsszenarien gerecht 
zu werden, werden die zu genehmigenden Annahmen generell anhand ihrer Eintrittswahr
scheinlichkeit und ihres Einflusses auf den Netzausbaubedarf bewertet. Dabei sind Entwicklun
gen, die einen hohen potenziellen Einfluss auf den Netzausbaubedarf haben, grundlegend rele
vanter, wie es in der Genehmigung für den Szenariorahmen Strom beschrieben ist.78 

Insgesamt zeigt die Genehmigung der Szenariorahmen Strom und Gas/H2 für die NEP 2025 eine 
deutlich stärkere Tendenz der integrierten Betrachtung und sektorübergreifenden Abstimmung. 
Die BNetzA nimmt dabei eine koordinierende Funktion ein. Die Genehmigungspraxis stellt eine 
inhaltliche und methodische Weiterentwicklung der vorherigen Praxis dar und nimmt keine 
grundlegenden Neuausrichtungen vor. Die Koordinierung eines gemeinsamen mittleren Szena
rios Strom und Gas/H2 auf Basis der Systementwicklungsstrategie kann als hilfreiche Entwick
lung im Sinne einer stärker integrierten Planung bewertet werden (s. hierzu Empfehlung zur 
„konsistenten spartenübergreifenden Planung“ in Abschnitt 0). 

2.2 Netzentwicklungspläne Strom und Gas/H2 

Basierend auf dem Szenariorahmen wird im Zuge der Netzentwicklungspläne der konkrete Aus
baubedarf für die jeweiligen Zielzeitpunkte der Szenariorahmen ermittelt. Für diesen Prozess
schritt werden nachfolgend ebenfalls sowohl die rechtlichen Grundlagen als auch die methodi
schen Ansätze und Datengrundlage beschrieben.  

2.2.1 Erstellung des NEP Strom  

Auf den Szenariorahmen folgt die Erstellung des Netzentwicklungsplan (NEP) auf Grundlage des 
Szenariorahmens durch die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung.79 Sie ar
beiten mit den FNB und H2NB zusammen, um eine sachgerechte Erstellung des NEP zu gewähr
leisten. Die rechtliche Grundlage für den NEP Strom bildet § 12b EnWG. Ebenso wie § 12a EnWG 
dient auch diese Vorschrift der Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben des sog. Dritten Energie
binnenmarktpakets.80 

Der Netzentwicklungsplan fungiert innerhalb der Bedarfsplanung als Bindeglied zwischen dem 
Szenariorahmen und dem Bundesbedarfsplan, der mindestens alle vier Jahre dem Gesetzgeber 
vorgelegt und im Bundesbedarfsplangesetz festgeschrieben wird.81 Er hat also eine Entwurfs
funktion für den Bundesbedarfsplan und wird aus dem Szenariorahmen entwickelt (sog. 

 
77 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens für den Netzentwicklungsplan Gas und Wasserstoff 2025 – 2037/2045, Stand 
30.04.2025, S. 30,  

78 BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2025 – 2037/2045, Stand April 2025, S. 20f., https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2025-04/Genehmigung%20Szenariorahmen%202025_0.pdf. 

79 § 12b Abs. 1 S. 1 EnWG. 

80 Genauer Art. 22 der RL 2009/72/EG (ElektrizitätsbinnenmarktRL). 

81 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 1. 
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”Entwicklungsgebot”).82 Hier ist nicht etwa das mittlere der drei Szenarien des Szenario-rah
mens oder eine Vereinigungsmenge innerhalb der für jedes einzelne Szenario benötigten Infra
strukturprojekte maßgeblich, vielmehr wird innerhalb der Szenarien eine Schnittmenge gebil
det, die aus Maßnahmen besteht, die in allen Szenarien enthalten sind (gemäß den ÜNB sog. 
”No-Regret-Maßnahmen”83).84 Die in den Szenarien des Szenariorahmens gewählten (inzwi
schen flexiblen) Betrachtungszeiträume sind auch für den NEP maßgeblich. 

Der NEP folgt wie der Szenariorahmen einem 2-Jahres-Turnus und ist von den ÜNB seit der neus
ten Änderung des EnWG bis zum Ablauf des 31. Mai jedes ungeraden Kalenderjahres der Bun
desnetzagentur vorzulegen. Zwischen der Erstellung des Szenariorahmens und der Erstellung 
des NEP liegen also elf Monate. Er muss laut Gesetz “alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfs
gerechten Optimierung, Verstärkung und zum Ausbau des Netzes enthalten, die [...] für einen 
sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind”.85 Außerdem sind auch bei der Erstel
lung des NEP die Regelungen zur Spitzenkappung nach § 11 Abs. 2 EnWG anzuwenden.86 Hieraus 
ergeben sich zwar einige inhaltliche Anforderungen an den NEP, darüberhinausgehende metho
dische Vorgaben für die Erstellung existieren jedoch nicht.87 Daher haben die ÜNB eigenständige 
Planungsgrundsätze aufgestellt, wonach zuerst im Zuge einer Regionalisierung die Zuordnung 
von Einspeisungen und Abnahmen zu Netzknoten vorgenommen wird, anschließend mittels ei
ner Marktmodellierung die tatsächliche Kraftwerkseinspeisung bestimmt und relevante Netz
nutzungsfälle in dem betrachteten Zieljahr ermittelt werden, um anschließend durch eine Netz
berechnung Schwachstellen im Start-Netz zu ermitteln und im letzten Schritt die bedarfsge
rechte Netzentwicklung vorzunehmen, indem diejenigen Maßnahmen ermittelt werden, die für 
die Beseitigung der zuvor ermittelten Schwachstellen maßgeblich sind.88 Für die Zusammenstel
lung und Bewertung der Vielzahl möglicher Ausbaumaßnahmen wurde außerdem eine Ausbau
heuristik verwendet. Diese analysiert und bewertet in einem iterativen Verfahren verschiedene 
Kombinationen von Ausbauoptionen nach ihrer Effizienz. Diese fällt hoch aus, wenn eine hohe 
engpassreduzierende Wirkung bei geringen Investitionskosten festgestellt wird. Folgende Itera
tionen versuchen, bessere Kombinationen von Ausbauoptionen herauszufinden, bis keine bes
seren Lösungen mehr ermittelt werden können.89 Dies beschreibt die tatsächliche Planungspra
xis der ÜNB bei der Erstellung des NEP. Daneben zeigt ein Blick in die Vorschrift zur Erstellung 
des Netzentwicklungsbedarfs in § 12b Abs. 1 S. 2 EnWG, dass dort mehrere unbestimmte Rechts
begriffe enthalten sind. Eine Untersuchung der aktuell in der Fachliteratur vorgenommenen 
Konkretisierung dieser Rechtsbegriffe soll das Verständnis des Status quo komplettieren. 

So spricht § 12b Abs .1 S. 2 EnWG davon, dass der NEP alle wirksamen Maßnahmen enthalten 
muss. Dieses Kriterium soll das in § 1 Abs. 4 Nr. 3 EnWG festgeschriebene Gesetzesziel des 

 
82 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 1. 

83 ÜNB, „NEP kompakt“. https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-06/NEP%20kom
pakt_2037_2045_V2023_2E.pdf  

84 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 6f. 

85 § 12b Abs. 1 S. 2 EnWG. 

86 § 12b Abs. 1 S. 3 EnWG. 

87 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 12. 

88 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 12. Die ”Grundsätze für die Ausbauplanung des deut
schen Übertragungsnetzes” der ÜNB sind abrufbar unter: ;  

89 ÜNB, Netzentwicklungsplan Strom 2037 mit Ausblick 2045, Version 2023, S. 171. https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2023-07/NEP_2037_2045_V2023_2_Entwurf_Teil1_1.pdf  
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“sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs” verfolgen. Dabei gilt das Netz laut BNetzA als sicher, 
wenn es unter Annahme der getroffenen Prognosen zu keinen unzulässigen Betriebszuständen 
kommen kann.90 Für die Wirksamkeit einer Maßnahme wird auf das Kriterium der n-1 Sicherheit 
abgestellt, also dass das Übertragungsnetz den Ausfall eines Betriebsmittels (z. B. eines Trans
formators oder eines Stromkreises) kompensieren kann.91 Dies kann bei empfindlichen Berei
chen des Übertragungsnetzes (z. B. der Versorgung von großen Industrieanlagen) so erweitert 
werden, dass das Netz dem betriebsbedingten Abschalten und dem Ausfall eines weiteren Be
triebsmittels standhalten muss.92 Grundsätzlich muss also durch die Maßnahme eine drohende 
Überlastungssituation im Übertragungsnetz vermieden werden, die ohne sie nicht verhindert 
worden wäre. Darüber hinaus kann eine Maßnahme auch wirksam sein, wenn sie eine drohende 
Überlastungssituation im Verteilernetz verhindert,93 der Stärkung des europäischen Stromhan
dels dient94 oder sog. Ringflüsse vermeidet. 

Diese Maßnahmen müssen außerdem für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erfor
derlich sein. Das Erforderlichkeitskriterium kann als eine Art Geeignetheitsprüfung verstanden 
werden, bei der zuerst die mildeste Maßnahme gewählt werden muss, die das angestrebte Ziel 
erreichen kann. Dies wird von der BNetzA durch das NOVA-Prinzip konkretisiert.95 Dieses Prin
zip legt die Reihenfolge der Maßnahmen fest, die ergriffen werden müssen, wenn Netzentwick
lungsbedarf festgestellt wurde und bildet so das Akronym NOVA – Netzoptimierung vor -ver
stärkung vor -ausbau.96 Diese Reihenfolge entspricht der im Gesetz vorgegebenen und ent
spricht auch gleichzeitig einer technischen und wirtschaftlichen Rangfolge.97 Daneben kommt 
dem Erforderlichkeitskriterium eine eigenständige Bedeutung zu, indem sie die Anforderung an 
die in den NEP aufzunehmenden Maßnahmen stellt, dass diese eine gewisse Robustheit gegen
über möglichen Veränderungen in der Netzentwicklungsplanung besitzen müssen.98 Dies soll 
der Vermeidung von Fehlplanung und -investitionen dienen. Die BNetzA spricht darüber hinaus 
davon, dass Maßnahmen auch „gegenüber Veränderungen von gesetzlichen oder sonstigen 
Rahmenbedingungen stabil und zukunftsfest sein sollten, um keine unnötigen Ressourcen zu 
verbrauchen“.99 Daneben wird eine Überprüfung der erwarteten Auslastung einer Maßnahme 
als Teil der Erforderlichkeitsprüfung vorgenommen (s. Unten 2.2.3.) 

 

Mit dem Merkmal der Bedarfsgerechtigkeit greift § 12b Abs. 1 S. 2 EnWG einen Begriff aus § 11 
Abs. 1 S. 1 EnWG auf, das den Umfang der Netzentwicklungspflichten bestimmt und der sich 

 
90 Vgl. etwa BNetzA, Bestätigung NEP 2035, S. 40; Bestätigung NEP 2030 (2019), S. 49; Bestätigung NEP 2030 (2017), S. 43 f. 

91 Vgl. etwa BNetzA, Bestätigung NEP 2035, S. 34; Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 24. 

92 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 25. 

93 Dies ergibt sich daraus, dass das Gesetz seine Formulierung nicht auf Übertragungsnetze beschränkt, § 1 Abs. 4 Nr. 3 EnWG, 
Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 26.  

94 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 27 mit Verweis auf die Bestätigungen der BNetzA bzgl. 
der NEP von 2017, 2019 und 2021. 

95 BNetzA, Bestätigung NEP 2035, S. 32. 

96 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 23. 

97 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 23 

98 BNetzA, Bestätigung des Netzentwicklungsplans Strom für die Zieljahre 2037/2045, S. 38; Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Pos
ser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 22. 

99 BNetzA, Bestätigung des Netzentwicklungsplans Strom für die Zieljahre 2037/2045, S. 38. 
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ausschließlich auf die Nachfrageseite bezieht.100 Hierdurch soll gewährleistet werden, dass alle 
Investitionen getätigt werden, die zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten Netzes notwendig 
sind, gleichzeitig aber auch technisch oder volkswirtschaftlich nicht erforderliche Investitionen 
vermieden werden.101 Dafür wird eine nachfrageseitige Langfristprognose bezüglich des Netz
kapazitätsbedarfs zugrunde gelegt.102 Dabei muss nicht jeder Bedarf eines Netzkunden befrie
digt werden, es ergeben sich also keine individuellen Ausbauansprüche.103 Auch kurzzeitige Be
darfsspitzen verpflichten nicht zum Netzausbau, vielmehr muss ein dauerhaft bestehender Be
darf vorliegen.104 Die Regelungen zur Spitzenkappung werden im Rahmen des NEP angewen
det.105 

Bedarfsgerechtigkeit 

Das Kriterium der Bedarfsgerechtigkeit setzt eine Vorgabe aus der Elektrizitätsbinnenmarkt- 
und Gasbinnenmarktrichtlinie um, nach der die Netzbetreiber verpflichtet sind, auf lange 
Sicht die Fähigkeit des Netzes sicherzustellen und eine angemessene Nachfrage nach Trans
port und Verteilung von Strom und Gas zu befriedigen.106 Es soll ein Gleichgewicht aus Schutz 
vor Über- und Unterinvestitionen gehalten werden.  
Auf der einen Seite steht hier in Deutschland das Instrument der Anreizregulierung, bei dem 
die Regulierungsbehörde eine Erlösobergrenze für Erlöse der Netzbetreiber aus den Netzent
gelten angibt und ihnen ermöglicht, die Differenz, die sie unter dieser Obergrenze bleiben, 
unmittelbar als Ertrag zu verbuchen. Dadurch erhalten die Netzbetreiber einen Anreiz, ihre 
Leistungen möglichst kosteneffizient zu erbringen, was vor Überinvestitionen schützen soll.107  
Dem steht die Bedarfsgerechtigkeit gegenüber, die die Netzbetreiber verpflichtet, ihre Inves
titionen nicht allein an betriebswirtschaftlichen Kriterien, sondern am objektiven Transport- 
und Verteilungsbedarf zu orientieren.108 Dieser Bedarf wird anhand der in § 1 EnWG festge
legten Zielen ermittelt (Versorgungssicherheit, unverfälschter Wettbewerb und kosteneffizi
ente Leistungserbringung). Hier hat sich in der Literatur zum Teil die Idee der Notwendigkeit 
der Planung einer Überkapazität von 15 - 20 % entwickelt, wodurch sichergestellt werden soll, 
dass der Wettbewerb auf Erzeuger- und Großhandelsseite nicht gebremst wird.109 
 

 

Welche Maßnahmen in den NEP aufgenommen werden, wird von den ÜNB mittels Interessen
abwägung und der Beschäftigung mit alternativen Planungsmöglichkeiten festgelegt.110 Die 

 
100 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Tüngler, 3. Auflage 2023, § 11 EnWG Rn. 60; Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 
2023, § 12b EnWG, Rn. 30. 

101 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Tüngler, 3. Auflage 2023, § 11 EnWG Rn. 60. 

102 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG, Rn. 30. 

103 Bourwieg/Hellermann/Hermes, Energiewirtschaftsgesetz/Bourwieg, 4. Auflage 2023, § 11 EnWG Rn. 93. 

104 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Tüngler, 3. Auflage 2023, § 11 EnWG Rn. 61. 

105 s. § 12b Abs. 1 S. 3 EnWG: 

106 Art. 12 lit. a, Art. 25 Abs. 1 RL 2009/72 und Art. 13 lit. a, Art. 25 RL 2009/73 sowie Säcker, Berliner Kommentar Energierecht/König. 
4. Auflage 2019, § 11 EnWG Rn. 39ff. 

107 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/König, 4. Auflage 2019, § 11 EnWG Rn. 40. 

108 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/König, 4. Auflage 2019, § 11 EnWG Rn. 41. 

109 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/König, 4. Auflage 2019, § 11 EnWG Rn. 42. 

110 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG Rn.33. 
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Interessenabwägung erfolgt auf dem Abstraktheitsgrad, dass der energiewirtschaftliche Netz
entwicklungsbedarf maßgeblich ist und noch keine zu konkreten Erwägungen einbezogen wer
den.111 Bezüglich der alternativen Planungsmöglichkeiten geht es um technische Alternativen, 
nicht etwa räumlich alternative Betrachtungen.112 In der Bestätigung des NEP 2024 in dem Jahr 
2015 hat die BNetzA jedoch den eingeschränkten Prüfungsmaßstab der ÜNB kritisiert und per 
Nebenbestimmung festgestellt, dass mindestens eine Gesamtplanungsalternative sowie für 
jede Einzelmaßnahme (bzw. Maßnahmenbündel) auch mindestens eine Alternative dargestellt 
werden muss.113 Kurz danach wurde § 12b Abs. 1 S. 4 Nr. 5 EnWG dem Gesetz hinzugefügt, der 
Planungsalternativen aufgreift aber in weniger inhaltlicher Tiefe und Konkretheit. In der Geset
zesbegründung wird nur aufgeführt, dass bei in Betracht kommenden anderweitigen Planungs
möglichkeiten alternative Netzverknüpfungspunkte und die Überprüfung von Neubau zuguns
ten von Optimierungs- bzw. Verstärkungsausbau im NEP darzustellen ist.114.  

Der weitere Inhalt des NEP wird in § 12b Abs. 1 S. 4 Nr. 1-6 EnWG spezifiziert. Hervorzuheben 
ist hier Nr. 1, wonach der NEP die prioritären Maßnahmen auflisten muss. Das sind solche Maß
nahmen, die bereits innerhalb der nächsten drei Jahre für einen sicheren und zuverlässigen 
Netzbetrieb notwendig sind. Darüber hinaus muss ein Zeitplan für alle Maßnahmen enthalten 
sein (Nr. 2). Seit dem 01.01.2025 müssen keine Angaben mehr zum Stand der Umsetzung des 
vorhergegangenen NEP gemacht werden.115 Weiterhin muss jedoch die Berücksichtigung von 
Pilotprojekten (Nr. 3) angegeben werden und die Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
dargelegt werden (Nr. 5). Hier geht es vor allem um einen schonenden Ausgleich zwischen öf
fentlichen und privaten Belangen, was die Prüfung von räumlichen und technischen Alternativen 
zur Verbindung von zwei Netzverknüpfungspunkten gebietet.116 Außerdem muss der NEP Anga
ben zur verwendeten Übertragungstechnologie (Nr. 4) sowie zum Offshore Netzausbau enthal
ten (Nr. 6). 

Der Entwurf des NEP soll von den ÜNB bis zum 31. Mai jedes ungeraden Kalenderjahres veröf
fentlicht werden und der Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Beteiligung gegeben werden.117 In 
einem letzten Schritt wird der konsultierte und überarbeitete NEP der Regulierungsbehörde bis 
unverzüglich nach Fertigstellung, spätestens jedoch 10 Monate nach Genehmigung des Szenari
orahmens, vorgelegt.118  

 
111 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG Rn.35. Relevante Aspekte sind etwa netztechnische und 
physikalische Gesetzmäßigkeiten, Belange der Versorgungssicherheit und die technische Machbarkeit. Ferner sind der TYNDP sowie 
vorhandene Offshore-NEP zu berücksichtigen. Der Begriff des Berücksichtigens entfaltet dabei eine geringere Bindungswirkung als 
der des Beachtens. 

112 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12b EnWG Rn.37. 

113 BNetzA, Bestätigung des Netzentwicklungsplan Strom 2024, 2015, S. 13. https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/fi
les/2022-11/NEP_2024_Bestaetigung.pdf 
114 BT-Drs. 18/6383, S. 17. 

115 Diese Änderung war Teil des vierten Bürokratieentlastungsgesetzes. Sie war ursprünglich nicht Teil des Gesetzentwurfs der Bun
desregierung, sondern kam erst in der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses hinzu. Die Gesetzesmaterialien sind hier ge
sammelt: https://dip.bundestag.de/vorgang/.../309845. 

116 Assmann/Pfeiffer, BeckOK EnWG/Fischer, 13. Edition Stand 1.12.2024, EnWG § 12b Rn. 22-22.2 

117 § 12b Abs. 3 S. 1 – 3 EnWG. 

118 § 12b Abs. 5 EnWG. 
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Prüfung und Bestätigung des NEP durch die BNetzA 
Daran anschließend erfolgt die Prüfung und Bestätigung des NEP durch die Regulierungsbehörde 
nach § 12c EnWG. Dieser Schritt stellt den Übergang des Bedarfsplanungsprozesses von den 
ÜNB in staatliche Hände dar.119 Die Vorschrift dient der Umsetzung der EnergiebinnenmarktRL 
RL72/2009/EG.  

§ 12c Abs. 1 S. 1 EnWG legt den Prüfungsmaßstab der BNetzA bei der Prüfung des NEP fest, 
welcher die materiellen Anforderungen aus § 12b Abs. 1, 2 und 4 EnWG umfasst. In materieller 
Hinsicht prüft die BNetzA die im NEP vorgesehenen Maßnahmen am Maßstab des § 12b Abs. 1 
S. 2 EnWG, also bezüglich ihrer Wirksamkeit, Bedarfsgerechtigkeit und Erforderlichkeit.  

Der genaue Umfang der Prüfkompetenz der BNetzA, der sich aus dieser Regelung ergibt, ist un
klar und wird in der Fachliteratur unterschiedlich beantwortet. Teilweise wird der BNetzA eine 
Plausibilitätskontrolle zugestanden, die aber keinesfalls ein eigenes Planungsermessen beinhal
ten darf.120 Teilweise wird von einer nachvollziehenden Abwägung ohne Gestaltungsmacht ge
sprochen. wodurch die BNetzA aber die rechtliche Verantwortung für die Planung übernimmt.121 
Hier scheinen die meisten Meinungen übereinzustimmen. Neben der Plausibilitätskontrolle 
werde etwa das Prüfprogramm der BNetzA durch die konkrete Bezugnahme auf § 12b Abs. 1, 2 
und 4 EnWG begrenzt.122 Darüberhinausgehende Prüfungen oder entsprechende Eingriffsmaß
nahmen seien der Behörde nicht gestattet.123 An anderer Stelle wird eine Parallele zur gerichtli
chen Überprüfbarkeit behördlicher Abwägungsentscheidungen gezogen, da die ÜNB zwar pri
vate Unternehmen sind, aber stark reguliert sind und öffentliche Aufgaben wahrnehmen. Dies 
geht von einem Gestaltungsspielraum der ÜNB aus, umfasst eine umfassende planerische Ab
wägung durch die BNetzA, wobei sie Änderungen zwar nicht selbst vornehmen aber verlangen 
kann.124 Darüber hinaus gibt es auch Stimmen, die der BNetzA ein Letztentscheidungsrecht zu
sprechen.125 Einzig in Bezug auf die Vereinbarkeit mit dem TYNDP kann die BNetzA bei Zweifeln 
die ACER konsultieren, wobei der NEP nicht gegen den TYNDP verstoßen darf, es darf aber kein 
strengerer Maßstab gelten, als dieser für die ÜNB bei der Erstellung des NEP galt.126 Für die Prü
fung und eventuelle Änderung des NEP sieht das Gesetz keine verbindliche Zeitvorgabe vor. Sei
tens des Gesetzgebers ist hier keine Klarstellung bezüglich des Prüfumfangs erfolgt. Eine Dar
stellung der tatsächlichen Prüfpraxis der BNetzA findet unten unter 2.3 statt. 

Die BNetzA kann von den ÜNB alle für die Prüfung erforderlichen Informationen verlangen.127 
Dies sind insb. Informationen zu Einspeise- und Lastdaten sowie zu Impedanzen und Kapazitäten 
von Stromkreisen, Schaltanlagen, Transformatoren und sonstigen Netzbetriebsmitteln.  

 
119 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn.1. 

120 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 3. 

121 Assmann/Pfeiffer, BeckOK Energierecht/Fischer, 14. Edition, 01.03.2025, § 12c EnWG, Rn. 26. 
122 Theobald/Kühling, Energierecht/Kober, 127. EL Oktober 2024, § 12c EnWG, Rn. 10. 

123 Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht/Ruge, 4. Auflage 2019, § 12c EnWG, Rn. 8. 

124 Bourwieg/Hellermann/Hermes, Energiewirtschaftsgesetz/Busch, 4. Auflage 2023, § 12c EnWG, Rn. 27ff. 

125 Köck, Das Instrument der Bedarfsplanung, 205. 

126 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 4. 

127 § 12c Abs. 1 S. 3 EnWG. 
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Gegebenenfalls kann die Regulierungsbehörde von den ÜNB Änderungen des Entwurfs des NEP 
verlangen, diese aber nicht selbst vornehmen.128 Die verlangten Änderungen dürfen sich nur 
innerhalb des Prüfauftrags nach §12c Abs. 1 S. 1 EnWG bewegen, also müssen dazu dienen, den 
Entwurf in Einklang mit den Voraussetzungen aus §12b Abs. 1, 2 und 4 EnWG zu bringen (oder 
um Ergebnisse der strategischen Umweltprüfung, SUP, zu berücksichtigen).129 Eine zeitliche 
Grenze zur Umsetzung des Änderungsverlangens gibt es nicht, dem Verlangen ist aber unver
züglich nachzukommen. 

Die Bestätigung des NEP durch die Regulierungsbehörde erfolgt unter Berücksichtigung der Er
gebnisse der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 12c Abs. 3 EnWG.130 Sie soll bis 
zum Ablauf des 30. Juni eines jeden geraden Kalenderjahres erfolgen.131 Aus der Bestätigung 
ergibt sich eine Bindungswirkung nur für die ÜNB.132 Diese werden durch die Bestätigung unmit
telbar zum Ausbau der bestätigten Maßnahmen verpflichtet.133 Eine (auch nur teilweise) Ableh
nung oder Verweigerung der Bestätigung ist vom Gesetz nicht vorgesehen, hier existiert lediglich 
das Instrument des Änderungsverlangens.134Nach § 12c Abs. 7 EnWG kann die Regulierungsbe
hörde nähere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren des NEP sowie zur Ausgestaltung der Öf
fentlichkeitsbeteiligung treffen. 

Die Vorhabenträgerschaft und Zuweisungsbefugnis der BNetzA ist in Abs. 8 geregelt und unter
scheidet zwischen einer gesetzlichen Zuweisung und einer behördlichen Zuweisung. S. 5 legt 
dabei fest, dass, vorbehaltlich einiger Ausnahmen, der ÜNB in dessen Regelzone der südliche 
Netzverknüpfungspunkt der Leitung liegt, für die Durchführung der Maßnahme verantwortlich 
ist. Bei Offshore-Anbindungsleitungen ist es der ÜNB, in dessen Regelzone der landseitige Netz
anknüpfungspunkt gelegen ist.135 Dadurch soll eine gerechte Verteilung zwischen den ÜNB er
reicht werden. Allerdings räumt das Gesetz in Abs. 8, S. 7 der Regulierungsbehörde eine Abwei
chungskompetenz ein. Daneben tritt die behördliche Zuweisungsbefugnis aus § 65 Abs. 2a S. 1 
EnWG, nach der die Regulierungsbehörde entweder bei Bestätigung des NEP oder durch geson
derte Entscheidung bestimmen kann, wer für die Durchführung der jeweils im NEP bestätigten 
Maßnahme ganz oder teilweise verantwortlich ist.136 

Als letzte Norm in dieser Reihe steht der neugefasste § 12d, der dem Monitoring und Controlling 
der Umsetzung des NEP dient. Dies betrifft Planungen und den Stand der Umsetzung der NOVA-
Maßnahmen und wird von der Regulierungsbehörde (Monitoring) und dem BMWE (Controlling) 
durchgeführt.137 

 

 
128 § 12b Abs. 1 S. 2 EnWG. Die Regulierungsbehörde kann Änderungen höchstens im Wege der Ersatzvornahme selbst vornehmen, 
wenn die ÜNB sich weigern dies zu tun, Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 12. 

129 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 10. 

130 § 12c Abs. 4 EnWG. 

131 § 12c Abs. 4 S. 1 EnWG. 

132 BT-Drs. 17/6072, 69. 

133 OLG Düsseldorf BeckRS 2021, 39226 Rn. 36; Assmann/Pfeiffer, BeckOK EnWG/Fischer, 13. Edition Stand 1.12.2024, § 12c Rn 61. 
134 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 69. 

135 § 15c Abs. 8 S. 6 mit Verweis auf § 17d Abs. 1 EnWG. 

136 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12c EnWG Rn. 86. 

137 § 12d S. 1 EnWG. 
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Das überragende öffentliche Interesse 
 
Ein Instrument, das der Gesetzgeber nutzt, um Planungs- und Genehmigungsverfahren 
schneller, günstiger und vereinfachter durchzuführen ist die Qualifikation bestimmter Be
lange als „im überragenden öffentlichen Interesse“ liegend.138 
Dies kommt immer dann zum Tragen, wenn fachgesetzlich angeordnete, behördliche Abwä
gungsentscheidungen getroffen werden. Die Qualifikation als überragendes öffentliches Inte
resse hat zur Folge, dass diesen Belangen innerhalb der Abwägungsentscheidung eine beson
ders hohe Bedeutung zukommt, sie sich also (außer in Ausnahmefällen) gegen andere Belange 
durchsetzen.139 Dieses besondere Gewicht in der Abwägung wird vom Gesetzgeber vorgege
ben und sorgt so für eine verringerte Darlegungs- und Begründungslast bezüglich der Relevanz 
des Belangs, der gesetzlich als im überragenden öffentlichen Interesse liegend qualifiziert 
wurde. Dadurch kann die Abwägungsentscheidung schneller getroffen werden. So sollen die 
gesetzlichen Ziele schneller und einfach erreicht werden können. Allerdings ist zu beachten, 
dass dadurch kein absoluter Vorrang eines Belangs begründet wird und stets der konkrete 
Einzelfall zu betrachten ist. In Ausnahmefällen können sich also andere Belange trotzdem in 
der konkreten Planungs- oder Genehmigungsentscheidung durchsetzen. 
 
In einzelnen Fällen bestimmt das Gesetz darüber hinaus, dass ein Belang als vorrangiger Be
lang in die Schutzgüterabwägung eingehen soll.140 Dies beeinflusst nun nicht den Wert, mit 
dem ein Belang in die Abwägung geht, sondern das Ergebnis der Abwägung.141 Treffen also 
zwei Belange aufeinander, die im überragenden öffentlichen Interesse stehen, setzt sich der 
Belang, der vorrangig in die Schutzgüterabwägung eingeht, durch.  
Dass ein Belang der öffentlichen Sicherheit dient, ist davon unabhängig zu betrachten und 
besitzt einen eigenen Wert in der Abwägung.142 
 

 

2.2.2 Erstellung des NEP Gas/H2  

Auch die Erstellung des NEP Gas/H2 durch die FNB und H2NB in § 15c EnWG sowie die Prüfung 
und Bestätigung durch die Regulierungsbehörde in § 15d EnWG ist seit dem 17. Mai 2024 um
fassend neu geregelt und weitgehend an die Regelungen zum NEP Strom aus §§ 12b, 12c EnWG 
angeglichen worden. Der Entwurf des ersten gemeinsamen NEP Gas/H2 soll am 31. Mai 2025 
veröffentlicht und bis zum 30. Juni 2026 von der BNetzA bestätigt werden. Es handelt es sich 
hierbei um „Soll-Vorschrift“. Dies lässt erkennen, dass der Gesetzgeber Spielraum vorsieht, dass 
es im Prozess zu Verzögerungen kommen kann, wie etwa bei der Bestätigung der Szenariorah
men 2025 – 2037/2045 der Fall. 

Die FNB sowie H2NB sind dazu verpflichtet, alle zwei Jahre (beginnend 2025) auf Grundlage des 
Szenariorahmens sowie anhand der von der gemeinsamen Koordinierungsstelle nach § 15a Abs. 
5 S. 2 EnWG zur Verfügung gestellten Informationen einen gemeinsamen Netzentwicklungsplan 

 

138 So etwa in §§ 1 Abs. 2 S. 1NABEG, 1 Abs. 1 S. 2 BBPlG, 14d Abs. 10 EnWG, 11c EnWG, 2 Abs. 1 EEG. 

139 Birkner, NVwZ 2024, 138 (139). 

140 So in § 1 Abs. 2 S. 2 NABEG und § 2 S. 2 EEG. 

141 Birkner, NVwZ 2024, 138 (140). 

142 Birkner, NVwZ 2024, 138 (141). 
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für das für das Fernleitungs- und Wasserstofftransportnetz (NEP Gas/H2) zu erstellen und an die 
Koordinierungsstelle zu übermitteln,143 welche den Entwurf veröffentlicht144 und ihn anschlie
ßend nach Konsultation und Überarbeitung der Regulierungsbehörde zur Bestätigung vorlegt.145 
Dies hat unverzüglich nach Fertigstellung, spätestens jedoch 10 Monate nach Genehmigung des 
Szenariorahmens zu erfolgen.146 Der NEP Gas/H2 soll alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfs
gerechten und effizienten Optimierung, zur Verstärkung und zum Ausbau der Netze enthalten, 
die für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind.147 Eine Maßnahme wird 
in Abs. 2 S. 8 auf ihre langfristige Effizienz im Vergleich zu möglichen Alternativen anhand ihrer 
Kosten und zeitlichen Durchführung bewertet. 148 Zudem wird spezifiziert, dass die Verteilnetz
betreiber zu beteiligen sind und die klimapolitischen Ziele der Bundesregierung sowie die Ver
sorgungssicherheit besonders zu berücksichtigen sind, während bei der Schaffung eines bundes
weiten Wasserstoffnetzes überdies das Ziel einer preisgünstigen Energieversorgung (verankert 
in § 1 Abs. 1 EnWG) in besonderer Weise berücksichtigt werden soll.149 Ferner wird als Konkre
tisierung des NOVA-Grundsatzes festgelegt, dass die Umstellung vorhandener Infrastrukturen 
auf Wasserstoff Vorrang gegenüber dem Neubau von Leitungen hat, sofern dies wirtschaftlich 
ist.150 Außerdem wird explizit verlangt, dass im NEP Gas/H2 dargelegt wird, warum eine Maß
nahme im Vergleich zu möglichen Alternativen ausgewählt wurde.151 Des Weiteren muss wie 
beim NEP Strom der TYNDP berücksichtigt werden152 und es müssen Angaben zum Stand der 
Umsetzung des letzten NEP gemacht werden sowie etwaige Verzögerungen begründet wer
den.153 Der erstmalige NEP Gas/H2, der im Jahr 2025 entworfen und bis Ende Juni 2026 von der 
Bundesnetzagentur bestätigt werden soll, muss darüber hinaus Angaben zum Stand der Umset
zung des H2-Kernnetzes enthalten.154 

Die Vorhabenträgerschaft und Zuweisungsbefugnis ist anders als bei dem NEP Strom geregelt, 
indem die FNB und H2NB in Abstimmung mit den Betreibern der niedrigeren Transportebenen 
für jede Maßnahme ein Unternehmen vorschlagen, das für die Umsetzung einer Maßnahme 
verantwortlich ist.155 Dazu muss dargelegt werden, warum dieses Unternehmen die Maßnahme 
zügig und effizient durchführen kann (Abs. 3 S. 3). Wenn die Betreiber kein Unternehmen finden 
oder wenn ihr Vorschlag als nicht zweckmäßig erachtet wird, kann die BNetzA im Rahmen der 
Bestätigung des NEP ein oder mehrere Unternehmen vorschlagen, das/die dazu geeignet sind 

 
143 § 15c Abs. 1 S. 1 EnWG. 

144 § 15c Abs. 4 S. 1 EnWG. 

145 § 15c Abs. 5 EnWG. 

146 § 15c Abs. 5 EnWG, der § 12c Abs. 5 EnWG entspricht. 

147 § 15c Abs. 2 S. 1 EnWG, der, bis auf die Ergänzung der effizienten Optimierung, § 12c Abs. 1 S. 2 EnWG entspricht. 

148 §15c Abs. 1 S. 2 EnWG. 

149 § 15c Abs. 2 S. 2 EnWG. 

150 § 15c Abs. 2 S. 3 EnWG. 

151 § 15c Abs. 2 S. 7 EnWG. 

152 § 15c Abs. 2 S. 8 EnWG. 

153 § 15c Abs. 2 S. 9 EnWG. 

154 § 15c Abs. 2 S. 10 EnWG. 

155 § 15c Abs. 3 S. 1 EnWG. Satz 2 regelt, dass auch mehrere Unternehmen vorgeschlagen werden können. 
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(Abs. 3 S. 4).156 Wird ein Unternehmen zur Umsetzung einer Maßnahme in der Bestätigung des 
NEP festgeschrieben, ist es zur Umsetzung verpflichtet (S. 6), dies allerdings nur, wenn es sich 
um ein reguliertes Unternehmen handelt oder es der Umsetzung zugestimmt hat (S. 7). 

Prüfung und Bestätigung des NEP Gas/H2 durch die Regulierungsbehörde (§ 15d EnWG) 
Die Prüfung und Bestätigung des NEP Gas/H2 ähnelt in ihrem Verfahren ebenfalls sehr stark der 
Regelung zum NEP Strom. Der Prüfungsmaßstab der Regulierungsbehörde ist identisch, außer
dem verfügt sie auch hier über die Möglichkeit, Änderungen im NEP zu verlangen.157 Klarstellend 
sagt Abs. 1 S. 3, dass die FNB und H2NB zur Anpassung des NEP an den Änderungswunsch der 
Regulierungsbehörde verpflichtet sind. Die Koordinierungsstelle hat daraufhin den geänderten 
NEP unverzüglich der Regulierungsbehörde vorzulegen (S. 4). Auch hier prüft die Regulierungs
behörde die Vereinbarkeit mit dem TYNDP (S. 8). Veröffentlichung und Bestätigung des Entwurfs 
durch die BNetzA erfolgen identisch wie bei dem NEP Strom (Abs. 2 und 3). Ebenso wie bei dem 
NEP Strom kann die BNetzA nähere Bestimmungen zu Inhalt und Verfahren der Erstellung des 
NEP sowie zur Ausgestaltung der Öffentlichkeitsbeteiligung treffen (Abs. 4) und im Falle einer 
lediglichen Änderung oder Fortschreibung des NEP (oder des Szenariorahmens) kann die Öffent
lichkeitsbeteiligung auf die geänderten Teile beschränkt werden (Abs. 5). Zum Schluss trifft die 
Regelung noch eine Sonderregelung für Projekte, die Teil des nach § 28q Absatz 8 Satz 1 geneh
migten H2-Kernnetzes sind (Abs. 6). 

2.2.3 Methodische Ansätze und Datengrundlagen bei der Erstellung der Netz
entwicklungspläne  

Die Erstellung der Netzentwicklungspläne erfolgt in einem mehrstufigen Verfahren. Grundsätz
lich werden anhand von Lastflusssimulationen, die die zukünftigen Versorgungsaufgaben abbil
den, Netzausbaubedarfe ermittelt. Im Detail unterscheiden sich die Verfahren für die unter
schiedlichen Energiesystembereiche.  

Der Netzentwicklungsplan Strom basiert auf dem genehmigten Szenariorahmen sowie dem ge
gebenen Startnetz. Das Startnetz umfasst das heutige Ist-Netz, im Energieleitungsausbaugesetz 
(EnLAG) festgeschriebene Maßnahmen und den in Umsetzung befindlichen Netzausbaumaß
nahmen158 zuzüglich solcher Maßnahmen, die sich aus sonstigen Verpflichtungen wie der Kraft
werks-Netzanschlussverordnung ergeben159. Ausgehend von diesen Eingangsdaten erfolgt eine 
mehrstufige Stromsystemoptimierung. Zunächst erfolgt eine Marktsimulation, aus der örtlich 
und zeitlich differenzierte Einspeise- und Nachfrageprofile resultieren. Die Marktsimulation wird 
dabei unter der Prämisse durchgeführt, dass Stromangebot und -nachfrage zu jedem Zeitpunkt 
gedeckt sein sollen. Anhand der Einspeise- und Nachfrageprofile wird anschließend eine Last
flussberechnung durchgeführt. Im Ergebnis ist der Übertragungsbedarf an jedem Netzknoten 
des Übertragungsnetzes bekannt. Anschließend wird die Übertragungsaufgabe jedes Netzkno
ten anhand netztechnischer Kriterien bewertet. Dabei wird das (n-1)-Kriterium verwendet: Dem 
Ausfall des Gesamtsystems soll bei Ausfall einer Komponente durch Redundanzen vorgebeugt 
werden. Sollten die technischen Kriterien verletzt werden, werden NOVA-Maßnahmen ergrif
fen. NOVA steht dabei, wie auch in Abschnitt 2.2.1 bereits erläutert, für „Netzoptimierung vor -

 
156 Geeignet ist ein Unternehmen nach § 15c Abs. 3 S. 5 EnWG, wenn es die personelle, technische und wirtschaftliche Leistungsfä
higkeit hat, um den Netzbetrieb auf Dauer zu gewährleisten. 

157 § 15d Abs. 1 S. 1, 2 EnWG, der § 12c Abs. 1 S. 1, 2 EnWG entspricht. 

158 Maßgeblicher Zeitpunkt ist hier der Beginn des Planfeststellungsverfahrens. 

159 https://www.netzentwicklungsplan.de/verstehen/glossar  

https://www.netzentwicklungsplan.de/verstehen/glossar
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verstärkung vor -ausbau“ und beschreibt das von den Übertragungsnetzbetreibern anzuwen
dende Prinzip, dass Netzoptimierung Vorrang hat vor Netzverstärkung, während die Netzver
stärkung Vorrang vor dem Netzausbau hat160. Ermittelte Netzengpässe werden sukzessive an
hand der Rangfolge von Netzoptimierung, -verstärkung und -neubau so weit behoben, dass sich 
im Ergebnis ein Optimum aus Netzausbau- und Redispatch-Kosten einstellt. Am Ende des Pro
zesses steht somit je Szenario eine Optimierungs-, Verstärkungs- und Neubaumaßnahmen um
fassende Projektliste, deren Umsetzung ausgehend vom Ist-Netz zur Erfüllung der Versorgungs
aufgabe nötig ist.  

Die Bundesnetzagentur prüft im Rahmen der Bestätigung des NEPs jeden dieser Schritte nach, 
dabei führt sie eigene Berechnungen durch und zieht zusätzlich wissenschaftliche Gutachten 
heran. Dabei dient der Überlastungsindex der Bewertung von Überlastungen im Übertragungs
netz und ermöglicht eine differenzierte Betrachtung der Auslastung von Leitungen, wobei so
wohl die Höhe als auch die Häufigkeit der Überlastungen berücksichtigt werden. Bestätigt wer
den die Maßnahmen, die in einer Vielzahl von Stunden Überlastungen verringern oder verhin
dern und so zu einer angemessenen Senkung des Überlastungsindexes führen. Erforderlich ist, 
dass die Maßnahmen eine Verbesserung des Überlastungsindexes von mindestens 30 GWh bzw. 
15 GWh bei Netzverstärkungsmaßnahmen bieten. Anhand dieses Prüfungsschrittes wird die 
Wirksamkeit einer Maßnahme überprüft. Damit eine Maßnahme auch bei Veränderungen in 
den gesetzlichen oder anderen Rahmenbedingungen Bestand hat, wird sie nur dann bestätigt, 
wenn sie in allen der betrachteten Szenarien in mehreren Stunden wirksam ist (d. h. Überlas
tungen anderer Leitungen reduziert) und zusätzlich das Erforderlichkeitskriterium einhält. Die
ses besagt, dass eine Maßnahme als erforderlich erachtet wird, wenn sie während des betrach
teten Jahres in einem Zeitpunkt selbst mit mindestens 20 % ausgelastet ist. Neben der erstma
ligen Bestätigung von Maßnahmen überprüft die BNetzA auch früher bereits bestätigte Maß
nahmen einschließlich solcher, die bereits in den Bundesbedarfsplan aufgenommen wurden. 
Damit erfüllt die Bundesnetzagentur die Aufgabe, die Öffentlichkeit und den Gesetzgeber zu 
informieren, ob die energiewirtschaftliche Notwendigkeit dieser Maßnahmen aus ihrer Sicht 
nach wie vor besteht, wenn sich gewisse Rahmenbedingungen oder Prognosen verändert ha
ben.161 Diese zum Teil wiederholte Überprüfung von Maßnahmen im Bundesbedarfsplans, die 
ein Raumordnungs- oder Bundesfachplanungsverfahren durchlaufen haben und für die bereits 
Anträge auf Planfeststellung vorliegen, hat bisher in keinem Fall eine veränderte Einschätzung 
zur Notwendigkeit dieser Maßnahmen ergeben.162 

Auch der Netzentwicklungsplan Gas/H2 baut auf dem genehmigten Szenariorahmen sowie be
reits vorhandenen beziehungsweise in Umsetzung befindlichen Leitungsvorhaben auf. Die Be
wertung der Gasversorgungsaufgabe erfolgt in Stufen für zwei unterschiedliche Gasqualitäten. 
Zunächst wird die L-Gas-Versorgung bewertet. L-Gas (Low caloric gas) weist aufgrund des gerin
geren Methangehalts einen geringeren Brennwert auf, während das energetisch hochwertigere 
H-Gas (High caloric gas) einen höheren Brennwert hat. Es ist zu erwarten, dass die Versorgung 

 
160 ÜNB, Netzentwicklungsplan Strom 2037 mit Ausblick 2045, Version 2023. Zweiter Entwurf der Übertragungsnetzbetreiber. 
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-07/NEP_2037_2045_V2023_2_Entwurf_Teil1_1.pdf  

161 Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit muss später im Planfeststellungsverfahren vorliegen, damit eine Genehmigung erteilt 
werden kann. Sie wird entweder per Gesetz festgestellt (z. B. i§ 1 Abs. 2 S. 2 EnLAG oder § 1 Abs. 1 S. 1 BBPlG) oder von der Behörde 
im Planrechtfertigungsverfahren geprüft. Sie liegt vor, wenn das Vorhaben eine vorhandene Versorgungslücke schließt oder wenn 
es der Versorgungssicherheit dient. Eine Versorgungslücke besteht, wenn der Energiebedarf in einem Versorgungsraum gegenwär
tig oder in absehbarer Zeit nicht ausreichend gedeckt werden kann, BVerwG NJW 2003, 230 (233). 
162 BNetzA, Bestätigung des Netzentwicklungsplans Strom für die Zieljahre 2037/2045. https://www.netzentwicklungs
plan.de/sites/default/files/2024-03/NEP_2037_2045_Bestaetigung.pdf  

https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2023-07/NEP_2037_2045_V2023_2_Entwurf_Teil1_1.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2024-03/NEP_2037_2045_Bestaetigung.pdf
https://www.netzentwicklungsplan.de/sites/default/files/2024-03/NEP_2037_2045_Bestaetigung.pdf
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mit L-Gas in den nächsten Jahren weiterhin rückläufig ist und auf eine H-Gas-Versorgung umge
stellt wird163. Ähnlich zum Vorgehen im Netzentwicklungsplan Strom wird basierend auf der Ver
sorgungsaufgabe eine Leistungsbilanz der L-Gas-Versorgung ermittelt. Ergibt die Leistungsbilanz 
der L-Gas-Leitungen eine Verletzung der Versorgungssicherheit, so wird an den jeweiligen Stel
len eine Umstellung von einer L- auf eine H-Gas-Versorgung unterstellt. Anschließend wird die 
Versorgungssicherheit mit H-Gas in einem ähnlichen Verfahren bewertet. Im Ergebnis ist der 
Mehrbedarf für H-Gas-Leistung bekannt. Auf Basis der regionalisierten H-Gas-Zusatzbedarfe 
wird abschließend eine Lastflussanalyse durchgeführt. In der Lastflussanalyse werden kritische 
Stellen im Versorgungsnetz ermittelt und sukzessive durch Aus- oder Neubau behoben164. 

Auch in vorausgehenden Netzentwicklungsplänen bereits genehmigte Maßnahmen werden in 
nachfolgenden Netzentwicklungsplänen Gas/H2 erneut geprüft, sofern sie weiter in Planung 
sind und nicht zwischenzeitlich ins Startnetz ausgenommen wurden. So wurden im NEP 2020 ca. 
60 % der im NEP 2018 genehmigten Maßnahmen erneut zur Prüfung vorgelegt und genehmigt. 
Im NEP 2022 wurden ca. 40 % der 2020 genehmigten Maßnahmen erneut geprüft, wobei bis auf 
drei Maßnahmen alle wieder genehmigt wurden. Dass drei Maßnahmen nicht mehr genehmigt 
wurden, ergibt sich hauptsächlich aus veränderten Rahmenbedingungen durch den Krieg Russ
lands gegen die Ukraine und daraus resultierenden Bedarfsänderungen, die während der Sze
nariorahmenerstellung für den NEP 2022 noch nicht absehbar waren. Bei der Nicht-Genehmi
gung folgt die Bundesnetzagentur in der Regel den Empfehlungen der zuständigen FNB. Anders 
als beim NEP Strom erfolgte nach unserem Verständnis im Rahmen der Bestätigung des NEP Gas 
bisher keine eigenständige Modellierung durch die Behörde, sondern lediglich eine Plausibilisie
rung der Annahmen und des Vorgehens bei der Berechnung. Bereits für die Genehmigung des 
H2-Kernnetzes hat die BNetzA jedoch eine eigenständige Prüfung und Modellierung durchge
führt. Dies ist auch für zukünftige NEP Gas/H2 geplant (Quelle: Aussage Experteninterview). 

2.3 Planung und Umsetzung  

Nachfolgend werden die Planungsprozesse beschreiben, welche auf den Netzentwicklungsplan 
folgen und zur konkreten Planung und Umsetzung von konkreten Projekten führen (vgl. Abbil
dung 5).  

 
163 https://www.netzentwicklungsplan.de/verstehen/glossar  

164 FNB, Netzentwicklungsplan Gas 2022-2032. https://fnb-gas.de/netzentwicklungspl%C3%A4ne/netzentwicklungsplan-2022/  

https://www.netzentwicklungsplan.de/verstehen/glossar
https://fnb-gas.de/netzentwicklungspl%C3%A4ne/netzentwicklungsplan-2022/
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Abbildung 5 Darstellung des Planungsprozesses im Strombereich von der Bedarfsermittlung 
hin zur Planung und Umsetzung konkreter Infrastrukturprojekte [Quelle: eigene 
Darstellung in Anlehnung an Szenariorahmenentwurf NEP 2037-2045, Version 
2023] 

2.3.1 Bundesbedarfsplan und Bundesbedarfsplangesetz 

Der Bundesbedarfsplan (BBP) und das zugehörige Bundesbedarfsplangesetz (BBPLG) sind keine 
Elemente aus dem dritten Energiebinnenmarktpaket der EU, sondern stellen eine deutsche Kon
zeption dar, um die Planung des Netzausbaus stärker in Bezug zu konkreten Vorhaben und deren 
Realisierung zu bringen.165 Der BBP enthält Vorhaben, die der Anpassung, Entwicklung und dem 
Ausbau der Stromnetze dienen und schließt sich daher nur an die Bedarfsplanung im Stromsek
tor an, anders als bei Gas und Wasserstoff.  

Der von der BNetzA bestätigte NEP dient als Vorlage für den Entwurf des BBP, der von der Bun
desregierung mindestens alle vier Jahre dem Bundestag vorgelegt wird und über den dieser im 

 
165 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 2. 
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Rahmen des BBPlG entscheidet.166 Es muss in der gesetzlichen Theorie also nicht jeder NEP vor
gelegt werden, sondern mindestens alle vier Jahre (also theoretisch jeder zweite). Bei wesentli
chen Änderungen muss die BNetzA den Entwurf für den BBP der Bundesregierung vorlegen.167 
Ferner hat die Bundesregierung ein eigenes Änderungsrecht am übermittelten Entwurf des 
BBP.168  

Durch die Verlagerung der Verantwortung von den ÜNB und der BNetzA hin zur Bundesregie
rung und dem Bundestag kommt ein politisches Element in die Bedarfsplanung und es wird für 
demokratische Legitimation gesorgt.169 Der Bundestag ist jedoch weder an die Vorgaben aus 
dem Entwurf des BBP noch durch die gesetzlichen Regelungen des § 12e EnWG gebunden, da 
kein Parlament durch den Erlass eines einfachen Gesetzes ein zukünftiges Parlament binden 
kann und im Übrigen keine höherrangigen Verpflichtungen zu einer gesetzlichen Bedarfspla
nung bestehen.170 Der Bundestag kann also den als Gesetzentwurf eingebrachten Entwurf des 
BBP änderungsfrei verabschieden, Änderungen vornehmen, es vollständig ablehnen oder einen 
abweichenden BBP beschließen.171 Hier wird dem Gesetzgeber ein weiter Gestaltungs- und Prog
nosespielraum zugestanden.172 

Die Rechtsfolge, die eintritt, wenn ein Vorhaben in den BBP aufgenommen wird, ist, dass für 
dieses Vorhaben die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf festge
stellt wird.173 Damit wird im Rahmen der Planfeststellung nach §§ 43ff. EnWG die Planrechtfer
tigung für das jeweilige Projekt angenommen, was der zeitlichen Straffung des Zulassungsver
fahrens dient. Damit ist allerdings nur eine der Zulassungsvoraussetzungen erfüllt und ein Pro
jekt kann weiterhin an überwiegenden entgegenstehenden Belangen scheitern.174 Außerdem 
wird durch die Kennzeichnung bestimmter Leitungen im BBP der Anwendungsbereich des Netz
ausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG) eröffnet, das die Errichtung oder Än
derung von länderübergreifenden und grenzüberschreitenden Höchstspannungsleitungen und 
Offshore-Anbindungsleitungen regelt.175  

Der wesentliche Inhalt des BBPlG ist der tabellarische Anhang, der die Maßnahmen, die der Bun
destag auf Basis des Netzentwicklungsplans im BBPlG beschlossen hat, als eigentlich BBP dar
stellt.  

 
166 § 12e Abs. 1 S. 1, 2 EnWG. 

167 § 12e Abs. 1 S. 1 und 2 EnWG. Wesentliche Änderungen liegen vor, wenn eine relevante Zahl an Vorhaben hinzukommt oder 
wegfällt und sich dadurch in der Gesamtschau ein anderes Bild des Netzausbaubedarfs ergibt, Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Pos
ser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 11. 

168 Dies lässt sich mit Blick auf Art. 20 Abs. 3 GG begründen, da die Bundesregierung nicht von einer dritten Stelle zur Einbringung 
eines Gesetzesentwurfs verpflichtet werden kann, Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 14. 
Außerdem haben nach Art. 76 Abs. 1 GG nur der Bundestag, die Bundesregierung und der Bundesrat ein Gesetzesinitiativrecht, was 
umgangen werden würde, wenn der Inhalt des Gesetzentwurfs des BBPlG bereits vorher vorgegeben wäre. 

169 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 2. 

170 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 16. 

171 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 16. 

172 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG, Rn. 9. 

173 § 12e Abs. 4 S. 1 EnWG, § 1 Abs. 1 S. 2 BBPlG. 

174 Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 37. 

175 Siehe § 2 Abs. 1 S. 1 NABEG. 
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Der BBP ist nach Rechtsprechung des EuGH SUP-pflichtig, wobei § 12e Abs. 5 ein erleichtertes 
Verfahren enthält, wenn die Änderungen nur geringfügig sind.176  

2.4 Schnittstellen zu anderen Planungsprozessen 

Neben den bisher beschriebenen Planungsprozessen auf der deutschlandweiten Transport
ebene in der Energieinfrastruktur stehen weitere Prozesse zur Planung des Energiesystems. 
Diese umfassen mit Blick auf den hier im Fokus stehenden Hauptstrang SES-Szenariorahmen-
NEP insbesondere die kommunale Wärmeplanung sowie die von den Strom-Verteilnetzbetrei
bern zu erstellenden Regionalszenarien und darauf aufbauenden Netzausbaupläne (siehe Abbil
dung 6). Zudem wird die Rolle des Wasserstoff-Kernnetzes in den in diesem Kapitel beschriebe
nen Planungsprozessen eingeordnet.  

  

 

Abbildung 6  Hauptprozessstrang der Planung von Energieinfrastrukturen sowie relevante 
Schnittstellen zu anderen Planungsprozessen [Quelle: eigene Darstellung] 

 
176 Geringfügige Änderungen liegen vor, wenn Parameter, die die späteren Vorhaben steuern, nicht oder nur in zu vernachlässigen
dem Umfang geändert werden, Kment, Energiewirtschaftsgesetz/Posser, 3. Auflage 2023, § 12e EnWG Rn. 20. 
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2.4.1 Kommunale Wärmeplanung 

In der kommunalen Wärmeplanung wird eine Planungsstelle damit beauftragt, eine Planung der 
zukünftigen Wärmeversorgung im betrachteten Versorgungsgebiet anzulegen. Üblicherweise 
handelt es sich bei der Planungsstelle um die Kommune und bei dem Versorgungsgebiet um das 
Gebiet der jeweiligen Kommune. Bei der Planung sind infrastrukturelle Gegebenheiten insbe
sondere in Bezug auf Gasleitungen zur dezentralen Wasserstoffversorgung zu berücksichtigen. 
Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung soll die Planungsstelle des Weiteren eine „quali
tative/semi-quantitative Bewertung“ unterschiedlicher Szenarien durchführen. Diese Bewer
tung kann gegebenenfalls um eine quantitative Wirtschaftlichkeitsbewertung ergänzt werden, 
in der die Gesamtkosten der Wärmeversorgung in unterschiedlichen Szenarien ermittelt wer
den. Die Gesamtkosten umfassen dabei ebenfalls die Kosten vorgelagerter Energieinfrastruktu
ren sowie Energieträger- und Treibhausgaskosten. Eine einheitliche Methodik zur Kostenbewer
tung ebenso wie Anhaltspunkte für die Bandbreite letztgenannter Kostenpositionen werden 
derzeit in einem Prozess, der an die Systementwicklungsstrategie angelehnt ist, erarbeitet. So
mit ist es in der kommunalen Wärmeplanung sowohl bei der Bewertung infrastruktureller Ge
gebenheiten als auch bei der Kostenbewertung und Bewertungsmethodik möglich, auf Ergeb
nisse der SES-Szenariorahmen-NEP Hauptstrangs zurückzugreifen.177 

Umgekehrt wirkt die kommunale Wärmeplanung auch zurück auf den SES-Szenariorahmen-NEP 
Hauptstrang im Bereich Gas/H2, da der Szenariorahmen Gas/H2 nach § 15b Absatz 3 Satz 3 
EnWG „lokale und regionale Wärmepläne angemessen zu berücksichtigen“ hat. Da die kommu
nale Wärmeplanung im Wesentlichen ein bedarfsorientierter Bottom-up-Prozess ist, bringt 
diese Schnittstelle ein weiteres Bottom-up-Element in die Erstellung des Szenariorahmens ein.  

2.4.2 Regionalszenarien 

Betreiber von Elektrizitätsverteilnetzen, an deren Netz mehr als 100.000 Kunden angeschlossen 
sind, sind nach § 14d Absatz 3 Satz 1 EnWG verpflichtet, unter der Einbeziehung der Übertra
gungsnetzbetreiber Regionalszenarien zu erstellen. Zu diesem Zweck hat sich die Branche in 
sechs Planungsregionen organisiert (Nord, Ost, Mitte, West, Südwest und Bayern178). Für jede 
Planungsregion ist in einem Zweijahresrhythmus ein Regionalszenario zu erstellen, das einen 
kurzfristigen 5-Jahres-Zeitraum, einen mittelfristigen 10-Jahres-Zeitraum und das Langfristziel 
der Klimaneutralität bis 2045 umfassen soll. Auf Grundlage des innerhalb der jeweiligen Pla
nungsregion abgestimmten Regionalszenarios erstellen die Verteilnetzbetreiber im Anschluss 
ihre individuellen Netzausbaupläne (NAP)179. Regionalszenarien und NAP sind der BNetzA als 
Regulierungsbehörde vorzulegen, wobei diese Anpassungen am NAP oder den Regionalszena
rien verlangen kann. Die Regionalszenarien sind mindestens 10 Monate vor den NAP der Regu
lierungsbehörde vorzulegen. Diese Fristenregelung soll einen Gleichlauf und eine Verzahnung 
mit dem Szenariorahmen und dem NEP auf Übertragungsnetzebene ermöglichen.  

Ziel ist es, die „integrierte und vorausschauende Netzplanung zu gewährleisten“180. Der Haupt
strang SES-Szenariorahmen-NEP wirkt daher auch auf die Regionalszenarien und resultierenden 

 
177 BMWK und BMWSB. Leitfaden Wärmeplanung. Empfehlungen zur methodischen Vorgehensweise für Kommunen und andere 
Planungsverantwortliche: https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/wohnen/leitfaden-
waermeplanung-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2  

178 Netzportal der Verteilnetzbetreiber: https://www.vnbdigital.de/service/region 

179 s. § 14d Abs. 1 S. 1 EnWG 

180 s. § 14d Abs. 1 S. 2 EnWG 

https://www.vnbdigital.de/service/region
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Netzausbaupläne. Diese haben die im Szenariorahmen und Netzentwicklungsplan festgelegte 
erzeugungsseitige, lastseitige und infrastrukturelle Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 
Auswertungen der BNetzA zeigen, dass sich die Planungsregionen im ersten Durchlauf der Regi
onalszenarien stark am Szenariorahmen der Übertragungsnetzbetreiber orientiert haben. Die 
Ausrichtung an den Mantelzahlen des Szenariorahmens trägt zur bundesweiten Konsistenz der 
verschiedenen Regionalszenarien bei. Der Szenariorahmen ist damit jedoch nicht in der Lage, 
regionale Besonderheiten abzubilden.  

2.4.3 Das Wasserstoff-Kernnetz 

Mit einer EnWG-Novelle wurde die rechtlichen Rahmenbedingungen für das Wasserstoff-Kern
netz in Deutschland geschaffen. Am 14.05.2024 in Kraft getreten sind damit die für das Kernnetz 
zentralen neuen § 28q und § 28r EnWG.  

Zuerst einmal ist grundlegend festzustellen, dass es sich bei dem Wasserstoff-Kernnetz um ein 
überregionales Transportnetz handelt,181 dessen Ziel es ist, alle wirksamen Maßnahmen zu ent
halten, um die wesentlichen zukünftigen Wasserstoffproduktionsstätten und potenziellen Im
portpunkte mit den zukünftigen wesentlichen Wasserstoffverbrauchspunkten und Wasserstoff
speichern zu verbinden.182 Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist allerdings anders zu verstehen 
als die Wirksamkeit der Maßnahmen im Rahmen der NEP183, vielmehr gilt eine Maßnahme im 
Rahmen des Wasserstoff-Kernnetzes als wirksam, wenn sie identifizierte Ein- und Ausspeisege
biete miteinander verbindet und dabei die Kriterien, die § 28q Abs. 1 S. 2 EnWG aufstellt, be
rücksichtigt.184 Diese Kriterien geben vor, dass das Kernnetz deutschlandweit, effizient, schnell 
realisierbar, ausbaufähig und klimafreundlich sein soll.185 Das Kernnetz enthält nur wichtige 
Wasserstoffinfrastruktur, die bis spätestens 2032 in Betrieb gehen soll.186 

Die Schaffung des Wasserstoff-Kernnetzes ist als einmaliger Prozess angelegt. Die FNB haben 
bei der BNetzA in einer kurzen Frist nach Inkrafttreten des Gesetzes (ursprünglich drei Kalender
wochen nach dem 29.12.2023, dann um vier Monate verlängert nach § 28q Abs. 2 S. 2 EnWG, 
dann erneut aufgrund fehlender beihilferechtlicher Genehmigung der Europäischen Kommis
sion verlängert, letztlich auf den 22.07.2024) einen gemeinsamen Antrag über ein Wasserstoff-
Kernnetz einzureichen. Dieser Antrag muss alle wirksamen Maßnahmen, den Zeitpunkt der In
betriebnahme jeder Infrastruktur, die Investitions- und Betriebskosten der jeweiligen Infrastruk
tur und eine Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten enthalten.187 

Anschließend führt die BNetzA ein Konsultationsverfahren bezüglich des Antrags durch und 
prüft nach § 28q Abs. 8 S. 1 EnWG, ob alle Voraussetzungen für eine Genehmigung des Antrags 
vorliegen. Die Genehmigung hat zur Folge, dass für die Projekte die energiewirtschaftliche Not
wendigkeit und der vordringliche Bedarf festgestellt werden sowie dass sie im überragenden 

 
181 § 28q Abs. 1 S. 3 EnWG. 

182 § 28q Abs. 1 S. 2 EnWG. 

183 s.o. unter 2.1 und 2.2. 

184 BeckOK/Assmann/Riege EnWG, § 28q, 11. Edition Stand 01.06.2024 Rn. 14ff. 
185 § 28q Abs. 1 S. 2 EnWG. Im Einzelnen: deutschlandweit bedeutet, dass es Ost-West sowie Nord-Süd Verbindungen enthalten 
muss; effizient ist hier im Sinne einer Kosten- und Zeiteffizienz zu verstehen; die schnelle Realisierbarkeit zielt auf eine vorrangige 
Umnutzung geeigneter Erdgasleitungen ab, Vgl. BeckOK/Assmann/Riege EnWG, § 28q, 11. Edition Stand 01.06.2024 Rn. 14ff. 

186 BNetzA, Wasserstoff-Kernnetz, 2024, https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Wasser
stoff/Kernnetz/start.html.  

187 BeckOK/Assmann/Riege EnWG, § 28q, 11. Edition Stand 01.06.2024 Rn. 14ff. 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Wasserstoff/Kernnetz/start.html
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/ElektrizitaetundGas/Wasserstoff/Kernnetz/start.html
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öffentlichen Interesse liegen,188 die Rechtsfolge ist also identisch mit der des Bundesbedarfs
plans. 

Die Projekte des genehmigten Wasserstoff-Kernnetzes werden künftig im regulären Verfahren 
zum NEP Gas/H2 überprüft.189 

2.5 Erfahrungen aus dem Ausland  

Eine Beschreibung der Planungsprozesse in Dänemark und Frankreich ist bereits im Rahmen der 
dena-Netzstudie III erfolgt.190 Nachfolgend wird ein Überblick über die Planungsansätze in Ös
terreich, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich gegeben. Dabei ist mindestens der 
Trend erkennbar, dass Infrastrukturen für Strom, Gas und Wasserstoff verstärkt gemeinsam ge
plant werden (sollen).  

2.5.1 Österreich  

In Österreich wurde 2024 erstmalig der integrierte österreichische Netzinfrastrukturplan (ÖNIP) 
vorgelegt.191 Mit diesem Planungsinstrument soll im Zuge einer übergeordneten strategischen 
Betrachtung der Infrastrukturbedarf für Strom, Gas und Wasserstoff ermittelt werden, um einen 
raschen und zielorientierten Aus- und Umbau der Infrastruktur zu ermöglichen. Der Fokus liegt 
dabei auf den Übertragungs- bzw. Fernleitungsnetzen. Diese Planungen geschehen vor der Ziel
setzung, bis 2040 Klimaneutralität in Österreich zu erreichen, was neben zunehmender Elektri
fizierung auch den Ausstieg aus der Nutzung von Erdgas voraussetzt. 

Der ÖNIP wird vom Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie (BMK) erstellt. Dabei werden bei der Erstellung des Entwurfs wissenschaftliche 
Studien sowie relevante Stakeholder einbezogen, der Entwurf wiederum wird dann öffentlich 
konsultiert. Der Plan gliedert sich im Wesentlichen in vier Schritte beginnend mit einer Bestands
aufnahme bezüglich der existierenden Infrastruktur sowie der aktuellen Erzeugung und dem 
Verbrauch von Strom und Gas. Im zweiten Schritt werden Szenarien zur zukünftigen Nachfrage 
und Erzeugung zusammengetragen. Auf dieser Prozessstufe werden ebenfalls Planungen auf 
europäischer Eben (aus den TYNDP) und die Netzentwicklungspläne der österreichischen Über
tragungsnetz- bzw. Fernnetzbetreiber berücksichtigt. Der nächste Schritt besteht in einer inte
grierten Infrastrukturplanung, die Strom, Gas und Wärme gemeinsam berücksichtigt und künf
tige Infrastrukturerfordernisse integriert modelliert. Abschließend werden die Ergebnisse des 
ÖNIPS mit anderen Modellierungen, insbesondere denen der österreichischen Übertragungs
netz- bzw. Fernnetzbetreiber verglichen und eingeordnet.  

Aus dem ÖNIP ergibt sich keine unmittelbare Verbindlichkeit, die Ergebnisse in anderen Prozes
sen zu berücksichtigen. Der Umgang mit Unsicherheiten ist im aktuellen Plan nicht systematisch 

 
188 § 28q Abs. 8 S. 5 EnWG. 
189 § 28q Abs. 8 S. 5-7 EnWG. 

190 dena, Abschlussbericht der dena Netzstudie III. https://www.dena.de/fileadmin/dena/Publikationen/PDFs/2022/Abschlussbe
richt_dena-Netzstudie_III.pdf  

191 BMWET, Integrierter österreichischer Netzinfrastrukturplan (ÖNIP). https://www.bmwet.gv.at/Services/Publikationen/publikati
onen-energie/netzinfrastrukturplan.html  

https://www.dena.de/fileadmin/dena/Publikationen/PDFs/2022/Abschlussbericht_dena-Netzstudie_III.pdf
https://www.dena.de/fileadmin/dena/Publikationen/PDFs/2022/Abschlussbericht_dena-Netzstudie_III.pdf
https://www.bmwet.gv.at/Services/Publikationen/publikationen-energie/netzinfrastrukturplan.html
https://www.bmwet.gv.at/Services/Publikationen/publikationen-energie/netzinfrastrukturplan.html
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enthalten (abgesehen von der Berücksichtigung von Szenarien, werden vor allen no-regret Über
legungen angestellt), sondern erst für zukünftige Planungen angekündigt.192 

2.5.2 Niederlande 

Die niederländischen Netzbetreiber (Strom & Gas) veröffentlichen gemeinsam die „Integrated 
energy system exploration 2030-2050 (‘II3050’)”, in der vier Szenarien für das Energiesystem im 
Jahr 2050 betrachtet werden.193 Diese Untersuchungen finden vor dem Hintergrund der Zielset
zung statt, dass das niederländische Energiesystem bis 2050 klimaneutral werden soll. Die un
terschiedlichen Wege zur Zielerreichung, welche durch die Szenarien abgebildet werden, haben 
unterschiedliche Implikationen für die Infrastruktur.  

In den Niederlanden hat die Regierung ein Hauptstrukturprogramm Energie (PEH) aufgesetzt. 
Dieses Instrument schafft einen Überblick über neue nationale Energieinfrastrukturen, die in der 
Zukunft benötigt werden, u. a. Hochspannungskabel, Pipelines, Elektrolyseure, steuerbare 
Kraftwerke und Speicher.194 Daneben erarbeitet das Ministerium für Wirtschaft und Klimapolitik 
aktuell einen Nordsee-Energie-Infrastruktur-Plan, der neben der Entwicklung von Offshore-
Wind auch Optionen für den Transport von Wasserstoff mitbetrachtet.195 

Infrastrukturprojekte werden auch vom niederländischen Mehrjahresprogramm für Infrastruk
tur, Raumplanung und Verkehr (MIRT) erfasst.196 Mit diesem Ansatz soll die Komplexität großer 
Bauprojekte über koordinierte Zusammenarbeit und einen integrierten Ansatz adressiert wer
den. Um die Herausforderung langer Planungs- und Umsetzungszeiträume von Infrastrukturpro
jekten bei gleichzeitigen Unsicherheiten über die Entwicklung der Rahmenbedingungen zu ad
ressieren, ist im MIRT-Rahmen das „adaptive Planen“ als Methode verankert, um Flexibilität zu 
ermöglichen. Die Planer legen eine Strategie fest und entscheiden dann über die schrittweise 
Umsetzung von Projekten zu dem Zeitpunkt, an dem sie angebracht sind. 

2.5.3 Vereinigtes Königreich  

Die Infrastrukturplanung geschieht vor dem Hintergrund der Zielsetzungen der Dekarbonisie
rung des Stromsystems bis 2035 sowie der Erreichung des britischen Netto-Null-Treibhaus
gasemissionen-Ziels bis 2050. Für die Netzplanung wurde 2024 ein neuer Netzbetreiber (Natio
nal Energy System Operator (NESO)) geschaffen, der alle Aufgaben des bestehenden Stromnetz
betreibers sowie die strategischen Planungsfunktionen für das Gasnetz übernehmen soll. Damit 
soll eine besser koordinierte, strategische und systemweite Planung ermöglicht werden. Der 
zentralisierte strategische Netzplan (Centralised Strategic Network Plan CSNP) ist das neue Pla
nungsinstrument für das Stromübertragungsnetz, welches zukünftig die strategische Gasnetz
planung berücksichtigen und integrieren soll, um eine Gesamtsystemplanung durchführen zu 

 
192 Siehe dazu Vortrag des BMK vom 21.11.2023: https://www.erneuerbaresgas.at/jart/prj3/erneuerbare_gase/data/uplo
ads/06_neyer_11.45_21112023_nip_praesentation_seg_jahreskonferenz.pdf  

193 Niederländische Netzbetreiber, Integrated energy system exploration 2030-2050 (‘II3050’). Management Summary der Studie: 

https://www.netbeheernederland.nl/sites/default/files/Management_summary_Transition_of_the_Dutch_energy_system__sce
nario_s_2030-2050_272.pdf  

194 Ministerie van Economische Zaken en Klimaat und Ministerie van Binnenlandse Zaken en Koninkrijksrelatie, Programma 

Energiehoofdstructuur. https://www.rijksoverheid.nl/documenten/rapporten/2024/03/04/programma-energiehoofdstructuur  

195 Netherlands Enterprise Agency, North Sea Energy Infrastructure Plan. https://english.rvo.nl/topics/offshore-wind-energy/infra
structure-sea  

196 Ministry of Infrastructure and Water Management, The Dutch Multi-Year Programme for Infrastructure, Spatial Planning and 
Transport. https://leerplatformmirt.nl/mirt/mirt-regulations-summary-english/ 

https://www.erneuerbaresgas.at/jart/prj3/erneuerbare_gase/data/uploads/06_neyer_11.45_21112023_nip_praesentation_seg_jahreskonferenz.pdf
https://www.erneuerbaresgas.at/jart/prj3/erneuerbare_gase/data/uploads/06_neyer_11.45_21112023_nip_praesentation_seg_jahreskonferenz.pdf
https://www.netbeheernederland.nl/sites/default/files/Management_summary_Transition_of_the_Dutch_energy_system__scenario_s_2030-2050_272.pdf
https://www.netbeheernederland.nl/sites/default/files/Management_summary_Transition_of_the_Dutch_energy_system__scenario_s_2030-2050_272.pdf
https://www.rijksoverheid.nl/documenten/rapporten/2024/03/04/programma-energiehoofdstructuur
https://english.rvo.nl/topics/offshore-wind-energy/infrastructure-sea
https://english.rvo.nl/topics/offshore-wind-energy/infrastructure-sea
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können. In den für die Planung herangezogenen Zukunftsszenarien wird die Möglichkeit einge
räumt, mehrere Pfade offenzuhalten, wenn das Vorliegen wesentlicher Unsicherheiten dazu 
führt, dass die Festlegung auf einen Pfad als nicht sinnvoll angesehen wird. Der CSNP soll einen 
adaptiven Planungsansatz verfolgen, so dass kurzfristige Maßnahmen ergriffen werden können, 
um künftige Optionen zu sichern. Der längerfristige Entscheidungsfindungsansatz soll dabei 
auch Risikoverteilungen in Betracht ziehen, um Fragen der Resilienz zu berücksichtigen. Dabei 
wird Klimaresilienz explizit genannt, auf weitere Risiken wird bislang nicht explizit eingegan
gen.197 

  

 
197 Ofgem, Centralised Strategic Network Plan. https://www.ofgem.gov.uk/decision/decision-framework-future-system-operators-
centralised-strategic-network-plan  

https://www.ofgem.gov.uk/decision/decision-framework-future-system-operators-centralised-strategic-network-plan
https://www.ofgem.gov.uk/decision/decision-framework-future-system-operators-centralised-strategic-network-plan
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3 Evaluation der Systementwicklungsstrategie und Empfehlungen 
zur Weiterentwicklung 

Im Rahmen dieses Vorhabens wurden zur Evaluation der SES Stakeholder-Interviews durchge
führt. Das gewählte Vorgehen, die wesentlichen Rückmeldungen aus diesen Interviews sowie 
die daraus abgeleiteten Empfehlungen werden in diesem Kapitel dargestellt. Die Empfehlungen 
wurden im Hinblick auf ihre rechtliche Umsetzbarkeit grundsätzlich geprüft. Entsprechende Ein
ordnungen sind in diesem Kapitel ebenfalls enthalten. 

3.1 Vorgehen, Ablauf und Zielsetzung der Interviews 

Zur Evaluation des ersten Durchlaufs der SES wurden Interviews durchgeführt, die auf der sys
tematischen Befragung zentraler Akteure der Infrastrukturplanung basierten. Die Befragung er
folgte in Form von leitfadengestützten, halbstrukturierten Experteninterviews, die als Einzelge
spräche mit in der Regel jeweils einem Netzbetreiber bzw. Fachreferat der Bundesnetzagentur 
(BNetzA) geführt wurden. Für die Interviews standen Vertreter:innen von drei der vier deut
schen Übertragungsnetzbetreiber, drei Strom-Verteilnetzbetreibern sowie drei Fernleitungs
netzbetreibern Gas und der FNB Gas e. V. zur Verfügung. Die Interviews mit den angefragten 
Fernleitungsnetzbetreibern Gas und FNB Gas e.V. fanden auf Vorschlag der Interviewten gebün
delt in einem gemeinsamen Termin statt. Pro Interview nahmen typischerweise ein bis zwei Ge
sprächspartner:innen seitens der interviewten Institution teil sowie von Vertreter:innen des 
Auftragnehmerkonsortiums. Die Interviews wurden anonymisiert ausgewertet. 

Ziel der Interviews war es, Einschätzungen der befragten Akteure zu gewinnen, inwiefern die 
SES in ihrer ersten Durchführung bereits als Prozess, Austauschplattform und durch ihre konkre
ten Ergebnisse einen Mehrwert für die Infrastrukturplanung stiften konnte. Im Mittelpunkt 
stand dabei insbesondere der inzwischen abgeschlossene Zyklus zur Erstellung und Genehmi
gung der Entwürfe der Szenariorahmen für die im Jahr 2025 vorzulegenden Netzentwicklungs
pläne (NEP) – einschließlich der Konsultationsphase und etwaiger Anpassungsvorgaben durch 
die BNetzA. 

In den Interviews stand eine zukunftsgerichtete Perspektive im Vordergrund: Auf Basis der ge
machten Erfahrungen wurde erfragt, welche Elemente der SES sich als besonders hilfreich er
wiesen haben und daher künftig beibehalten werden sollten und in welchen Bereichen Weiter
entwicklungspotenzial gesehen wird, um den Nutzen der SES für die Infrastrukturplanung weiter 
zu erhöhen. 

Die Interviews mit den Netzbetreibern fanden im Zeitraum der Kalenderwochen drei bis sechs 
des Jahres 2025 statt, d. h. noch vor der Genehmigung der Szenariorahmen durch die BNetzA. 
Die Interviews mit der Bundesnetzagentur selbst wurden nach Abschluss des Genehmigungs
verfahrens, in Kalenderwoche 20, geführt. 

3.2 Übergreifendes zur Systementwicklungsstrategie 

Die grundsätzliche Einschätzung der Befragten zur SES war sehr positiv. Mehrfach wurde geäu
ßert, dass der Prozess und der darin zum Ausdruck kommende, politische Rückhalt der Umset
zung von eigenen Planungsaufgaben Vorschub leistet.  
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Dem spartenübergreifenden Ansatz der SES kommt dabei in verschiedener Hinsicht eine beson
dere Bedeutung zu. Auch hier besteht eine positive Grundhaltung, da der Ansatz als wichtig an
gesehen wird, um die horizontalen Interdependenzen zwischen den Sparten zu erkennen und 
zu würdigen.  

Zugleich werden noch starke Differenzen zwischen den Sparten wahrgenommen, was Metho
dik und Datenlage angeht. Vereinzelt wurde die Ansicht vertreten, dass Prozesse und Datenlage 
in der Gassparte noch weniger weit an die Anforderungen der SES herangewachsen sind und 
darum die Gassparte stärker von der spartenübergreifenden Kooperation profitieren würde als 
die Stromsparte. Zugleich wurde ein Aufholen beobachtet und als positiver Effekt der SES gut
geschrieben. 

Die Plenumsrunden wurden ambivalent beschrieben. Einerseits wurde der Vorteil einer breiten 
Austauschplattform anerkannt. Sowohl die Kommunikation über die Spartengrenzen (horizon
tal) hinweg (Strom - Gas) als auch die zwischen verschiedenen Ebenen der Versorgungsinfra
struktur (vertikal) (Übertragung - Verteilung) hat für zunehmendes, gegenseitiges Verständnis, 
für persönliche Kontakte und für Kenntnis der jeweils anderen Sicht- und Vorgehensweise ge
sorgt. Gerade die Vielfalt der vertretenen Meinungen und Expertisen auch außerhalb des Kreises 
der Netzbetreiber und des Regulators wurde positiv hervorgehoben. Andererseits wurde die 
Größe der Runden auch als Treiber für Langsamkeit und Schwerfälligkeit der Abstimmungen 
identifiziert. Auch die in den SES-Prozess getragenen Interessen und Wünsche wurden von man
chen als zu kleinteilig und individuell beschrieben. 

Bezüglich der Einbindung und Rolle der Politik (gemeint ist für den abgelaufenen Prozess das 
für Energie und leitungsgebundene Energieinfrastrukturen zuständige Bundesministerium) 
wurde zunächst die grundsätzliche Bereitschaft des Ministeriums, die Ziele und Ambitionen im 
Rahmen der SES zu konkretisieren und zu diskutieren, als hilfreich empfunden. Über die Frage, 
welche Verbindlichkeit die gefundenen Aussagen in den weiteren Prozessen haben sollten oder 
müssten, gab es kontroverse Ansichten, wie später noch dargestellt werden wird. 

Zudem wurde die SES bereits jetzt in Ansätzen als Daten-Drehscheibe wahrgenommen. Die Ab
stimmung und quantitative Diskussion der Ankerpunkte bildete einen Datenaustausch, für den 
es bis dahin kein Format ähnlicher Breite gab. Auch gab es von verschiedenen Akteuren detail
lierte Datenanfragen zu Ergebnisdaten der BMWE-Langfristszenarien, die seitens der für diese 
Studien verantwortlichen Auftragnehmer bedient wurden. Eine Ausweitung dieser Eigenschaft 
als Daten-Drehscheibe insbesondere auch im Hinblick auf den Abgleich von Daten aus top-down 
Prozessen einerseits und bottom-up Erhebungen andererseits wurde von mehreren Befragten 
positiv erwähnt, s. dazu Empfehlung in Abschnitt 3.5. Im Weiteren könne die SES als Datendreh
scheibe so weit ausgebaut werden, dass sie als Grundlage eines gemeinsamen Szenariorahmens 
dienen kann. 

Weniger im Vordergrund, aber potenziell positiv, wurden die folgenden Aspekte gesehen: 

▪ SES als Programmkoordination: Zumindest auf informatorischer Ebene können die Formate 
der SES dazu dienen, verschiedene Programme (z. B. Kraftwerksstrategie, Importstrategie 
für Wasserstoff und Wasserstoffderivate, Stromspeicher- und Wasserstoffspeicherstrate
gien, Netzausbauplanung, …) im Zusammenhang zu diskutieren und auf Unstimmigkeiten 
aufmerksam zu werden. 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/importstrategie-wasserstoff.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/importstrategie-wasserstoff.html
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▪ SES als Basis für EU-Prozesse: Teilnehmenden schien es von Vorteil, sich in anderen, exter
nen Szenarioprozessen auf die SES mit einer Energiesystemmodellierung als analytische 
Grundlage beziehen und berufen zu können. Als Beispiele wurden die Planungen von 
ENTSO-E und ENTSO-G genannt. 

▪ SES als Szenario-Quelle: Als eine Besonderheit der SES wurde die starke Orientierung an den 
Langfristszenarien (LFS) wahrgenommen. Dies bietet einerseits die Chance, dass die SES auf 
wissenschaftlich gutem Fundament erarbeitet wird. Allerdings folgt daraus auch die Not
wendigkeit, dass die Szenarien der LFS zu den Ansätzen und Aufgaben der SES passen müs
sen (zumindest bestimmte Szenarien). Eine methodische Kongruenz zwischen der Erstellung 
der Szenarien einerseits und der Verwendung der Szenarien andererseits wurde angemahnt 
und als notwendig angesehen. Zugleich wurde darauf verwiesen, dass Szenarien, die an an
derer Stelle Verwendung finden, methodisch nicht zwingend zu den SES-Szenarien passen 
müssen (Bsp.: TYNDP). 

Abschließend ist festzuhalten, dass über die konkrete Absicht und Bedeutung der SES für die 
Netzplanungsprozesse keine vollständige Klarheit herrschte. Bereits bei der Diskussion der ver
wendeten Szenarien wurde einerseits die Auffassung vertreten, dies seien Prognosen ("So 
könnte es kommen!"), andererseits die, es seien Zielszenarien ("Das ist der Weg, den wir ein
schlagen müssen!). Diese Unsicherheit wurde als hinderlich beschrieben. Zusätzlich wurde ver
einzelt die Frage aufgeworfen, ob sich die SES eher auf das Zieljahr für die Erreichung des über
geordneten klimapolitischen Ziels der Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 fokussiert oder ob 
auch der Umsetzungspfad einschließlich dessen zeitlichen Verlaufs gleichwertig im Fokus der 
SES steht. Manche Befragte äußerten die Vermutung, dass eine Fokussierung ebenso auf den 
Pfad die SES überfordern könnte. 
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Formal wurde der Umsetzung des ersten Durchgangs noch Verbesserungspotenzial attestiert. 
Insbesondere die zeitliche Abstimmung auf die NEP-Prozesse insgesamt und speziell die Szena
riorahmenprozesse wurde kritisiert, zugleich aber eingeräumt, dass dies dem Testlauf-Charakter 
des ersten Durchlaufs unter Zeitdruck geschuldet war. Diesem Zeitdruck wurden ursächlich auch 
gelegentlich als zu knapp empfundene Fristen vor Terminen, z. B. für Stellungnahmen oder 

Empfehlung: Die Aufgaben der SES und deren Rolle im Hinblick auf die Infrastrukturpla
nungsprozesse klar und (möglichst) verbindlich formulieren, z.B. als Teil des SES-Berichts. 
Dabei sollten folgende Aspekte berücksichtigt werden: 

▪ SES als Austauschplattform und Datendrehscheibe 
▪ SES als Forum der Öffentlichkeitsbeteiligung und Stakeholder-Beteiligung 
▪ Ankerpunkte als Konkretisierung der energie- und klimapolitischen Ziele der Bun

desregierung 
 
In den Interviews wurden wiederholt einzelne Elemente der SES positiv hervorgehoben - die 
jedoch bislang nicht explizit als Ziele der SES benannt sind. Um zu verhindern, dass diese als 
wertvoll wahrgenommenen Funktionen in künftigen Durchläufen nicht systematisch fortge
führt oder weiterentwickelt werden könnten, sollten sie explizit als bindende Aufgaben for
muliert werden. Konkret sollte dies umfassen: 

▪ SES als Plattform für Sparten- und Netzebenen-übergreifenden Austausch  

▪ SES als Plattform für den Datenaustausch 

▪ SES als Instrument der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Dies gilt auch für die Ankerpunkte, die sich in dieser ersten SES-Runde zwar als “Dreh- und 
Angelpunkt“ der Schnittstelle der SES zu den nachgelagerten Szenariorahmenprozessen ent
wickelt haben. Sie können einen Beitrag zur Zielklarheit leisten und politische Unsicherheiten 
reduzieren– vorausgesetzt, sie werden politisch verbindlich abgestimmt. Eine formalisiertere 
Beschreibung der Ankerpunkte als ebensolches Instrument zur Konkretisierung energie- und 
klimapolitischer Zielsetzungen würde ihre Wirkung stärken und Klarheit im Prozess schaffen. 

Die vorgeschlagene Konkretisierung der Aufgaben und Rollen der SES könnte etwa im SES-
Bericht erfolgen. Dieser ist selbst Teil der SES und mithin entsprechend den Vorgaben des 
EnWG im Rahmen der Infrastrukturplanung angemessen zu berücksichtigen. Eine solche Ver
ankerung der Aufgaben und Rolle der SES würde zur Verstetigung der positiven Wirkungen 
beitragen.  

Neben der Beschreibung der Aufgaben und Ziele der SES kann der SES-Bericht zudem die 
Möglichkeit bieten, weitere konzeptionelle Leitlinien für Infrastrukturplanung – nach ent
sprechender Diskussion und Abwägung im Rahmen der SES (Plenum, AG Netzbetreiber, etc.) 
– zu formulieren und in gewissem Maße auch politisch zu legitimieren. So könnte der Bericht 
genutzt werden, um beispielsweise auch übergeordnete Handlungsprinzipien zum Umgang 
mit Unsicherheiten oder zur Berücksichtigung alternativer Entwicklungspfade (z. B. „Fail-Sze
narien“) zu beschreiben. 
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Durchsichten von Unterlagen zugeschrieben. Eine Verbesserung der SES in formaler Hinsicht 
wurde von allen Befragten für die zweite Runde als wahrscheinlich eingeschätzt. 

 

3.3 Ankerpunkte 

Die Rückmeldungen der Befragten zu den Ankerpunkten als ein Ergebnis des SES-Prozesses fie
len überwiegend positiv aus. Sie wurden als zentrales Element der Schnittstelle zwischen SES 
und den Szenariorahmen wahrgenommen. Dies zeigt sich auch darin, dass sowohl in den 

Empfehlung: Abstimmung der SES an die anderen Infrastrukturplanungs- 
prozesse vollenden 

Allgemein wäre eine zeitliche Abstimmung der Prozesse aufeinander wünschenswert, auch 
um genügend Reaktionszeiten auf die Ergebnisse zu gewährleisten.  

Die SES sollte, wie im EnWG angelegt, mit vierjährigem Turnus durchgeführt werden, da der 
Aufwand als hoch angesehen wird und die politische Abstimmung Zeit benötigt. Zugleich 
sollte aber eine Zwischenstufe der SES ("SES light") alle zwei Jahre mit geringerer Bearbei
tungstiefe und Fokus auf Neuerungen zur Orientierung der dann stattfindenden Szenarior
ahmenprozesse etabliert werden.  

Der aktuelle gesetzliche Wortlaut des § 12a EnWG ist zwar eindeutig: Die SES ist „alle vier 
Jahre“ zu erstellen. Eine darüberhinausgehende Verpflichtung lässt sich aus der Norm auch 
nicht ableiten. 

Allerdings könnten Erwägungen, diesen Vierjahresrhythmus durch eine abgestufte, weniger 
aufwendige Fortschreibung zu ergänzen, etwa durch eine nicht-kabinettsgebundene Vari
ante der SES, über eine systematische Auslegung des § 12a EnWG, die diesen im Lichte des 
§ 12e EnWG deutet, gestützt werden. § 12e EnWG regelt den Bundesbedarfsplan und ver
langt eine Fortschreibung „mindestens alle vier Jahre sowie bei wesentlichen Änderungen 
der Rahmenbedingungen“. Diese Formulierung legt nahe, dass gesetzliche Planungsinstru
mente auch außerhalb des Regelturnus angepasst werden können, wenn dies sachlich gebo
ten erscheint. In den durchgeführten Interviews gab es dazu die Rückmeldung, dass eine 
Vorlage alle zwei Jahre sehr üblich ist. Zwar enthalten die Gesetzesmaterialien zu den Rege
lungen zur SES keine ausdrückliche Position zu dieser Frage, die strukturelle Parallele zu 
§ 12a EnWG macht eine über den Wortlaut hinausgehende Interpretation aber denkbar, 
auch wenn der Zusatz der Vorlage bei wesentlichen Änderungen nicht enthalten ist. 

Für eine regelmäßige Zwischenfortschreibung der SES spricht aber auch die gesetzgeberische 
Intention hinter der Anpassung des zeitlichen Ablaufs der Szenariorahmenerstellung: Durch 
die Umstellung auf gerade Jahre sollte explizit sichergestellt werden, dass die jeweils aktuelle 
SES Berücksichtigung finden kann. Eine zweijährliche, abgestufte Aktualisierung der SES 
würde diesen Zweck effektiver unterstützen und könnte damit im Ergebnis als konsequente 
Fortentwicklung der bestehenden Normlogik verstanden werden. 

Es bleibt festzuhalten, dass die Einführung einer „SES light“ rechtspolitisch naheliegend ist. 
Eine gesetzliche Klarstellung könnte hier die Rechtssicherheit erhöhen und auch den strate
gischen Anspruch der SES als Steuerungsinstrument institutionell stärken, wenn politisch ge
wünscht. 
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Szenariorahmenentwürfen der Netzbetreiber wie auch den Szenariorahmengenehmigungen 
der Regulierungsbehörde auf die Ankerpunkte referenziert wurde und diese teilweise zur Be
gründung bestimmter Annahmen herangezogen wurden, obwohl die im EnWG normierte An
forderung einer angemessenen Berücksichtigung der SES in den Szenariorahmen erst ab der im 
Jahr 2027 vorzulegenden SES gilt. 

Ankerpunkte als Bandbreiten / Rolle der Ankerpunkte im Hinblick auf Unsicherheiten 

Ein wesentliches Element, das von vielen Befragten hervorgehoben wurde, war die Tatsache, 
Ankerpunkte nicht als Punktwerte, sondern in der Regel als Bandbreiten auszuweisen. Dies 
wurde breit begrüßt, da es den Unsicherheiten in der Entwicklung der mit den Ankerpunkten 
beschriebenen Größen Rechnung trägt. Zugleich bestand Einigkeit darüber, dass zwischen den 
einzelnen Größen bzw. Ankerpunkten funktionale Abhängigkeiten bestehen. Eine Festlegung 
auf einen Wert innerhalb der Bandbreite für eine Größe kann daher nicht isoliert von Entschei
dungen zu anderen Ankerpunkten erfolgen – insbesondere mit Blick auf die Konsistenz eines 
übergeordneten "Ankerszenarios", welches sich aus den verschiedenen Ankerpunkten bildet. 

 

  

Ein Teil der Befragten hob hervor, dass die Ankerpunkte insbesondere dadurch einen Wert er
langen, wenn sie als Ausdruck politischer Ziele verstanden werden können und als solche dann 
auch genutzt werden. Der Politik (der Regierung / dem zuständigen Ministerium) wird dadurch 
ermöglicht - aber auch abverlangt - insbesondere für die Infrastruktur relevante Ziele konkreter 
und auch quantitativ zu kommunizieren. Dies erleichtere einerseits die Begründung von in den 
Szenariorahmen getroffenen Annahmen, da hier i. W. eine Referenz auf die Ankerpunkte aus
reiche und keine weitergehende inhaltliche Begründung erforderlich sei. Andererseits könne 
diese Zielschärfung politische Unsicherheiten reduzieren. Eine solche Wirkung sei jedoch an die 
Voraussetzung gebunden, dass die Ankerpunkte auch politisch hinreichend abgestimmt und ver
bindlich seien. Die ab dem nächsten SES-Zyklus geltende gesetzliche Verpflichtung zur Vorlage 

Empfehlung: Bandbreiten der Ankerpunkte als Story-Line beschreiben, die die einzelnen 
Ankerpunkte zu einer „Story“ / Szenario verknüpft 

Zur Verbesserung der Konsistenz und Nachvollziehbarkeit der aus den Ankerpunkten abge
leiteten Szenarien wird empfohlen, die Ankerpunkte künftig nicht nur als Tabellen mit Band
breiten zu formulieren, sondern diese Bandbreiten in übergeordnete, narrative „Story-Lines“ 
einzubetten. Diese sollten den Zusammenhang zwischen den einzelnen Ankerpunkten auf
zeigen, also beschreiben, unter welchen Annahmen bestimmte Kombinationen von Zielgrö
ßen plausibel sind. Eine solche narrative Begleitung könnte als Teil der Ankerpunkte veröf
fentlicht werden. 

Durch die Ergänzung der quantitativen Ankerpunktdarstellung um qualitative Narrative 
würde die Anschlussfähigkeit der SES an die Szenarienbildung im Rahmen der NEP-Verfahren 
verbessert. Zudem könnten divergierende Interpretationen vermieden und die Transparenz 
über politische Intentionen erhöht werden, ohne die Flexibilität der SES grundsätzlich einzu
schränken. Zusätzliche Information könnte durch die Angabe von Konfidenzen gegeben wer
den, die die Bandbreiten der Ankerpunkte zusätzlich verfeinern. So könnte beispielsweise 
ergänzt werden, dass die untere Hälfte eine Bandbreite als sicher angesehen werden sollte, 
die obere Hälfte hingegen mit weniger wahrscheinlichen Entwicklungen einhergeht. 
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der SES an den Bundestag wird von mehreren Interviewpartner:innen als Hinweis auf eine stär
kere politische Legitimation und Verbindlichkeit gewertet. Abschließende Klarheit über die (zu
künftige) Rolle und politische Verbindlichkeit der Ankerpunkte bestand jedoch nicht. Einzelne 
Befragte widersprachen der Einschätzung, dass die SES bzw. die Ankerpunkte im Ergebnis primär 
als Ausdruck politischer Ziele zu verstehen sein. Vielmehr hätten sie die Rolle politische Entschei
dungen zu informieren und wären insofern eine Form der Politikberatung. 

Gleichzeitig wurde in allen Interviews betont, dass die Möglichkeit bestehen bleiben müsse, in 
den Szenarien der Szenariorahmen auch von den Ankerpunkten abzuweichen. Dies wurde in 
den nun genehmigten Szenariorahmen auch so umgesetzt. Diese Möglichkeit wurde unter an
derem damit begründet, dass Ankerpunkte – wenn sie auf politischer Abstimmung beruhen – 
notwendigerweise bestimmte politische Unsicherheiten ausblenden. Infrastrukturen sind je
doch auf Jahrzehnte angelegt; Planung und Investition müssen daher auch berücksichtigen, dass 
politische Zielsetzungen sich im Zeitverlauf ändern können. Es sei weder realistisch noch von 
den jeweils aktuell politisch verantwortlichen Akteuren zu erwarten, eine solche Dynamik in den 
Ankerpunkten abzubilden. 

Insoweit wurde in der überwiegenden Zahl der Interviews ein Spannungsfeld deutlich, dass in 
den Interviews explizit thematisiert, von den Befragten als solches wahrgenommen, aber nicht 
aufgelöst werden konnte: Einerseits wird die Einführung verbindlicher Ankerpunkte als sinnvoll 
und hilfreich betrachtet – insbesondere zur Orientierung in der Szenarienbildung und zur Re
duktion politischer Unsicherheiten. Andererseits wurde der Wunsch nach planerischer Flexibili
tät betont, auch von den Ankerpunkten abweichen zu können. 

Spartenübergreifende Rolle und Konsistenzfragen 

Von mehreren Befragten wurde betont, dass die Ankerpunkte aufgrund der Tatsache, dass sie 
nicht separat für einzelne Sparten formuliert sind, sondern spartenübergreifend angelegt wur
den, einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der spartenübergreifenden Konsistenz leisten. Diese 
Eigenschaft wurde als struktureller Vorteil der SES hervorgehoben, da sie bereits auf der kon
zeptionellen Ebene eine koordinierte Infrastrukturplanung fördert. 

In den Interviews wurde die Idee eines gemeinsamen „Leitszenarios“ für Strom- und Gas-/Was
serstoff-NEP auf Basis einheitlicher Szenarioannahmen unter Rückgriff auf die Ankerpunkt dis
kutiert. Ein solches Leitszenario – ähnlich den in den nun genehmigten Szenariorahmen formu
lierten Szenarien B (Strom) und 2 (Gas/Wasserstoff) – wurde von vielen Befragten grundsätzlich 
als sinnvoll bewertet. Dabei wurde von einigen Interviewten weniger auf zwingend fachlich-
technische Notwendigkeiten hierfür verwiesen, sondern vor allem auf die strategische Bedeu
tung eines solchen Szenarios für den spartenübergreifenden Ansatz der SES. Ein gemeinsames 
Leitszenario kann demnach dazu beitragen, ein Bewusstsein zu schaffen, spartenübergreifende, 
horizontale Abhängigkeiten systematisch zu berücksichtigen und eine kohärente Infrastruktur
planung zu fördern. Gleichzeitig wurde von einzelnen Befragten betont, dass eine detaillierte, 
spartenübergreifende Abstimmung aller Parameter der Szenarien nicht zwingend erforderlich 
sei. In diesem Zusammenhang wurde auch die Idee diskutiert, ein solches Szenario nicht im Zuge 
der Szenariorahmen zu definieren, sondern zusätzlich mit LFS-Modellen zu berechnen. Dieses 
könnte eine zusätzliche, konsistente und modellgestützte Datengrundlage bereitstellen. Durch 
eine solche systematische Kopplung könnten sowohl Transparenz als auch Nachvollziehbarkeit 
der SES erhöht und zugleich methodische Doppelarbeiten vermieden werden. Diese Frage 
wurde im Anschluss an die Interviews im Rahmen eines Termins der AG Netzbetreiber der SES 
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diskutiert. Hierbei gab es weder seitens der beteiligten Netzbetreiber noch der BNetzA ein klares 
Votum für ein solches Vorgehen. Zwar könnte dies durchaus Nutzen stiften, dieser sei aber im 
Vergleich zum damit verbundenen – auch zeitlichen – Aufwand voraussichtlich eher gering. Der 
beschriebene Wert der Definition eines gemeinsamen Leitszenarios wurde damit nicht in Frage 
gestellt.Ungeachtet dessen bestand weitgehende Einigkeit darüber, dass spartenspezifisch in 
weiteren Szenarien Abweichungen von einem solchen einheitlichen Leitszenario grundsätzlich 
möglich sein sollten. Dabei wurde betont, dass nicht alle Szenarien spartenübergreifend einheit
lich formuliert sein müssen. Zudem müsse es auch zulässig sein, dass Szenarien – auch für nur 
eine Sparte – von den spartenübergreifend gültigen Ankerpunkten abweichen, um beispiels
weise für eine Sparte potenziell relevante Entwicklungen abzubilden. Sofern diese für die jeweils 
andere Sparte aber erkennbar nicht dimensionierungsrelevant sind, kann zur Aufwandsbegren
zung auf die Abbildung eines weiteren Szenarios für diese andere Sparte verzichtet werden. Wie 
mit solchen Abweichungen umgegangen wird und wie ihre Einbettung in den Gesamtprozess 
abgesichert werden kann, wurde aber dennoch in einigen Interviews als relevante Frage bejaht. 

In diesem Zusammenhang wurde wiederholt auf die Frage der Konsistenzprüfung verwiesen. 
Zwar enthält der bestehende SES-Bericht bereits die Aussage, dass "signifikante Abweichungen 
[in den Szenariorahmen von den Ankerpunkten] zwischen den Netzbetreibern koordiniert erfol
gen und begründet werden" sollen. Die Interviews zeigten jedoch, dass diese Aussage für die 
Praxis bislang nicht als ausreichend konkret oder operationalisiert wahrgenommen wird.  
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Empfehlung: Die Anforderungen an die Umsetzung einer „konsistenten spartenübergrei
fenden Planung“ mit Fokus auf den Szenariorahmen sollte konkretisiert werden. Im Fo
kus sollte weniger die verpflichtende Berechnung spartenübergreifend einheitlicher Sze
narien stehen, sondern die Gewährleistung kompatibler Infrastrukturen. 

Die Empfehlung hierzu ist nach zwei Konstellationen zu unterschieden: 

▪ Für Szenarien innerhalb der Bandbreite der Ankerpunkte sollte ohnehin bereits sicher
gestellt werden, dass deren gegenseitige Anschlussfähigkeit („Kompatibilität“) gegeben 
ist. Sofern die spartenspezifischen Infrastrukturplanungen sicherstellen, dass die Band
breite der in den Ankerpunkten abgebildeten Entwicklungen erreichbar bleiben, so ist 
implizit auch die notwendige Kompatibilität gewährleistet. Eine Berücksichtigung der An
kerpunkte im Szenariorahmen gewährleistet dies zwar noch nicht sicher, macht dies aber 
wahrscheinlicher. 

▪ Sofern in einer Sparte Szenarien außerhalb der Ankerpunktbandbreiten verwendet wer
den, sollte die jeweils andere Sparte über diese Abweichungen „informiert“ sein. In sol
chen Fällen ist zu prüfen, ob die Auswirkungen dieser divergierenden Annahmen durch 
ein angepasstes Szenario in der jeweils anderen Sparte abzubilden sind oder ob bereits 
absehbar ist, dass diese Entwicklung für die jeweils andere Sparte nicht auslegungsrele
vant sein wird. Ist dies, z. B. unter Berücksichtigung bereits durchgeführter Analysen, 
überschlägiger Abschätzungen und anderer vorliegender Studien plausibel begründbar, 
könnte auf die Berechnung eines entsprechenden Szenarios in der anderen Sparte ver
zichtet werden, ohne inkompatible Infrastrukturplanungen zu riskieren. Idealerweise 
stimmen sich hierzu bereits die Netzbetreiber der entsprechenden Sparten bei der Er
stellung der Szenariorahmentwürfe ab. Die maßgebliche Einschätzung liegt aber bei der 
Bundesnetzagentur im Rahmen der Genehmigung der Szenariorahmen. 

Indem die Prozesse von Szenariorahmen und NEP zwischen den Sparten bereits vereinheit
licht wurden, wird ein politischer Wille deutlich, eine kohärente und spartenübergreifende 
Planung sicherzustellen, obwohl sich bewusst dafür entschieden wurde, die Verwaltungspro
zesse nicht zusammenzuführen.1 Die aktuelle Genehmigung der Szenariorahmen Strom und 
Gas/H2 zeigt, dass diese Rolle aktuell vor allem von der BNetzA ausgefüllt wird, die in einigen 
Bereichen Kohärenz zwischen den Entwürfen der Szenariorahmen hergestellt hat, nachdem 
die Netzbetreiber untereinander sich nicht ausreichend ausgetauscht hatten.1 Die Idee der 
spartenübergreifenden Planung ist also politisch gewollt und regulatorisch skizziert, rechtlich 
aber bisher nur begrenzt operationalisiert. Solange keine weitergehende gesetzliche Präzi
sierung erfolgt, wird sich der Anspruch an Konsistenz und Kohärenz in erster Linie über in
formelle Verfahren und Planungsstandards realisieren lassen. Dies eröffnet Gestaltungs
spielräume – wirft aber auch Fragen nach der Verbindlichkeit, Transparenz und gerichtlichen 
Kontrollierbarkeit solcher Koordinationsprozesse auf. 
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Exkurs: Verbindlichkeit der Ankerpunkte und Unabhängigkeit der BNetzA198 

Im Hinblick auf die Frage der Verbindlichkeit der Ankerpunkte, stellt sich die Frage, inwieweit 
hier in unzulässiger Weise in die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde eingegriffen wer
den könnte, wenn dadurch gegen EU-Recht bzw. Rechtsprechung verstoßen wird oder in 
sonstiger Weise die BNetzA darin einschränkt, ihre Befugnisse und Regulierungsaufgaben un
abhängig wahrzunehmen.  

Die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde wird zuerst in den Erwägungsgründen der 
Strom- und Gasbinnenmarktrichtlinien erwähnt. Erwägungsgrund 34 der RL 2009/72/EG (jetzt 
ErwGr 80 der RL 2019/944) bzw. Erwägungsgrund 30 der RL 2009/73/EG (jetzt ErwGr 117 der 
RL 2024/1788) betonen, dass Regulierungsbehörden "in allen relevanten 

 
198 Grundlegend hierzu das Urteil des EuGH zur Unabhängigkeit der BNetzA vom 2. September 2021 (C-718/18). 

Empfehlung: Klare Definition der Rolle der Ankerpunkte als Schnittstelle zwischen SES 
und NEP 

Die Ankerpunkte stellen die wichtigste Schnittstelle zwischen SES und NEP sowie anderen 
nachgelagerten Planungsschritten dar. Konkret verwirklicht wird die Schnittstelle derzeit ins
besondere über die Berücksichtigung der Ankerpunkte in den Szenariorahmen. Daher ist ein 
klares Verständnis des Umgangs mit dieser Schnittstelle wichtig. Die Stakeholder-Interviews 
zeigen hier deutlich ein Spannungsfeld auf: Einerseits sollen die Ankerpunkte eine belastbare 
Orientierung mit einer gewissen Verbindlichkeit sein, anderseits fordern alle unmittelbar an 
den NEP beteiligten Akteure planerische Flexibilität. 

Die Ankerpunkte können verstanden werden als eine Konkretisierung der klima- und ener
giepolitischen Ziele Deutschlands, auch in Bezug auf die für Infrastrukturplanung wichtigen 
Einflussgrößen. So verstanden, wären sie als Ausdruck des politischen Willens zu sehen, wel
che zukünftigen Entwicklungen für relevant gehalten werden, welche Optionen offengehal
ten werden sollen und gegen welche Risiken auch durch Infrastrukturplanung Vorkehrungen 
getroffen werden sollen. Mit diesem Verständnis wäre die herausgehobene Stellung der An
kerpunkte (und mithin der SES) für die Berücksichtigung in den Szenariorahmen als unmit
telbare Schnittstelle zwischen SES und NEP konkreter beschrieben. Ankerpunkte definieren 
damit das Mindestmaß dessen, was nach politischer Sicht zukünftige Infrastrukturen ermög
lichen sollen; sie sind eine politische Aufforderung an die Infrastrukturplanung und dement
sprechend im Szenariorahmen zu berücksichtigen. Inwieweit dies auch Auswirkungen auf die 
Genehmigung von Netzentwicklungsplänen und weitere Planungsschritte im Netzplanungs
prozess insgesamt haben sollte, war nicht Gegenstand dieses Gutachtens, erscheint aber als 
grundsätzlich relevante Fragestellung. 

Da sich politische Zielsetzungen im Zeitverlauf ändern können, sollten auch Entwicklungen 
jenseits der Ankerpunkte abgebildet werden können. Dazu ist eine Flexibilität in den Szena
riorahmenprozessen erforderlich. Hierzu wird empfohlen, dass begründete Abweichungen 
von den Ankerpunkten bei der Erstellung der Szenarien für den Szenariorahmen möglich 
bleiben sollen. Durch Szenarien außerhalb der Ankerpunkte kann im NEP-Prozess ein breite
rer Szenariotrichter abgebildet werden, sofern solche Entwicklungen nach Ansicht der Netz
betreiber und der BNetzA hinreichend wahrscheinlich sind. 
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Regulierungsangelegenheiten" Entscheidungen treffen können müssen und dabei völlig un
abhängig von öffentlichen oder privaten Interessen sein sollen. Dies diene dem ordnungsge
mäßen Funktionieren des Elektrizitäts- bzw. Gasbinnenmarkts.  

Außerdem regeln die Strom- und Gasbinnenmarktrichtlinie in Art. 57 (bzw. Art. 76 für Gas) 
Abs. 4 Buchst. a die rechtliche und funktionale Trennung der Regulierungsbehörde von ande
ren öffentlichen oder privaten Stellen (organisatorische Unabhängigkeit) und im jeweiligen 
Abs. 5 Buchst. a, dass die jeweilige Regulierungsbehörde ihre Befugnisse und Regulierungs
aufgaben in vollständiger Unabhängigkeit wahrnimmt. Sie darf weder Weisungen von öffent
lichen noch von privaten Stellen entgegennehmen. 

In diese Unabhängigkeit könnte durch ein „Verbindlichmachen“ der Ankerpunkte eingegriffen 
werden.  

Doch die Bezugnahme auf „Regulierungsangelegenheiten“ legt nahe, dass strategisch-plane
rische Prozesse ggf. hiervon zu unterscheiden sind. Denn der Schutzbereich der genannten 
Richtlinien und des EuGH-Urteils betrifft primär den regulatorischen Kernbereich: Festlegung 
von Entgelten, Zugang, Entflechtung, Missbrauchsaufsicht. Die Erstellung und Bestätigung des 
NEP stellen demgegenüber einen Teil der energieinfrastrukturellen Gesamtplanung dar, die 
im EnWG gesetzlich geregelt und methodisch durch die Übertragungsnetzbetreiber ausgestal
tet wird.199 Die BNetzA verfügt in dem von dem diskutierten Vorschlag berührten Bereich 
nicht über eine eigene Planungshoheit, sondern über eine Genehmigungs- und Prüfkompe
tenz. Die Verantwortlichkeit bei der Erstellung von Szenariorahmen und NEP wird durch das 
Gesetz nahezu vollständig den ÜNB bzw. FNB zugewiesen. Eine inhaltlich stärkere Bindung 
durch die Ankerpunkte würde sich also vorrangig an die ÜNB richten und nicht die Prüf- und 
Genehmigungskompetenz der BNetzA adressieren. Auch Art. 40 Abs. 1 Buchst. a der RL 
2019/944 verweist auf die Planungsverantwortung der Übertragungsnetzbetreiber: Diese sol
len unter Zusammenarbeit mit benachbarten ÜNB und VNB die langfristige Netzfähigkeit si
cherstellen und das Netz ausbauen. Planung ist damit genuin Aufgabe der Netzbetreiber, nicht 
der Regulierungsbehörde. Eine politische Rahmensetzung für diese Planung widerspricht dem 
Unionsrecht nicht.200 Zudem soll ein Abweichen von den Ankerpunkten weiterhin möglich 
bleiben.  

Allerdings könnte sich auch bereits aus der Pflicht zur Begründung bei Abweichungen von den 
Ankerpunkten eine inhaltliche Vorstrukturierung der Entscheidung der Regulierungsbehörde 
ergeben. Dies könnte als Weisung durch eine politische Stelle verstanden werden. Die Festle
gungen der SES sind nach § 12a Abs. 1 S. 6 EnWG angemessen zu berücksichtigen und die 
BNetzA ist im Rahmen der Genehmigung des Szenariorahmens verpflichtet zu prüfen, ob die
ser den gesetzlichen Anforderungen entspricht, demnach muss sie auch prüfen, ob die Fest
legungen der SES angemessen berücksichtigt wurden. Sie ist dadurch mittelbar an die SES ge
bunden. Hieraus könnte sich, je nach Art der Bindung, eine Einschränkung ihrer Unabhängig
keit ergeben, wenn die BNetzA nicht mehr frei von politischen und sonstigen Einflüssen ent
scheiden kann. Dies wäre der Fall, wenn die SES zur einer mittelbaren Fachaufsicht der Netz
planung durch das zuständige Ministerium entsteht. Eine inhaltliche Bindung an die 

 
199 Knauff, EnWZ 2019, 51 (54 f.). 

200 Dies zeigt auch etwa Art. 59 Abs. 4 b) ii) der RL 2019/944, der den Erlass allgemeiner politischer Leitlinien durch die Mitglied
staaten für zulässig erklärt sowie ErwGr. 87 der RL 2019/944, der es den Mitgliedstaaten unbenommen lässt, die nationale Energie
politik festzulegen und auszugestalten und den politischen Rahmen festzulegen, in dem die Regulierungsbehörde handeln muss. 
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Ankerpunkte der SES in ihrer aktuellen Form könnte als eine solche technisch-inhaltliche Steu
erung aufgefasst werden. Da in dem Urteil des EuGH ein Eingriff der Bundesregierung als po
litische Stelle als unzulässig gewertet wurde, ist auch eine Einflussnahme durch das Fachmi
nisterium unzulässig. Anders verhält es sich nur beim demokratisch legitimierten Gesetzge
ber. 

Jedoch muss hier auch der Zweck der europarechtlichen Grundlage gesehen werden. Bei der 
Strom- bzw. Gasbinnenmarktrichtlinie geht es um die Förderung eines europäischen Energie
binnenmarktes. In diesem Kontext wird der Regulierungsbehörde Unabhängigkeit in Bezug 
auf ihre Aufgaben und Befugnisse zugeschrieben, um regulatorische Einflussnahmen auf den 
Markt zu verhindern. Dies zeigt etwa Erwägungsgrund 80 der Strombinnenmarktrichtlinie 
(bzw. 117 der Gasbinnenmarktrichtlinie), der festlegt, dass die Regulierungsbehörde unab
hängige Entscheidungen treffen können muss, „damit der Binnenmarkt ordnungsgemäß funk
tionieren kann“. Gleichzeitig stellt der Erwägungsgrund klar, dass dies gerichtlicher Kontrolle 
oder parlamentarischer Aufsicht nicht entgegenstehe. Weiter sagt der Erwägungsgrund in 
Satz 3, dass der nationale Gesetzgeber bereits durch formelles Gesetz in die Unabhängigkeit 
der Regulierungsbehörde eingreifen darf, indem er dem Haushalt der Regulierungsbehörde 
zustimmt, ohne dass seine Haushaltsautonomie beeinträchtigt wird. Demzufolge muss dem 
nationalen Gesetzgeber ein Eingriff in die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde durch 
materielles Gesetz zur Wahrnehmung seiner staatlichen Planungsaufgaben möglich sein. Der 
Gesetzgeber muss Infrastruktur planen können und hierfür Festlegungen treffen können, wo
runter auch bei entsprechender gesetzlicher Regelung der hier diskutierte Vorschlag fällt. 

Diese gesetzgeberische Hoheit über den Planungsprozess verdeutlicht auch Art. 78 der Gas
binnenmarktrichtlinie, der die Aufgaben und Befugnisse der Regulierungsbehörde nennt. Hier 
wird in Abs. 1 Buchst. b) die Verantwortlichkeit der Regulierungsbehörde beschrieben, den 
Szenariorahmen zu genehmigen, „sofern der Mitgliedstaat eine solche Genehmigung vor
sieht“. Es wird dem nationalen Gesetzgeber also freigestellt, eine Genehmigung durch die Re
gulierungsbehörde zu regeln oder nicht. Wenn das Europarecht hier bereits das „ob“ einer 
Genehmigung offenlässt, kann es den Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des „wie“ kaum ein
schränken. 

Eine erhöhte Verbindlichkeit der Ankerpunkte und eine Begründungspflicht bei Abweichen 
von den Ankerpunkten könnte also, um nicht unzulässig in die Unabhängigkeit der BNetzA 
einzugreifen, gesetzlich geregelt werden. Da die SES ab 2027 dem Bundestag vorgelegt wird, 
könnte auch bereits dies, je nach Ausgestaltung des Verfahrens, hierfür ausreichend sein. 

 

Weitere Rückmeldungen zu Ankerpunkten 

In mehreren Interviews wurde empfohlen, künftig systematischere Plausibilitätsprüfungen für 
die Ankerpunkte vorzusehen. Dabei wurde nicht die generelle Plausibilität der Ankerpunkte in
frage gestellt, sondern gezielt auf zwei Aspekte hingewiesen: Zum einen wurde angemerkt, dass 
insbesondere mit den Ankerpunkten verbundene Pfade im Hinblick auf die Anforderungen an 
die Verteilnetze in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht kritisch auf ihre Realisierbarkeit ge
prüft werden sollten. So könnten die mit den Ankerpunkten verbundenen Ausbauanforderun
gen an die Verteilnetze ggf. nicht erreichbar sein. Dies gelte insbesondere bei Berücksichtigung 
von Imperfektionen und Unsicherheiten beim Ausbau der Verteilnetze, was zu einem höheren 
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Ausbaubedarf als in einem fiktiven volloptimierten Szenario führt. Zum anderen wurde darauf 
hingewiesen, dass eine stärkere Berücksichtigung kurzfristiger Entwicklungen – etwa bei aktuel
len Marktdynamiken oder technologischen Trends – zweckmäßig sei. In diesem Zusammenhang 
wurde auch vorgeschlagen, ein "Trend-Monitoring" einzubeziehen, um aktuelle Trends besser 
in den Ankerpunkten insbesondere mit Blick auf die kurzfristige Entwicklung abzubilden. 

Ergänzend wurde in einzelnen Interviews diskutiert, worauf sich die Aussagekraft der Anker
punkte eigentlich primär beziehen sollte: Geht es vorrangig um das Abbilden eines Zielzustands 
im Jahr 2045 oder sollen auch Aussagen über den Pfad dorthin getroffen werden? Befragte äu
ßerten in diesem Kontext vereinzelt die Sorge, dass die SES überfordert sein könnte, wenn sie 
nicht nur als Zielorientierung, sondern auch als Pfadbeschreibung verstanden wird. Diese Per
spektive verbindet sich eng mit den zuvor genannten Anmerkungen: Gerade in Bezug auf die 
Hochfahrrampe und kurzfristigen Marktentwicklungen wurde vereinzelt angemerkt, dass die 
Ankerpunkte ggf. Entwicklungen formulieren würden, die unter den gegenwärtigen Rahmenbe
dingungen schwer umsetzbar erscheinen bzw. nicht passfähig zu aktuellen Marktbeobachtun
gen und Bedarfsmeldungen seien. 

 

3.4 Datengrundlage und Schnittstelle zu den BMWE-Langfristszenarien 

Welchen Nutzen hat die Anbindung der BMWE-Langfristszenarien (LFS) als umfassende Mo
dellierungsstudie an die SES? 

Die Anbindung der SES an die Langfristszenarien (LFS) des BMWE (vormals BMWK) wurde von 
den Befragten grundsätzlich als sehr positiv bewertet. Besonders hervorgehoben wurde die fun
dierte methodische Basis, die durch die umfassende Energiesystemmodellierung der LFS bereit
gestellt wird. Diese ermöglicht eine verbesserte Qualität und Konsistenz in der Szenarienbildung 
und erhöht zugleich die Anschlussfähigkeit der SES-Ergebnisse an europäische Netzplanungs-
Prozesse, die etwa im Rahmen des Ten-Year-Network-Development-Plan (TYNDP) auch auf Sys
temmodellierungen im sog. "scenario building" basieren. 

Einzelne Befragte sprachen sich dafür aus, den Austausch zwischen den Modellierungsteams der 
LFS und den Netzbetreibern zu intensivieren. Teilweise wurde zudem der Wunsch geäußert, be
stimmte Analysen oder Detailbewertungen gezielt an das LFS-Konsortium „auszulagern“. Diese 
Praxis könne als Ressourcenschonung bei den Netzbetreibern dienen und zugleich die methodi
sche Qualität einzelner Fragestellungen verbessern. Als Beispiel wurde genannt, dass die SES – 
über den Input aus den LFS – auch systematisch Aspekte wie Carbon-Capture-and-Storage (CCS) 
oder CO₂-Infrastruktur betrachten könnte, die in den Szenariorahmenprozessen und den NEP-
Prozessen für Strom und Gas/Wasserstoff insgesamt nicht vertieft behandelt werden, da sie dort 
fachlich außerhalb des Kernbereichs liegen. Ebenso wurde vorgeschlagen, dass über die LFS 

Empfehlung: Anpassung der „Ankerjahre“ an die Stichjahre der NEP 

Eine Angleichung der „Ankerjahre“ an die Stichjahre der NEPs würde das Zusammenspiel der 
Prozesse erleichtern und den Datenabgleich ermöglichen, ohne zu interpolieren. Inhaltlich 
ist dabei zweitrangig, welcher Prozess die zu betrachtenden Jahre vorgibt. Da allerdings das 
EnWG Festlegung bezüglich der durch die NEP-Szenariorahmen zu betrachtenden Jahre 
trifft, indem Zeitbereiche vorgegeben werden, wäre es ein pragmatisches Vorgehen, diese 
NEP-Jahre zu antizipieren und die jeweiligen Durchgänge der SES daran auszurichten.  
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auch eine vertiefte Betrachtung der Wärmebedarfsdeckung in die SES eingebracht werden 
könnte. 

Allerdings wurde in einigen Interviews auch auf eine unklare Abgrenzung zwischen den LFS-Sze
narien und den im Rahmen der SES entwickelten Ankerpunkten hingewiesen. Die betreffenden 
Befragten machten dabei deutlich, dass sie selbst diese Unterscheidung eindeutig erkennen, 
insbesondere, dass LFS-Szenarien und Ankerpunkte nicht gleichzusetzen sind. Sie nahmen je
doch wahr, dass diese Differenzierung in der breiteren öffentlichen Diskussion teils nicht durch
gängig verstanden wird und dass in einzelnen Fällen eine faktische Gleichsetzung erfolgte. Sie 
stellten in Frage, ob diese Gleichsetzung dazu führt, dass eine Referenzierung auf LFS-Szenarien 
in den Szenariorahmen als hinreichend im Sinne einer Berücksichtigung der Ankerpunkte inter
pretiert werden könnte. 

3.5 Vertikale Schnittstelle 

Trägt die SES zu einer besseren Verzahnung der NEPs mit anderen Planungsprozessen bei? 
Welche Rolle könnte die SES hier zukünftig einnehmen?  

Mit Blick auf die vertikale Schnittstelle – also die Verbindung zwischen der Transport- und Ver
teilnetzebene sowie den nachgelagerten, dezentralen Planungsprozessen (z. B. Netzausbau
pläne im Verteilnetz, Gastransformationspläne, kommunale Wärmeplanung) – wurde die stär
kere Einbindung von Verteilnetzbetreibern (VNB) in die Festlegung und Diskussion der Anker
punkte vielfach als potenziell hilfreich eingeschätzt. Dies gelte insbesondere auch im Hinblick 
darauf, dass viele VNB über Detailkenntnisse zu landesspezifischen oder regionalen Zielsetzun
gen verfügen, die über die Bundesziele hinausgehen und für die Entwicklung tragfähiger Szena
rien von Bedeutung sein können. Insbesondere könne dadurch gewährleistet werden, dass re
gionale bzw. landesspezifische Zielsetzungen frühzeitiger in den Prozess einfließen und damit 
spätere Inkonsistenzen zwischen den eher Top-down ausgerichteten Szenariorahmen und NEP 
einerseits und den stärker Bottom-up geprägten Planungsprozessen auf Verteilnetzebene ande
rerseits vermieden oder zumindest verringert werden.  

Es wurde vereinzelt von den interviewten Verteilnetzbetreibern auf ein potenzielles Koordinati
onsproblem hingewiesen: Die in der SES verwendeten "Ankerjahre" stimmen nicht in allen Fäl
len mit den Stichjahren überein, die in den NAPs angesetzt werden sollen. Dies könne die Ver
gleichbarkeit und Übertragbarkeit von Planungsgrößen erschweren. Allerdings wurde dieser As
pekt nicht von allen Befragten als gravierendes Hindernis gewertet. Vielmehr wurde betont, 
dass das Zieljahr 2045 als zentrales, übergreifendes Orientierungselement fungiert und damit 
eine wichtige gemeinsame Bezugsgröße darstellt. 

Einem Teil der Befragten scheint die "natürliche" Folge der Informationsflüsse in der Kaskade 
„Erst SES, dann NEP, dann NAP“ (ausgedrückt am Beispiel der Stromsparte) zu liegen, also im 
Informationsfluss Top-down. Zugleich wurde auch von den Befragten, die diese Grundansicht 
geäußert haben, sowie von Weiteren, eingeräumt bzw. betont, dass der umgekehrte Informati
onsfluss, Bottom-up, von großer Bedeutung für die Ergebnisqualität ist. Es wurde betont, dass 
auf unterlagerter Ebene auch Planungsaspekte optional vorgesehen werden müssen, die aus der 
Top-down-Sicht nicht als notwendig erkennbar waren. Als Grund wurden die Informationen an
geführt, über die nur der Versorger auf Verteilnetzebene mit seiner Orts- und Stakeholderkennt
nis verfügt. 
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Zugleich wurde angeführt, dass die Informationen der unterlagerten Ebenen - aufsummiert - zu 
teilweise unrealistischen Gesamtsummen führen würden. Als Grund wurde exemplarisch die 
vielfache Anfrage nach Netzanschlusskapazität für ein einzelnes Projekt oder eine "Wünsch-dir-
was"-Haltung der Befragten bei Marktabfragen benannt. Dies kann zu überhöhten Werten in 
der Bottom-up-Analyse führen.  

Aus dieser Analyse folgte in mehreren Interviews der Hinweis auf eine Dilemma-Situation: Zwar 
ist der zweiseitige Fluss der Informationen unbestritten wichtig, doch ist zugleich die Informa
tions-Rückkopplung der etablierten Prozesse auf Grund der inhärenten Perioden zu lang. Eine 
Information, die z. B. in einem KWP-Prozess erkannt würde und dann im folgenden NEP-Szena
riorahmen und SES-Prozess berücksichtigt würde, um damit die Ergebnisse der für die KWP re
levanten Eckdaten zu beeinflussen, wäre über viele Jahre in diesem Prozess verhaftet. Die hier 
auftretende, verlorene Zeit (in der Regelungstechnik "Totzeit" genannt) macht die Rückkopp
lung träge und in Zeiten der Transformation ineffektiv. 

 

Empfehlung: Im Rahmen der SES so bald wie möglich eine transparente Datendrehscheibe 
konzipieren und etablieren 
 

Phänomenologisch sind im Hinblick auf das „Totzeitproblem“ zwei Aspekte zu unterschei
den. Zum einen kann es zwischen den Top-down Daten und den Bottom-up aggregierten 
Daten zu Differenzen kommen. Diese sagen aus, dass die überlagerten Szenarien und/oder 
die Ansätze zur Regionalisierung dieser Szenarien nicht mit dem übereinstimmen, was vor 
Ort an Information und Einschätzung vorliegt ("Abweichungsproblem"). Ein Beispiel hierfür 
kann die Annahme zu zukünftigen Wasserstoffbedarfen sein.  

Hiervon zu trennen ist die Frage, welcher von zwei unterschiedlichen Werten als belastbar 
und planungsrelevant angesehen werden soll, also ob man sich im Einzelfall nach dem Top-
down oder dem Bottom-up Ansatz richten sollte ("Verbindlichkeitsproblem").  

Um Totzeitproblem und Abweichungsproblem zu adressieren, sollte eine kontinuierliche Da
tendrehscheibe bei der SES zum Abgleich der jeweils aktuellen Datenlage (Top-down / Bot
tom-up) etabliert werden, die auch bereits von den Interviewten begrüßt wurde. Damit wäre 
als erstes Ergebnis Transparenz hergestellt, an welchen Stellen und in welchen Datenpunk
ten die Planungsrichtungen zu abweichenden Ergebnissen kommen. Dies kann erheblich 
dazu beitragen, Fehlentscheidungen zu vermeiden. Die dadurch geschaffene, zeitnahe 
Transparenz über Abweichungen ist zudem die Basis in eine inhaltliche Klärung zu gelangen. 
Letztere kann allerdings nach Stand der Einschätzung nur im Einzelfall durchgeführt werden. 
Anders als bei anderen Monitoringprozessen wird hier also nicht „berichtet“, sondern viel
mehr ein kontinuierlicher Datenabgleich ermöglicht. Dieser führt zu Datentransparenz und 
ermöglicht damit die inhaltliche Klärung bei Abweichungen.  

Die konkrete Ausgestaltung (z. B. Zuständigkeit und Detailgrad) der Datendrehscheibe muss 
für eine möglichst zeitnahe Inbetriebnahme rasch festgelegt werden. 
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3.6 Umsetzbarkeit auf regionaler Ebene 

Ein Aspekt, der in verschiedenen Interviews angerissen wurde, ist die Belastung der regionalen 
Ebene durch die zahlreichen Netzausbaumaßnahmen, die im Rahmen der Umsetzung der SES 
auf die Unternehmen zukommen. Der Bedarf, der sich aus einer Regionalisierung der in der SES 
genannten Ankerpunkten für zusätzliche Last und Erzeugung ergeben, liegt weit über den Aus
baubedarfen, die in der Vergangenheit realisiert wurden. 

Als Basisanforderung wurde adressiert, dass die VNB (Strom und Gas) planerische und betriebs
wirtschaftliche Handlungsspielräume benötigen, um ihren individuellen Planungsanforderun
gen gerecht zu werden. Zugleich wurde deutlich, dass die Umsetzung der Ausbauerfordernisse 
als sehr herausfordernd, teilweise als nicht leistbar wahrgenommen wird.  

Die angesprochenen Belastungen können verschiedene Bereiche betreffen und sich z. B. in feh
lendem Personal verschiedener Fachrichtungen, fehlenden Tiefbaukapazitäten oder auch 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Komponenten manifestieren. Als besondere, zentrale 
Herausforderung wurde die Finanzierung der anstehenden Investitionen genannt.  
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3.7 Weitere Rückmeldungen 

Die folgenden Aspekte wurden in den Interviews nicht unmittelbar durch die Leitfragen aufge
worfen, fanden jedoch mehrfach Eingang in die Gespräche. 

Wiederholt wurde betont, dass der - ohnehin auch gesetzlich geforderte - langfristige Planungs
horizont 2045, der vielfach mit dem Ziel eines „Klimaneutralitätsnetzes“ verknüpft wird, sehr 
nützlich sei, selbst wenn hinsichtlich wesentlicher Einflussgrößen, etwa zur Nachfrageentwick
lung oder zur technologischen Entwicklung, erhebliche Unsicherheiten bestehen. Mehrere In
terviewpartner:innen betonten jedoch, dass diese Unsicherheiten systematisch berücksichtigt 

Empfehlung: Kenntnis über drohende, individuelle Schwierigkeiten erhöhen und Gegen
maßnahmen frühzeitig planen 

Die Größe der Transformationsherausforderung lässt sich im Rahmen des SES-Prozesses 
nicht oder kaum beeinflussen. Umso wichtiger ist es, eine möglichst große Planbarkeit und 
Dauerhaftigkeit zu gewährleisten, damit die umsetzenden Unternehmen nicht zusätzlich 
durch Umplanungserfordernisse belastet werden. 

Um zu vermeiden, dass einzelne oder viele Unternehmen auf Grund der sich stellenden Her
ausforderungen in Schwierigkeiten geraten, ist zunächst zu empfehlen, die geschilderten 
Herausforderungen geeignet zu monitoren. Diese Schwierigkeiten können verschiedene 
Ausprägungen haben. Beispielsweise kann die Finanzierung der notwendigen Netzerweite
rungen das Unternehmen vor Probleme stellen, die Personalsituation kann herausfordernd 
sein, die Lieferketten können Verzögerungen in die Umsetzung eintragen etc. Da eine flä
chendeckende Beobachtung ausufernden Aufwand bedeuten würde, ist ein Verfahren zu be
vorzugen, in dem die VNB Schwierigkeiten ggf. aktiv melden können und dies bei der Daten
drehscheibe der SES anzusiedeln.  

Ein Teilbereich möglicher Gegenmaßnahmen liegt in der Obliegenheit der VNB selbst. Die 
VNB müssen eine Vielzahl von Finanzierungsinstrumenten prüfen und aus diesen das richtige 
wählen. Die klassische Fremdkapital-Finanzierung bei der Hausbank reicht nicht immer aus. 
Kooperationen in Planung und Umsetzung von Maßnahmen etc. sind frühzeitig aus eigener 
Initiative zu prüfen und anzugehen. Transparenz über ähnliche Herausforderungen bei an
deren Unternehmen können sowohl für die Unternehmen hilfreich als auch für die frühe 
Wahrnehmung eines Umsetzungsrisikos bei der SES wichtig sein.  

Mögliche staatlich unterstützte Gegenmaßnahmen wären günstigenfalls ebenfalls bereits 
vorzudenken. Erster Fokus hierbei ist, die Wirtschaftlichkeit bzw. Attraktivität des Geschäfts
feldes zu sichern: Der Eigenkapitalzins muss in der Transformationsphase auch an den Ren
dite-Erwartung der Investoren ausgerichtet werden, damit institutionelle Anleger und nicht 
der Staat die Finanzierung stemmen (BNetzA).  

Der Staat sollte zudem prüfen, ob unterstützend Sicherheiten bereitzustellen sind, z. B., um 
durch einen Fonds Zinsrisiken zu minimieren. Wichtig ist, dass auch hier Investitionen gehe
belt werden, weil nur staatliches Geld nicht reichen wird.  

Sowohl das Monitoring als auch die möglichen Gegenmaßnahmen bedürfen noch einer Kon
kretisierung und Ausgestaltung, die im Rahmen der SES adressiert werden können.  
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werden sollten, beispielsweise durch den Einsatz eines sich mit der Zeit öffnenden „Szenarien
trichters“, der Bandbreiten und Entwicklungspfade sichtbar macht. 

Gleichzeitig regten einige Befragte eine Diskussion dazu an, welche konkreten Umsetzungsent
scheidungen aus Berechnungsergebnissen für die verschiedenen, ggf. recht breit gefächerten 
Szenarien des Szenariorahmen innerhalb des NEP bereits heute abgeleitet werden sollten. Es sei 
wichtig zu unterscheiden, welche Planungsprojekte bereits jetzt einer (endgültigen) Entschei
dung bedürfen und bei welchen eine spätere Festlegung auf Basis besserer Informationen sinn
voll wäre. Dabei sei abzuwägen zwischen  

▪ einerseits einer sich ggf. mit der Zeit verbessernden Informationslage und damit abnehmen
der Unsicherheit sowie der Abwesenheit einer unmittelbaren Entscheidungsnotwendigkeit 
sowie  

▪ andererseits den Auswirkungen einer ggf. als zögerlich wirkenden "Entscheidungskultur" auf 
die politische und gesellschaftliche Akzeptanz für Netzbau und auch den möglichen Konse
quenzen einer Verzögerung bei der Planung und Umsetzung von Entscheidungen, die vor 
allem im Strombereich Projekte deutlich verlängern können. 

Keiner der Interviewten stellte grundsätzlich in Frage, dass eine spätere Revision von Projekt
planungen im Rahmen eines folgenden NEP-Zyklus oder auch durch eine Anpassung des BBPlG 
rechtlich möglich sei, in der Praxis würde die Aufnahme eines Projekts in das BBPlG jedoch häu
fig als faktische Festlegung auf die spätere Umsetzung wahrgenommen. Die Aussage „Was ein
mal im BBPlG ist, bekommt man schwer wieder weg“ bringt diese Sichtweise pointiert zum Aus
druck. Dies wird aktuell teilweise als Reduktion des Handlungsspielraums für spätere Kurskor
rekturen empfunden. 

Einzelne Befragte sahen an dieser Stelle Bedarf für eine klarere Systematik im Umgang mit Un
sicherheiten im Planungsprozess über die Frage der Festlegung des Szenariorahmens hinaus. 
Insbesondere wurde hinterfragt, wie frühzeitig und mit welcher Verbindlichkeit Umsetzungsent
scheidungen zu welchem Zeitpunkt getroffen werden müssen. Ziel müsse sein, die Planung ro
bust zu gestalten und zugleich die notwendige Flexibilität für spätere Entwicklungen zu wahren. 
Andere Befragte betonten hingegen, dass der bestehende Ermessensspielraum der Regulie
rungsbehörde im Rahmen der Genehmigungspraxis gerade in diesem Punkt hilfreich sei und bis
lang auch positiv genutzt werde. Gerade dies würde die notwendige Flexibilität ermöglichen. 
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Empfehlung: Frage des Umgangs mit Unsicherheiten im weiteren Planungsprozess klären 

Die Frage danach, wie über die Entstehung und Festlegung des Szenariorahmens hinaus im 
Planungsprozess, insbesondere auch bei Umsetzungsentscheidungen, mit Unsicherheiten 
umgegangen werden sollte, um die Robustheit der Infrastrukturen und damit die Resilienz 
des Energiesystems insgesamt zu erhöhen, war nicht Gegenstand dieses Vorhabens. Die in 
den Interviews zum Teil von den Befragten aufgeworfenen Fragen zeigen jedoch die Rele
vanz dieser Frage. Wir empfehlen daher, diese offene Forschungsfrage zukünftig zu adres
sieren. Die in diesem Vorhaben ergänzen durchgeführte Analyse zum zeitlichen Verlauf von 
Kosten und Projektfortschritt in Infrastrukturprojekten (s. Anhang), könnte hierzu einen An
haltspunkt liefern. Die Analyse zeigt, dass grundsätzlich der weitaus überwiegende Teil der 
Kosten erst in der letzten Phase des Projekts (i.W. die eigentliche Bauphase) anfällt. Die Pla
nungsphase von Infrastrukturprojekten verursacht einen nur eher geringen Teil der Kosten, 
wenngleich auch derzeit die verfügbaren Planungsressourcen auf Seiten der Netzbetreiber 
wie auch der Behörden eine knappe, den Umfang möglicher Planungsprojekte begrenzende 
Größe darstellt. 
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A Analysen zum zeitlichen Verlauf von Kosten und Projektfort
schritt in Infrastrukturprojekten 

Zielstellung 

Infrastrukturelle Großprojekte – insbesondere im Bereich der Energieversorgung – sind mit er
heblichen Unsicherheiten behaftet. Diese Unsicherheiten betreffen sowohl die Mengenplanung 
als auch die regionale Verteilung von Projekten. Zwei Beispiele im Bereich Transportnetze ma
chen dies besonders deutlich: Der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft und die Netzausbaupla
nung im Stromsektor. 

Im Fall von Wasserstoff besteht eine erhebliche Unsicherheit hinsichtlich der tatsächlichen Men
genentwicklung. Der notwendige Hochlauf von Erzeugung, Import, Infrastrukturaufbau und Ab
nahme ist von zahlreichen Unbekannten abhängig. Mit der Dimensionierung des H2-Kernnetzes, 
die auf eine kriterienbasiertes Szenario fußt, wurde bewusst ein Signal gesetzt, um Investitionen 
und Aktivitäten bei Erzeugern und Abnehmern anzuregen und Planungssicherheit zu schaffen. 
Abweichungen vom erwarteten Hochlauf des Wasserstoffmarktes nach unten, d.h. Verzögerun
gen oder Nicht-Realisierung von Erwartungen, können zur Folge haben, dass ineffiziente Infra
strukturen mit hohen Kosten entstehen, die die Wirtschaftlichkeit des Gesamtsystems gefähr
den. Umgekehrt birgt eine zu vorsichtige Planung – etwa durch zu kleine Dimensionierung – das 
Risiko, dass keine ausreichende Dynamik entsteht und potenzielle Wasserstoffverbraucher un
versorgt bleiben. 

Auch im Strombereich zeigen sich Unsicherheiten. Ein Thema ist zum Beispiel die Regionalisie
rung der Ausbauprojekte. Netzanschlussanfragen erfolgen oft zu unterschiedlichen Zeitpunkten, 
was die Netzplanung erschwert. Zwar kann eine frühzeitige Meldung, beispielsweise über das 
Anschlussbegehren eines Speichers oder Rechenzentrums, helfen, notwendige Anschlusskapa
zitäten rechtzeitig bereitzustellen, jedoch bleibt dabei oft unklar, ob die gemeldeten Projekte 
tatsächlich realisiert werden. Ein Beispiel sind Batteriespeicher: Die hohe Anzahl von Anschluss
anfragen lässt vermuten, dass viele dieser Vorhaben letztlich nicht umgesetzt werden. Entspre
chend wird es zunehmend herausfordernd, die Regionalverteilung von Projekten realistisch ab
zuschätzen. Auch über den Gesamtumfang des benötigten Stromnetzausbaus herrscht Unsi
cherheit. Der Netzentwicklungsplan trägt diesem mit verschiedenen Szenarien Rechnung in de
nen der Bedarf an Netzausbau abhängig von den Annahmen stark variieren kann. 

Generell ist der Umgang mit Unsicherheiten in der Planung nicht neu. Institutionen wie die Bun
desnetzagentur (BNetzA), die Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) und die Verteilnetzbetreiber 
(VNB) verfügen über etablierte Prozesse und Lösungsansätze, um Unsicherheiten zu berücksich
tigen. Ein Ziel der im Rahmen dieses Vorhabens durchgeführten Untersuchungen dazu war es, 
darüber hinaus zu evaluieren, ob eine explizite "Planung in Optionen" einen zusätzlichen Mehr
wert im Umgang mit Unsicherheiten bieten kann. Die Diskussionen dieser Möglichkeiten haben 
jedoch auch gezeigt, dass in der aktuellen Situation solche Mehrwerte kaum zu heben sind: Die 
aktuell vorhandenen Planungskapazitäten sind begrenzt, Planungsverfahren müssen bereits 
heute priorisiert werden, und Genehmigungsbehörden stoßen in der Bearbeitung von Ausbau
vorhaben an ihre Kapazitätsgrenzen. Vor diesem Hintergrund ist es nicht realistisch, flächende
ckend Planungen vor allem im Stromnetz für alle denkbaren Infrastrukturvarianten vorzuneh
men, um dann einzelne Projekte gegebenenfalls wieder „fallen zu lassen“. Eine solche 
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Vorgehensweise würde bestehende Engpässe verschärfen und die notwendige Priorisierung un
terlaufen.  

Daher liegt der Fokus der in diesem Kapitel erläuterten Überlegungen nicht auf einem Vorschlag 
zur generellen Ausweitung von Planungsaktivitäten ohne Rücksicht auf vorhandene Ressourcen, 
sondern soll perspektivisch bzw. auch für Sektoren wie Wasserstoff oder im Rahmen der Wär
meplanung aufzeigen, welche Möglichkeiten aufgrund der zeitlichen Verteilung von Kosten ent
lang des Planungs- und Realisierungsprozesses zumindest theoretisch für einen Umgang mit Un
sicherheit bestehen. 

Ausgangspunkt ist die Beobachtung, dass sich die Planung und Umsetzung solcher Vorhaben oft 
über viele Jahre erstreckt. Dabei entsteht nur ein kleiner Teil der Gesamtkosten im Zuge der 
Planungs- und Genehmigungsprozesse – obwohl diese zeitlich ähnlich lange, zum Teil sogar län
ger dauern als die eigentliche bauliche Realisierung. 

Das Vorgehen im Rahmen dieser Untersuchung ist es daher, die Kostenentwicklung über den 
zeitlichen Verlauf systematisch zu analysieren. Dabei sollen insbesondere die Bedeutung der 
frühen Planungskosten im Verhältnis zu den späteren Realisierungskosten herausgearbeitet so
wie Chancen und Risiken dieser zeitlichen Kostenverteilung diskutiert werden. 

Abschätzung von Dauer und Kostenanteile verschiedener Bauphasen 

Die Realisierung größerer Infrastrukturprojekten zum Strom-, Gas- oder Wärmenetzausbau lässt 
sich grob und näherungsweise in fünf Phasen strukturieren: Machbarkeitsuntersuchung, Be
hördliche Prüfung, Planfeststellung, Ausführungsplanung und Objektüberwachung (vgl. Abbil
dung 7).  

 

Abbildung 7 - Klassifizierung von Bauphasen für Infrastrukturprojekte 

Phase 0: 
Bestimmung 

Gesamtbedarf

Phase 1: 
Machbarkeits-
untersuchung 

Phase 2: 
Bundesfach-

planung / 
Raumordnung

Phase 3: 
Planfeststellung 

Phase 4: 
Ausführungs-

planung & 
Vergabe

Phase 5: 
Objektüber-

wachung

Ze
it

▪ Ermittlung Ausbaubedarf für ein gesamtes Gebiet
▪ Beispiel sind die NEP-Prozesse bei Strom und Gas

▪ Durchführung von Machbarkeitsstudien
▪ Erstellung von Trassenskizzen 
▪ Erstellung Trassengrobplanung

▪ Innerhalb von Bundesländern: Raumordnungs-verfahren
▪ Länderübergreifend oder grenzüber-schreitend: Bundesfachplanung
▪ Prüfung  und Genehmigung des in der Machbarkeits-untersuchung identifizierten Trassenkorridors in 

Bezug auf Vereinbarkeit mit privaten und öffentlichen Belangen

▪ Entwurfsplanung: Erstellung detaillierter technischer Pläne u. Konzepte auf Basis der in den 
Machbarkeitsstudien

▪ Genehmigungsplanung: Vorbereitung der Dokumente und Nachweise für die Genehmigung der in der 
Entwurfsplanung definierten Lösungen

▪ Abschließen von Verträgen / Wegerecht: Vertragliche Aspekte zur Nutzung von Grundstücken u. Wegen 

▪ Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen inkl. der notwendigen Vorbereitungen

▪ Durchführung bzw. Begleitung der Bauarbeiten
▪ Inbetriebnahme
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Im Rahmen der Machbarkeitsuntersuchung werden für den betreffenden Leitungsverlauf Mach
barkeitsstudien durchgeführt, Trassenskizzen angefertigt und eine Trassengrobplanung erstellt. 
Die behördliche Prüfung erfolgt bei Projekten, die die Grenzen von Bundesländern oder 
Deutschlands überschreiten im Rahmen der Bundesfachplanung, bei allen anderen Vorhaben im 
Rahmen des Raumordnungsverfahrens. Nach einer Genehmigung beginnt die Phase der Plan
feststellung. Wesentliche Elemente sind die Entwurfs- und Genehmigungsplanung sowie das 
Verhandeln von Verträgen und Wegerechten. Daran anschließend erfolgt im Rahmen der Aus
führungsplanung die Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen. Erst in der fünften Phase, 
der Objektüberwachung, starten die eigentlichen Bauarbeiten. Es ist zu betonen, dass die Ab
grenzung der Phasen in realen Projekten nicht trennscharf ist und sich die Phasen teilweise über
lappen, so dass bspw. auch einzelne Bauleistungen bereits zu einem früheren Zeitpunkt verge
ben werden. 

Die gewählte Unterteilung in Bauphasen lässt sich auch gut den einzelnen Schritten der NEP 
Strom Erstellung und Umsetzung zuordnen. Wie Abbildung 8 zeigt, liegt die Bedarfsermittlung 
(dargestellt als "Phase 0") bei dieser Untersuchung außerhalb des Betrachtungsraums und die 
Phasen 1 bis 5 bieten eine etwas feinere Unterteilung der Schritte Planung und Umsetzung. 

 

Abbildung 8 - Zuordnung der gewählten Klassifizierung von Bauphasen in die Erstellung und Um
setzung des NEP Strom 

Kosten und zeitliche Dauer verteilen sich sehr unterschiedlich über die einzelnen Phasen. Grund
sätzlich sind Kosten und Dauer in jedem Projekt verschieden und abhängig von Einflussgrößen 
wie z. B. Topographie, Baugrund, technischen Festlegungen (z. B. Abstände, Anzahl geschlos
sene Querungen etc.), die Lage im Raum (z. B. Verdichtungsraum, geringe Siedlungsdichte) oder 
auch die Höhe der festgelegte Entschädigungsregelungen. Dennoch lassen sich grundsätzliche 
Verhältnisse der Kosten- und Zeitblöcke untereinander abschätzen, die in ihrer Größenordnung 
für die Mehrzahl der Leitungsbauprojekte auf Transportnetzebene repräsentativ sind. 

Man unterscheidet kostenseitig zwischen Baukosten und Baunebenkosten. Unabhängig von Art 
des Netzausbaus (Erdkabel Strom, Freileitung Strom, Gasleitung etc.) lässt sich sagen, dass Bau
kosten mit rund 80 % den Großteil der Gesamtkosten ausmachen (vgl. Abbildung 9). Sie liegen 
vollständig in Phase 5 „Objektüberwachung“. Diese Werte sind jedoch einzelfallabhängig. Ein
zelne Übertragungsnetzbetreiber berichten, dass sie den auf die Phasen 1 bis 3 entfallenden 
Kostenanteil auf bis zu 30% schätzen. 

Quelle: ÜNB Strom

Phase 0 Phasen 1 u. 2 Phasen 4 und 5Phase 3

Maßnahme im Startnetz
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Abbildung 9 - Verteilung Bau- und Nebenkosten 

Die Baunebenkosten verteilen sich über alle fünf Realisierungsphasen. Die Abbildung 10 darge
stellten Verhältnisse sind Schätzungen, die sich aus Experteninterviews mit dem im Projektkon
sortium beteiligten Planungsbüro Lange ergeben haben. Ein Großteil der Gesamtkosten von Inf
rastrukturprojekten – rund 85 % – entfällt auf die Phase V, die Objektüberwachung. Diese um
fasst die tatsächliche bauliche Umsetzung sowie die begleitende Bauüberwachung und markiert 
damit den finanziellen Schwerpunkt im Projektverlauf. Im Vergleich dazu verursachen die vor
gelagerten Planungsphasen nur einen relativ geringen Anteil der Kosten: Weniger als 1 % ent
fallen auf die Machbarkeitsuntersuchung (Phase 1), in der Trassenskizzen erstellt und grundle
gende Machbarkeitsanalysen durchgeführt werden. Die behördliche Prüfung (Phase 2), die 
Raumordnungsverfahren oder Bundesfachplanungen umfasst, schlägt mit etwa 3 % zu Buche. 
Die Planfeststellung (Phase 3), in der unter anderem die Genehmigungsplanung erfolgt und We
gerechte verhandelt werden, verursacht rund 8 % der Kosten. Die Ausführungsplanung und 
Vergabe (Phase 4) liegt schließlich bei ca. 4 % der Gesamtkosten. Diese Verteilung macht deut
lich, dass wesentliche finanzielle Aufwendungen erst mit dem Baubeginn entstehen, während 
die vorlaufenden Phasen nur einen geringen Anteil der Gesamtkosten verursachen. 

 

Abbildung 10 - Größenordnungen zur Verteilung der Kosten auf die Realisierungsphasen 

Bezüglich der Dauer der einzelnen Realisierungsphasen hat es in der jüngeren Vergangenheit 
einige Anpassung zur Beschleunigung des Stromnetzausbaus gegeben, sodass bei der Schätzung 
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der benötigten Zeit für die einzelnen Realisierungsphase sich in den Experteninterviews eher an 
Erfahrungswerten aus dem Gasbereich orientiert wurde. Die Verteilung der Dauer relativ zur 
Gesamtdauer von Planung und Umsetzung ist in Abbildung 11 verdeutlicht. Phase 5 hat auch 
hier die größten Werte im Vergleich zu allen anderen Phasen: der Anteil an der Gesamtdauer 
liegt mit geschätzten 40 % aber deutlich unter dem Anteil an den Gesamtkosten mit über 80 %.  

 

Abbildung 11 - Verhältnis der Dauer der einzelnen Realisierungsphasen untereinander 

  

Es existieren somit Zeitpunkte (z. B. zwischen Phase III und IV oder zwischen Phase IV und V), zu 
denen schon mindestens die Hälfte der Projektdauer vorüber ist, aber nur zwischen 10 % und 
20 % der Gesamtkosten verursacht wurden (vgl. Abbildung 12). 

  

Abbildung 12 - Verteilung der Kosten über die Dauer eines Infrastrukturprojekts 

Es ist wichtig zu betonen, dass die hier aufgeführten Verhältnisse nur grobe Schätzungen dar
stellen, die im Einzelfall von vielen Faktoren abhängen.  

 

Risiken einer verstärkten Planung in Optionen 

Neben dem potenziellen Nutzen wurden auch Risiken einer verstärkten „Planung in Optionen“ 
diskutiert. Insbesondere wird auf mögliche Auswirkungen auf die Geschwindigkeit des Netzaus
baus hingewiesen. So kann ein solches Vorgehen zu einer erhöhten Auslastung von Planungs
stäben und Genehmigungsbehörden führen, die ohnehin bereits an ihrer Kapazitätsgrenze 
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arbeiten. Der zusätzliche Planungsaufwand könnte zu Verzögerungen im Genehmigungsprozess 
und damit in der Umsetzung führen. 

Ein weiteres Risiko liegt in der Erhöhung des Umsetzungsrisikos: Da durch die Planung in meh
reren Optionen die finale Entscheidung über einzelne Maßnahmen später erfolgt, könnten Maß
nahmen zeitlich nach hinten verschoben werden. Dies könnte insbesondere von Netzausbau
gegnern genutzt werden, um notwendige Maßnahmen zu verhindern. Darüber hinaus kann die 
Planung in Optionen das sogenannte Beteiligungsparadoxon verschärfen, bei dem frühe Betei
ligungen auf große Unsicherheit stoßen, spätere Maßnahmen aber kaum noch beeinflusst wer
den können. 

Fazit 

Das Planen in Optionen kann grundsätzlich einen Beitrag zum besseren Umgang mit Unsicher
heiten im Infrastrukturausbau leisten – setzt aber voraus, dass ausreichend Planungsressourcen 
zur Verfügung stehen. In solchen Fällen ermöglicht ein optionsbasiertes Vorgehen, unterschied
liche Entwicklungspfade frühzeitig mitzudenken, spätere Fehlplanungen zu vermeiden und Ent
scheidungsspielräume offen zu halten, ohne einen großen Einfluss auf entstehende Kosten zu 
haben. Der bestehende Rechtsrahmen – insbesondere der Ermessensspielraum der Bundes
netzagentur – bietet bereits heute Möglichkeiten, eine solche flexible und vorausschauende Pla
nung umzusetzen, auch wenn diese bislang kaum formalisiert oder standardisiert ist. 

In Situationen jedoch, in denen Planungs- und Genehmigungskapazitäten knapp sind – wie es 
aktuell zumindest im Stromnetz der Status quo ist – überwiegen die Risiken eines Planens in 
Optionen. Dazu zählen: 

• Verwässerung notwendiger Priorisierungen, da Ressourcen auf potenziell nicht realisier
bare Alternativen verteilt werden, 

• Verzögerungen im Gesamtprozess durch zusätzliche Planungs- und Prüfverfahren, 

• Überlastung der zuständigen Behörden, was bestehende Engpässe weiter verschärfen 
kann. 
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